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Mtl. Dauerspenden tür die Verbreitung 
anarchistischen Gedankenguts- 
SF-Unterstützer- und 
Unterstüizerinnenkreis: 

N.H., Nürnberg 25.-; M.R., Frankfurt 25.-; 
TS.. Detmold 5.-; A.R., Paderborn 10.-; F- 
J M.. Dortmund 10.-; V.S.. Groß-Umstadt 
20.-; u.S.. Thedinghausen 15.-; R.G.. 
Anröchte 15.-; I.W., Aschaffenburg 60.-; 
Na, Euskirchen 100.-; B.P., Harsum 50.-; 
R.M.. CH. 25.-; 


Wir haben sie sc 
die Revolui 


Editorial zur rot« 
Zeitenweh 


Pünktlich nach 30 Jahren hat er geklappt,' 
der von Rudi Dutschke geforderte 
Marsch durch die Institutionen. "Wir" 
haben gesiegt, "unser" Genosse von!' 
Revolutionären Kampf ist Außen¬ 
minister, "unser" Genosse vom KB ist 
Umweltminister, "unser" nie-so-ganz- 
Genosse, aber RAF-Anwalt ist Innen- : 
minister und kann sich im Fall Monika 
Haas daran erinnern, wo die Grenzen 
der Verteidigung liegen. 

Und Perspektiven hat das Ganze auch 
noch: Cohn-Bandit kandidiert ihtM- 
schen in Frankreich und hat alle Chancen 
eines Tages fraazdsischer Außenmini¬ 
ster zu werden um zusammen mi|Jä^J| 
sehlcaoiil seinem Bembel auf Q-Jftjjpf- ^ 
fen multikultureUe Akzente zu setzen, ^ :-; 
AfsKohlani^prägtecrdic"Wende" ;! 
und diewar spürbar. Wer Jetzt eine neue; 
Zeitenwende erwartet, wind sich ver- 
wundert die Augen reiben. "Dagegen” 


Gesamtstand (November 1998:360.-) 

Einmalige Spenden für den Pressefonds 
(Anzeigen, Werbung etc.) des 
Schwarzen Fadens; 


H.G.. Porta Westfalica 10.- 8t danke für 
die vielen Tips!!; T.S.. Berlin 10.-; F.A., 
Frankfurt 20.-; N.Z.. Zürich 20.-; S.Z.. 
München 20.-; J.W.. Berlin 50.-; T.L, Kiel 
20.-; B.N'D.,Kaufungen 500.-; H.T..Frankfurt 
20.-; H.S.. Coburg 10.-; I..&R.H., Berlin 50,- 
Gesamt: 730- 


Herzlichen Dank, 

an die Spenderinnen! Und besonders er¬ 
wähnen wollen wir dieses Mal die erfreu¬ 
lich große Resonanz auf unsere Bitte nach 
Förder-ABOs. viele von Euch haben von 
dieser Möglichkeit, das Projekt SF abzu¬ 
sichern Gebrauch gemacht. Wir atmen 
tief durch! Danke. 


1120 Grafenau/Wüi 
Tel. 07033-44273 
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Fax 07033-45264, 
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EXPO NO - denn die 
Welt sieht anders aus! 

Im Jahr 2000 soll in Hannover die Weltausstellung EXPO 2000 stattfinden. Als die Idee dazu Fn,to ,w on t ,, 
vorgestcllt wurde, standen noch die lokalen Kapitalinteressen der hannoverschen »Deutsche d , 8 ? Cr Jahr ! 

Das Projekt sollte ein immenses Wirtschaftsförderungsprogramm werden, das der Messe AC in v * T Vorcicr 8 runcl 

und die Modernisierung ihres Messegeländes und der Verkehrsinfrastruktur bringen sollte ,"^^ S / ZC,ld ? n Ausba ' 
Messestandorte weiter eine der ersten Geigen spielen zu können. Ein Konzept, das sich nicht nur a, f h K ®" kurrcnzkam P f dc 
beschränkte, sondern in Hannover immer wieder Motor und Argument war um die cm« u v' as Mcsscgcüindcsclbs 
Sin« dc, derzeit überall dominierenden Standoniogik z„ fomferen S ?d££2? S “»™»ik,„,icrung in 
Großveransrallungen: Wir sehen in der EXPO 2000 eine „mit ™ der übiiehe, 

Zukunftscntwürle der Herrschenden, die nicht nur uns rundum Hannover angchi sondm. ,n !?* T Durchsctton S ,lc 
Weltordnung immer noch nicht abfinden wollen und Widerstand dagegen leisten. a, Mtcsicli mit der bestehender 

Als offenes Anti-EXPO-Bündnis von Gruppen und einzelnen Leuten »iw n „, * Ä ^ . 

wollen wir nun mit diesem Papier unsere Einschätzungen zur EXPO zur Diskussin H,ldeshcim und Wunsior 

der Neuformierung des Widerstands gegen dieses Projekt za Lteüigen **** ^ ^ aurfordcm ’ sich ai 
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Weltausstellung EXPO 
2000 in Hannover 


Vom 1. Juni bis 31. Oktober 2000 
präsentieren sich Regierungen von mehr 
als 170 Staaten in sog. »Länder¬ 
pavillons«, Großunternehmen zum Teil 
ebenfalls mit eigenen Pavillons sowie 
internationale Organisationen (EU, 
UNO, Rotes Kreuz,...). Veranstalterin 
der EXPO 2000 istdie Bundesregierung, 
Vorbereitung und Durchführung wurde 
an die eigens gegründete EXPO 2000 
GmbH übertragen. Auf fünf der zehn 
Sessel im AufsichtsratderEXPOGmbH 
sitzen Vertreter der deutschen Wirt¬ 
schaft, die restlichen fünf teilen sich 
Vertreter der Bundesregierung, des 
Landes Nicdcrsachscn, der Stadt Han¬ 
nover und ein Gewerkschaftsfunktionär. 
Unter dem Motto »Mensch-Natur- 
Technik« soll den erwarteten 20 Mil¬ 
lionen Besucherinnen v. a. in einem 
sogenannten Themenpark »Lust auf 
Zukunft« gemacht werden. Über Han¬ 
nover hinaus sollen die EXPO-Inhalte 
erstmals auch durch sog. »Dezentrale 
Projekte« in Nicdcrsachscn, der BRD 
und weltweit verbreitet werden. Die 
damiteinbezogenen Projekte haben sich 

- wie alle anderen EXPO-Bei träge auch 

- an der Nachhaltigkeilskonzeptton der 
Agenda 21 zu orientieren und sollen für 
eine breite Akzeptanz und einen zu¬ 
sätzlichen grünen Anstrich der Groß¬ 
veranstaltung sorgen. Angesprochen 
werden sol len durch die EX PO vor al lern 
Kinder und Jugendliche, die für die 
Problcmsicht der Herrschenden und die 
präsentierte Technik gewonnen werden 
sollen. 

Tatsächlich ist die EXPO 2000, wie 
auch schon die erste Weltausstellung 
von 1851 in London, nichts anderes als 
ein Schaufenster der »industriellen 
Revolution« und des Imperialismus, 
eine Sclbstinszcnicrung von patriar¬ 
chalem Technikfetischismus und kapi¬ 
talistischer Macht. Daran hat sich bis 
heute wenig geändert. Bei Weltausstel¬ 
lungen geht cs darum, Fortschritts¬ 
glauben zu verbreiten und Identifikation 
mit dem Kulturvcrständnis der Mäch¬ 
tigen zu festigen. Früh in dcrGcschichte 
der EXPOs wurde von den Macherinnen 
erkannt, daß die Präsentation tech¬ 
nischer Neuerungen allein nicht aus- 
rcicht, sondern zur Akzcplanzschaffung 


ideologisch untermauert werden muß. 
Ein recht passendes Beispiel dafür ist 
das Motto der Weltausstellung in 
Brüssel 1958, »Bilanz der Welt für eine 
menschlichere Welt«. Mit dem Wahr¬ 
zeichen des Atomiums wurde damals 
für die »friedliche« Nutzung der Atom¬ 
energie geworben, so wie heute in Han¬ 
nover unter dem Vorzeichen der Agenda 
21 für die Gentechnologie geworben 
wird. So kann es kaum verwundern, 
daß als Wahrzeichen der EXPO 2000 
eine riesige Darstellung des mensch¬ 
lichen DNS-Strangs in der Diskussion 
war. 


Inhalte der EXPO 2000 


Die EXPO hat sich nichts geringeres 
vorgenommen, als »Lösungen« für die 
»globalen Probleme« wie Armut, Hun¬ 
ger und Umweltzerstörung zu prä¬ 
sentieren: »Die EXPO 2000 [.„] soll an 
der Schwelle zu einem neuen Zeitalter 
ein völkerverbindendes Signal für die 
Menschen setzen. Ein Signal dafür, daß 
wir erkannt haben, daß wir Menschen 
auf dieser Erde alle zusammen in einer 
Welt leben. Es machtkeinen Sinn mehr, 
uns in eine erste, zweite, dritte oder 
vierte Welt aufzuteilen, wenn wir neue 
Wege suchen. Wege, damit Menschen 
einen menschenwürdigen Lebensstil in 
Freiheit und Selbstbestimmung finden 
können und zugleich künftig das Gleich¬ 
gewicht des globalen Ökosystems bes¬ 
ser gewährleisten und das friedliche 
Miteinander nicht gefährden.« (EXPO 
GmbH 1995) 

Probleme, Wege und Lösungen sollen 
vor allem im Themenpark präsentiert 
werden, der in die Themenschwer¬ 
punkte »Der Mensch«, »Umwelt: 
Landschaft, Klima«, »Basic Human 
Needs«, »Die Ernährung«, »Die 
Gesundheit«, »Die Energie«, »Die 
Mobilität«, »Die Zukunft der Arbeit«, 
»Wissen: Informationen, Kommunika¬ 
tion«, »DieZukunft der Vergangenheit« 
und »Das 21 .Jahrhundert« untergliedert 
ist. Die Konzeptionen hierfür wurden 
von Lobbyistlnnen vor allem aus Wirt¬ 
schaft, Wissenschaft und Politik ent¬ 
wickelt. Mit allen Bereichen soll die¬ 
selbe Botschaft transportiert werden: 
Es gäbe keine Alternative zum Kapi¬ 
talismus; nur durch »Globalisierung«, 


»Liberalisierung« und »freien Welt¬ 
handel« ließen sich die Probleme der 
Welt lösen. Die alle Widersprüche 
glättende Strategie, um diese Botschaft 
durchzusetzen, heißt »Nachhaltige 
Entwicklung«. 


Alleskleber »Nachhaltige 
Entwicklung« 


Zentrales Werk der »Nachhaltigen 
Entwicklung« istdie Agenda 21. Diese 
haben die EXPO-Macherlnnen - 
händeringend auf der Suche nach In¬ 
halten, die diese Mammutschau recht- 
fertigen-erst relativ spät, nämlich 1994, 
für sich entdeckt. Die Agenda 21 ist das 
»Aktionsprogramm«, das als Ergebnis 
der UN-Umweltkonferenz in Rio 1992 
beschlossen wurde. 

»Nachhaltige Entwicklung« wird in 
diesem UN-Bericht als Entwicklung 
definiert, »die die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt,ohne zu riskieren, 
daß künftige Generationen ihre Be¬ 
dürfnisse nicht befriedigen können.« 
Das Konzept behauptet, es wäre mög¬ 
lich, gleichzeitig Wirtschaftswachstum, 
Ressourcenschonung und den Abbau 
der wel tweiten sozialen Ungleichheiten 
zu erreichen - selbstverständlich unter 
Beibehaltung bzw. durch die Intensi¬ 
vierung der bestehenden patriarchal¬ 
kapitalistischen Weltordnung. Tatsäch- 
lich ist Nachhaltige Entwicklung ein 
von oben betriebenes Programm zur 
Modernisierung der Herrschafts Ver¬ 
hältnisse. 


»Alle in einem Boot« 


In den Konzepten zur »Nachhaltigen 
Entwicklung«, die von der EXPO 
übernommen werden, sind Herrschafts¬ 
und Machtverhältnisse zwischen Män¬ 
nern und Frauen, zwischen Kapital und 
Arbeit, zwischen Norden und Süden 
ausgeblendet. Es wird ein Weltbild frei 
von Interessengegensätzen konstruiert. 
Die Botschaft lautet: Wir sitzen alle in 
einem Boot. Über diese Strategie und 














aufgebauten moralischen Druck werden 
Kritikerinnen zur Mitarbeit am kapita¬ 
listischen Weltrettungskonzept, zu dem 
es keine Alternative gäbe, genötigt: Eine 
»Ethik globaler Verantwortung« zwinge 
uns alle an die Bootsriemen und zum 
Rudern in die eine Richtung. Verant¬ 
wortlich für die Probleme seien irgend¬ 
wie »wir alle«, und wer sich weigere 
mitzurudem, mache sich schuldig am 
Weltuntergang. 

Nach dieser Logik können die Ur¬ 
sachen für Armut, Hunger, Kriege und 
Umweltzerstörung auch nicht in ras¬ 
sistischer und patriarchaler Herrschaft 
und kapitalistischer Ausbeulung von 
Mensch und Umwelt liegen. Als Ur¬ 
sache für all diese Probleme wird im 
nachhaltigen Weltbild und den Bro¬ 
schüren der EXPO GmbH statt dessen 
einmal mehr die Legende von der 
»Bevölkerungsexplosion« in den armen 
Ländern des Südens bemüht. Da offen¬ 
sichtlich repressive Bevölkerungskon- 
trollmaßnahmen zunehmend am Wi¬ 
derstand betroffener Frauen scheitern, 
werden Kontrollmaßnahmcn heute 
subtiler unter dem Stichwort »Em- 
powerment«, d. h. als (scheinbare) 
Stärkung der Rolle der Frauen verkauft: 
Die Experten wollen Frauen den Zugang 
zu Bildung und Erwerbsquellen v. a. 
deshalb verschaffen, weil Bildung und 
Wohlstand - nach westlichem Vorbild 
- die »Geburtenraten« senkten. Die 
Mittel werden modernisiert, der 
technokratische Zugriff, der Menschen 
nur als Zahlen wahmimmt, bleibt der 
gleiche. 

Das gesamte Konzept »Nachhaltige 
Entwicklung« ist geprägt von solchen 
patriarchalen Rollenzuschreibungen: 
Männer entwerfen Wcltrcttungspläne, 
definieren sich als Experten, die die 
Lage dank modernster Technologien 
weltweit »im Griff« haben und den 
technologischen Zugriff auf die Welt 
per »Effizienzrevolution« optimieren. 
Frauen haben zu funktionieren: indem 
sie im Norden artig den von Männern 
ersonnenen Müll sortieren, damit die 
kostbaren Ressourcen n icht im privaten 
Konsum verschwendet werden, sondern 
der Industrie zur profitableren Aus¬ 
beutung zur Verfügung stehen, und 
indem sie im Trikont dafür sorgen, daß 
das zum zentralen Problem bestimmte 
»Bevölkerungswachstum« ein Ende 
habe. 


»Technikakzeptanz und 
Zukunftsfähigkeit« 


Im übrigen lägen die Probleme daran, 
daß die angeblich zu vielen Menschen 
in den »Entwicklungsländern« mit ver¬ 
alteter, »nicht nachhaltiger« Techno¬ 
logie wirtschafteten. Hier setzt der 
Norden mit seiner vermeintlichen Lö¬ 
sungskompetenz an. Westliche Indus¬ 
trienationen und Multinationale Kon¬ 
zerne entdecken ihre »internationale 
Verantwortung«, belehren den »unver¬ 
nünftigen« Süden - und mehren durch 
»Technologietransfer« ihre Profite. Bio- 
und Gentechnologie sei notwendig, um 
die Nahrungsmittelerzeugung sicher¬ 
zustellen, Atomtechnik sei erforderlich, 
um den wachsenden Energiebedarf zu 
decken und die »Klimakatastrophe« zu 
verhindern, und die Informations- und 
Kommunikationstechnologien werden 
als einzige Mittel dargestellt, um die 
angeblich »zunehmende Komplexität 
der Probleme« bewältigen zu können. 

Dementsprechend und um ihren welt¬ 
weiten Führungsanspruch zu unter¬ 
streichen, will die deutsche Wirtschaft 
auf der EXPO um Technikakzeptanz 
werben. So sollten an der EXPO 
beteiligte Firmen 

»1. Problembewußtsein, z. B. in 
Umwellfragen, zeigen, dann jedoch 

2. Lösungskompetenz der Unter¬ 
nehmen demonstrieren und dabei über¬ 
zeugen, daß 

3. nur mit Technik die drängenden 
Umwelt-, Entwicklungs- und Bevöl¬ 
kerungsprobleme zu lösen sind, um so 
auf der EXPO für eine unverkrampfte 
Haltung zur Technik zu werben und 
damit 

4. die Zukunftsfähigkeit des Wirt¬ 
schaftsstandortes Deutschland einem 
weltweiten Publikum zu demonstrieren. 

Im Kern zielt dieses Gemeinschafts¬ 
projekt ab auf die Erreichung von Tech¬ 
nikakzeptanz: Der Mangel an Technik- 
akzeptanz und die irrationale Diskussion 
über Technikfolgen sind schuld daran, 
daß viele Zukunftschancen in Deutsch¬ 
land verspielt werden.« (EXPO-Be- 
tei 1 igungsgesel lschaft der Deutschen 
Wirtschaft 1995). 


Diese Aussage verdeutlicht beispiel¬ 
haft den strategischen Umgang der 
Mächtigen mildem Konzept der »Nach¬ 


ES 


haltigen Entwicklung«: Die herrschen¬ 
den Eliten sehen angesichts wachsender 
ökologischer und sozialer Probleme ihre 
Akzeptanz schwinden. Was läge näher, 
als die »Schwelle zum 3. Jahrtausend« 
zum Anlaß zu nehmen, sich der Wclt- 
öffentlichkeitäuf einer Weltausstellung 
geläutert zu präsentieren und die Lö¬ 
sungen für die — wohlgcmcrkt selbst 
definierten - Probleme gleich mit? Ziel 
dieser ganzen Bemühungen bleibt je¬ 
doch nach wie vor, die Profite zu maxi¬ 
mieren und die bestehenden Hcrr- 
schaftsverhältnisse (durch die scheinbare 
Integration aller Widersprüche zu sta¬ 
bilisieren. 



»Vision: Weltfrieden durch 
Welthandel« 


Auch weiterhin wollen sich die In¬ 
dustrienationen und international ope¬ 
rierenden Konzerne den ungehinderten 
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Zugriff auf Menschen und Umwelires- 
sourcen sichern. Von den Ländern im 
Trikont und den ehemaligen »sozialis¬ 
tischen« Staaten wird die Bereitschaft 
verlangt, sich den Weltmarktstrukturen 
zu unterwerfen. Versprochen wird 
ihnen, am Wohlstand und »Entwick- 
lungs« vorsprung des Nordens teilhaben 
zu können. Westliches Kultur- und 
Demokratieverständnis wird zum Maß¬ 
stab und zur Bedingung für das Exis¬ 
tenzrecht. 

»Globalisierung« und »Liberalisie¬ 
rung des Welthandels« sollen angeb¬ 
lich dazu führen, daß »immer mehr 
Menschen am Wohlstand teilhaben« 
können. Die EXPO-Macherlnnen ver¬ 
breiten diese Ideologie über die Formel 
»Weltfrieden durch Welthandel« (EX¬ 
PO GmbH 1997). Dem Konkuirenz- 



verursachten) Probleme. 

Entgegen dieser Darstellung nehmen 
die Gegensätze zwischen Arm und 
Reich immer dramatischere Formen an. 
Die Ausbeutungsstrukturen, die im Ko¬ 
lonialismus begründet wurden, haben 
weiterhin Bestand und bilden die 
Grundlage der weltweiten Ungleich¬ 
heiten. Auf Basis dieser Ungleichheit 
kommt jeder Region - gemäß ihrem 
»Standortprofil« - eine Funktion inner¬ 
halb der weltweiten Arbeitsteilung zu. 
Die kapitalistische Systematik wird 
immer eine (abhängige) Peripherie be¬ 
nötigen, die Rohstoffe und billige Ar¬ 
beitskraft liefert 


und Wettbewerbsprinzip soll weltweit 
mit Nachdruck bis in die letzten geo¬ 
graphischen und gesellschaftlichen 
Bereiche zur Durchsetzung verholfen 
werden. Die ncoliberale »Modernisier¬ 
ung« des Kapitalismus wird angepriesen 
als Lösung der (durch den Kapitalism us 


“Gelebte Menschlichkeit” 


Die verstärkte Durchsetzung des Kon- 
kurrenzprinzips und die sich daraus er¬ 
gebende »Standortlogik« hat veränderte 
Formen der staatlichen Politik auch in 


den Metropolen zur Folge: An die Stelle 
des Befriedungsinstruments »Sozial¬ 
staat« tritt zunehmend der »Repres¬ 
sionsstaat«. Um Leistungsbereitschaft 
zu erzeugen, wird die Entsolidarisierung 
der Menschen nach rassistischem Mus¬ 
ter weiter vorangelrieben. Durch die 
Sortierung der Menschen nach Ver¬ 
wertungskriterien, d. h. den gezielten 
Ausschluß bestimmter gesellschaft¬ 
licher Gruppen, wächst die Angst vor 
der eigenen Ausgrenzung und damit 
die Bereitschaft, sich mit dem beste¬ 
henden System zu identifizieren und 
nach seinen Regeln zu funktionieren. 

Dabei geht es nicht mehr nur um 
einen Rassismus, der sich auf Hautfarbe 
und Paß beruft, sondern zunehmend 
um einen »Leistungsrassismus«,dessen 
Grundlage Arbeitswilligkeit und Un¬ 
terwürfigkeitsind. Ein Ergebnisist, daß 
nun nicht mehr nur »Ausländer« als 
Schuldige ausgemacht werden, sondern 
verstärkt arme Menschen und jene, die 
sich nichtkapitalistisch verwerten lassen 
wollen oder können, als Bedrohung 
aufgebaut werden. Die »Russen«, »Po» 
len«, oder sonstwie »Mafia«, Flücht¬ 
linge, die kriminalisiert werden, oder 
all jene, die sich angeblich der Leistung 
für den »Standort« verweigern, werden 
als »ordnungszersetzende Elemente« 
gebrandmarkt; entsprechend hart wird 
gegen sie polizeilich vorgegangen. 

Auf der EXPO will sich die BRD als 
Gastgeberin dagegen multikulturell, 
verantwortungsbewußt und richtungs¬ 
weisend präsentieren: »Bei der EXPO 
2000 können wir zeigen, wie wir sind - 

weltoffen, mitgelebter Menschlichkeit, 
mit der Fähigkeit zur internationalen 
Solidarität« (Helmut Kohl 1997) - im 
Gegensatz zur ihrer rassistischen Mi¬ 
grantinnenpolitik und der Politik der 
»Inneren Sicherheit«. Durch die EXPO 
wird in Hannover forciert, was in allen 
größeren Städten vorangetrieben wird: 
Menschen werden zu »Randgruppen« 
stigmatisiert, kriminalisiert und aus den 
Konsumzonen der Reichen vertrieben 
- häufig mit dem Argument der bevor¬ 
stehenden EXPO. 
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»Das Bild der Deutschen 
im Ausland« 


Bedeutung hat die EXPO 2000 auch als 
nationales Großprojekt: »Das Bild der 
Deutschen im Ausland wird mit der 
EXPO 2000 vielfach neu bestimmt. [...] 
Deutschland kann mit der EXPO 2000 
einmal mehr beweisen, daß es aus dem 
Schatten dieses Jahrhunderts mit zwei 
Weltkriegen herausgetreten ist und sich 
zu einer lebendigen Demokratie ge¬ 
wandelt hat. Und zehn Jahre nach der 
deutschen Vereinigung, bei der so viele 
Mitglieder der Völkergemeinschaft Hil¬ 
fe geleistet haben, können wir die 
Gelegenheit nutzen, ‘Danke’ zu sagen 
- und zeigen, was wir daraus gemacht 

haben: aus der Chance, miteinander neu 
zu beginnen.« (EXPO-General- 
kommissarin Birgit Breuel 1996). 

Die BRD-Regierung will das »welt¬ 
offene und fröhliche Fest« EXPO 2000 
nutzen, um 10 Jahre »Wiedervereini¬ 
gung« abzufeiem und die NS-Vergan¬ 
genheit endgültig als abgeschlossenes 
Kapitel der Geschichte zu besiegeln. 
Im Kampf um Märkte und Ressourcen 
will die BRD weg vom Image des be¬ 
drohlichen Großdeutschland. Solcher¬ 
maßen von der Bürde der Nazi-Vergan¬ 
genheit befreit, hat die BRD keine Skru¬ 
pel mehr, ihren politischen und ökono¬ 
mischen Führungsanspruch weltweit 
auch militärisch durchzusetzen. Auch 
diese nationalistischen, geschichtsrevi¬ 
sionistischen und imperialistischen As¬ 
pekte der EXPO 2000 machen unserer 
Meinung nach Widerstand gegen dieses 
Projekt erforderlich. 


EXPO demaskieren... 


Die EXPO ist nicht »verantwortlich« 
für die beschriebenen Formen moder¬ 
nisierter Herrschaftssicherung. Die 
EXPO hat lediglich die Funktion, für 
diese »neue Weltordnung« zu werben, 
Akzeptanz zu schaffen, die Weitsicht 
der Mächtigen in Millionen Hirnen zu 
verankern - nicht mehr, aber auch nicht 
weniger. Großkonzeme und Regierun¬ 
gen präsentieren uns mit immensem 
Aufwand einen kompletten Zukunfts¬ 


entwurf, der die verschiedenen Aspekte 
der herrschenden Politik in Zusam¬ 
menhang setzt - einen Entwurf, der 
sämtliche gesellschaftliche Bereiche 
umfaßt. 

Um 1992 - anläßlich einer »Bür¬ 
gerbefragung« zur EXPO - hatte der 
Schwerpunkt des Widerstands zwi¬ 
schenzeitlich vor allem auf der Ausei¬ 
nandersetzung mit den lokalen Folgen 
der EXPO gelegen, mit dem Ziel, v. a. 
in Hannover zur Verhinderung der 
EXPO zu mobilisieren. Heute liegt unser 
Schwerpunkt jedoch wieder darauf, die 
EXPO 2000 - in Anlehnung an eine 
Paroledes Widerstandes gegen dicEX- 
PO ’92 in Sevilla - zu »demaskieren«, 
ihre Herrschaftsfunktion deutlich zu 
machen und zu kritisieren. 

Die EXPO versucht mit ihrem »Wclt- 
rettungsanspruch« und ihrer »Nach¬ 
haltigkeit« sehr vielt Menschen cinzu- 
beziehen, nicht zuletzt aus dem Bereich 
der UmwelF und Intcmationalismus- 
gruppen. Demaskieren der EXPO heißt 
dementsprechend, diese Vcrcinnah- 
mung deutlich zu machen und eine 
Ablehnung der EXPO ohne »wenn« 
und »aber« einzuferdern. Hierzu reicht 
es unserer Meinung jedoch nicht aus, 
lediglich die Herrschaftskonzcptc zu 
entlarven. Wir müssen vielmehr auf die 
Fähigkeit zur politischen Intcrvcn- 
tionsfihigkek hinarbeiten. 


... Widerstand 
organisieren 


Über den Prozeß der Demaskierung 
und eine Diskussion linker Al lemati von 
zum herrschenden System erhoffen wir 
ans letztlich, neue Orientierungen ra¬ 
dikaler linker Politik zu erarbeiten. 
Wesentlich dafür wird sein, über die 
Kritik an einzelnen Aspekten patriar¬ 
chal-kapitalistischer Herrschaft hin¬ 
auszugehen und die verschiedenen Wi¬ 
derstandsfelder zusammen zu denken. 
Ohne die EXPO positiv um deuten oder 
überbewerten zu wollen, denken wir 
dennoch, daß sie sich dafür gerade 
aufgrund ihres allumfaßcndcn An¬ 
spruchs anbietet. Wie angcdcutct findet 
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sich in der Programmatik und dem Auf¬ 
treten der EXPO eine ganze Bandbreite 
von Herrschaftsaspekten. Die EXPO 
bietet sich deshalb als gemeinsamer 
Anknüpfungspunkt für linke Gruppen 
aus völlig unterschiedlichen Teilbe¬ 
reichen an: feministische Gruppen, Ini¬ 
tiativen gegen Gen- und Reproduk- 
tionstcchnologie, Menschen aus der 
Intcmationalismusbewegung, antiras¬ 
sistische Gruppen, Umweltgruppen, 
Anti-AKW-Bewegung, AntiFa, anti- 
militaristische Zusammenhänge, Anti- 
Reprcssions-Gruppen u. v. a. m. 

Ziel unserer Politik ist daher nicht an 
erster Stelle die Mobilisierung auf die 
Zeit der EXPO hin, sondern Ansätze, 
die darüber hinaus reichen und eine 
kontinuierliche Zusammenarbeit mit 
anderen ermöglichen. Aktionen wollen 
wir in diesem Sinne weniger an ihrer 
Quantität und Größealsan ihrem Beitrag 
zur Weiterentwicklung unserer prak¬ 
tischen als auch theoretischen Posi¬ 
tionen messen. Wir möchten auf einen 
Prozeß gemeinsamer linker Organi¬ 
sierung hinarbeiten, der über bloße 
Vernetzung und Aktionsabstimmung 
hinausgeht. Uns schweben Formen der 
Zusammenarbeit vor, wie sie sich in 
den letzten Jahren für einzelne Bereiche 
z. B. im Rahmen der Kampagne »kein 
mcnsch ist illegal« oder der »Innen! 
Stadt! Aktion!« ergeben haben. 

Momentan arbeiten wir an der Vor¬ 
bereitung des BUKO 22 (dem 22. 
Bundeskongreß cntwicklungspoliti- 
schcr Aktionsgruppen) mit, der im Mai 
1999 in Hannover stattfinden und sich 
thematisch mit den Thcmcnfcldern 
EXPO 2000 und »Gegenmacht von 
unten« auseinanderselzcn wird. 


KOMMUNALE 

UNTERNEHMEN 


PENNER 

Punks 

+ 
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...diese Schwerpunkt-Themen der 
letzten AKP-Ausgaben zeigen die 
breite Palette der Fachzeitschrift 
„Alternative Kommunalpolitik“. Sie 
ist ein unverzichtbarer Informations¬ 
dienst über alle Bereiche bündnis¬ 
grüner Kommunalpolitik. Jedes Heft 
enthält zusätzlich aktuelle Nachrich¬ 
ten und Hintergrundberichte. Wich¬ 
tige Themen werden in Büchern und 
Sonderheften vertieft. 


Probeheft und Gesamtkatalog anfordem bei: 

Alternative Kommunal Politik 

luisenstr. 40, 33602 Bielefeld 
Ruf 0521/177517, Fax 0521/177568 
E-Mail: AKP-Redaktion@t-online.de 
Internet: www.gruene.de/akp-redaktion 
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Sand im Getriebe! 


Durch Totale Kriegsdienstverweigerung Widerstand 
gegen Massenheere und Zwangsdienste 

Torsten Froese i 



Im Schwarzer Faden 3198 hat Ulrich 
Bröckling einen historischen Überblick 
über die Entwicklung der Militärdienst- 
und Kriegsdienstverweigerung nach 
demli. Weltkrieg auf gezeichnet. Erstellt 
dar, daß eine massenhafte Wider- 
Standsbewegung der Kriegsdienstver¬ 
weigerer nie zustande kam, und auch in 
Zukunft wegen der Umstrukturierung 
der Armeen zu kleineren , technisch 
hochausgerüstetenFreiwilligenarmeen 
im Zuge der «Abschaffung» der Wehr¬ 
pflicht schwierig erscheine. 

Im folgenden werde ich juristische 
und politische Grundlagen der Totalen 
Kriegsdienstverweigerung darstellen 
und erklären, daß Massenheere keines¬ 
wegs abgeschafft werden, sie im staat¬ 
lichen System weiterhin verankert blei¬ 
ben, die Wehrpflicht also nur - wie in 
einigen Staaten schon geschehen - für 
unbestimmte Zeit ausgesetzt wird. 


Reguliertes Gewissen und 
Grundrechtsphrasen 

Die Grundlage aller Herangehens¬ 
weise an das Thema Kriegsdienst¬ 
verweigerung ist die Feststellung, daß 
es in der BRD kein Recht darauf gibt, 
sondern lediglich das Recht den Dienst 
an der Waffe zu verweigern. Seit dem 
Kriegsdienstverweigerungsneuregelungs¬ 
gesetz (KDVNG) von 1984 gibt es ein 
«erleichtertes» staatliches Prüfungs¬ 
und Anerkennungsverfahren, welches 
die Möglichkeit gibt, den Militärdienst 
verweigern zu können. Die Antragstel¬ 
ler müssen sich auf Artikel 4 Absatz 3 
des Grundgesetzes berufen, indem cs 
heißt: “Niemand darf gegen sein Ge¬ 
wissen zum Kriegsdienst mit der Waffe 


gezwungen werden. Näheres regelt ein 
Bundesgesetz,” Hier werden zwei Ein¬ 
schränkungen sichtbar, die eine poten¬ 
tielle Massenkriegsdienstverweigerung 
verhindern helfen sollen. Ein konse¬ 
quentes Recht auf Kriegsdienstver¬ 
weigerung könnte nämlich so lauten: 
“Niemand darf zum Kriegsdienst ge¬ 
zwungen werden.” Im Parlamenta¬ 
rischen Rat, der das Grundgesetz von 
1949 ausarbeitete, kam dieser Vorschlag 
aber nicht durch. In Vorausschau auf 
den Wiederaufbau einer zukünftigen 


deutschen Armee, der Wehrpflicht und 
eines Militärersatzdienstes, wurde die 
Einschränkung “Kriegsdienst mit der 
Waffe” in den Artikel 4/3 cingcführt. 
1956 war es dann soweit, die Wehr¬ 
pflicht, verankert im Artikel 12a GG, 
wurde trotz massiver Proteste der 
“Ohne-Uns-Bewegung” durchgcsctzt. 
Militärdienstverweigerer mußten sich 
auf den Artikel 4 Abs. 3 GG berufen, 
und Artikel 4 Abs. 1 GG, indem “Ge¬ 
wissensfreiheit” versichert wird, wurde 
für dieses Verfahren somit faktisch 


[ 10 ] SF 4/98 







aufgehoben. 

Nur nicht zu politisch darf die Be¬ 
gründung sein. Die eng an die inividueile 
Persönlichkeit gekoppelte Begründung 
muß zwischen “gut und böse”, die das 
Gewissen prägen, unterscheiden. Der 
tiefe staatliche Einbruch in die persön¬ 
lichen Freiheitsrechte wird dadurch 
sichtbar, daß sich die jungen Männer 
mental durchleuchten lassen müssen, 
und cs eine Selektion gibt, wer den 
Militärdienst verweigern darf, und wer 
nicht. 



Planung für den «totalen 
Krieg» 

Warum sind dicZivildicnsticistcndcn 
Helfer in Zivil” für die Bundeswehr? 
Weil der “Zivildicnstlcistcnde” auch 
sogenannter “Wehrpflichtiger” ist, und 
Kriegsfall “unbefristeten Zivil¬ 
dienst” zu leisten hat. “Die Wehrpflicht 
w hd durch den Wehrdienst oder (...) 
durch den Zivildienst erfüllt.” (§ 3 Abs. 
* WPflG). Und der relevante Paragraph 
für die Einplanung der Zivildiensllcis- 


tenden zum Krieg, der § 79 ZDG, ver¬ 
weist darauf, daß “Im Verteidigungsfall 
... besondere Vorschriften” gelten. 
Konkret gilt dann § 4 Abs. 1 Nr.4 des 
WPflG.: “Der auf Grund der Wehrpflicht 
zu leistende Wehrdienst umfaßt (...) im 
Vertcidigungsfall den unbefristeten 
Wehrdienst” 

Es ist für die Einpianung im Krieg 
egal, ob der Zivildienstleistende aktiv 
ist, oder ob er den Militärersatzdienst 
schon einige Jahre hinter sich gebracht 
hat. Aufgrund der Wehr- und Zivil¬ 
dienstüberwachung (§ 24 WPflG, § 23 
ZDG), die die Verfügbarkeit aller Wehr¬ 
pflichtigen bis zum 32. Lebensjahr re¬ 
gelt, muß ab acht-wöchiger Abwesen¬ 
heit vom Wohnort Meldung gemacht 
werden. In Kombination mit dem Ar¬ 
beitssicherstellungsgesetz (§ 30 Abs. 1 
ArbSG) ist somit für die Mobilmachung 
im sogenannten Spannungsfall gesorgt. 

Artikel 12a II GG regelt die Heran¬ 
ziehung der sogenannten “Kriegsdienst¬ 
verweigerer aus Gewissensgründen” 
zum Militärersatzdienst, dem heutigen 
Zivildienst. Im Krieg bleiben die he¬ 
rangezogenen “Zivis” in den Kranken¬ 
häusern, wo sie die Zivilbevölkerung, 
die von Granaten und Bomben zerfetzt 
wurden, pflegen. Oder sie leisten direkte 
Unterstützung für die Bundeswehr, 
indem sie in Militärlazaretten die Sol¬ 
daten w ieder kampffäh ig machen, dam it 
diese wieder vergewaltigen und morden 
können. 

94.020 von 133.802 Zivildienst¬ 
leistenden, waren Anfang 1998 im 
Pflcgebereich, genauer gesagt als Pfle- 
gchilfe, im Betreuungsdienst, Kran¬ 
kentransport, Rettungswesen, bei der 
individuellen Schwcrstbehinderten- 
betreuung oder beim Mobilen Sozialen 
Hilfsdienst tätig. Diese werden, wie 
schon erwähnt, in den Krankenhäusern 
und Militärlazaretten Unterkommen. 
Und der Rest? DerTeil z.B., der “Hand¬ 
werkliche Tätigkeiten” ausübt, wird in 
der Mobilmachungsergänzung von 
Material tätig werden und den Trans¬ 
porter reparieren, der zwischen Lazarett, 
Ruhrgebiet und Kascme hin- und her- 
fährt. Von in der Verwaltung arbei¬ 
tenden Zivildienstleistenden wurde 
1987 in einer Aufforderung verlangt, 
im Rahmen der NATO-”Wintex/ 
Cimex”-Manöver Botengänge für die 
Bundeswehr durchzuführen. Mit ähn¬ 
lichem werden sic auch im Krieg be¬ 
schäftigt sein. 


Im “Weißbuch” des Kriegsminis¬ 
teriums von 1994 heißt es auf Seite 133: 
“Zur Gesam tverteidigung wirken mili¬ 
tärische und zivile Verteidigung zu¬ 
sammen. Sie bleibt auch unter den 
veränderten sicherheitspolitisehen Rah¬ 
menbedingungen ein unverzichtbares 
Prinzip.” Die “Gesamtverteidigungs¬ 
konzeption” besteht also aus der mili¬ 
tärischen und der zivilen Komponente 
mit Einbindung in die NATO-Struk- 
turen. “Zivile Verteidigung” umfaßt 
außer der“AufrechterhaltungderStaats- 
und Regierungsfunktionen”, den “Zi¬ 
vilschutz, zu dem Selbstschutz, Warn¬ 
dienst, Schutzbau, Katastrophenschutz 
und Schutz der Gesundheit gehören”, 
die “Versorgung mit Nahrungsmitteln, 
Energie, Wasser, Verkehr, Transport, 
Post- und Femmeldewesen” sowie die 
“Unterstützung der Streitkräfte in der 
Mobilmachungsergänzung und der 
zivil-militärischen Zusammenarbeit” 
(S.66, Weißbuch 1985). Totale Kriegs¬ 
dienstverweigerung heißt nicht nur die 
Verweigerung des durch die Wehr¬ 
pflicht geregelten “Zivildienstes”! Weil 
die gesamte Bevölkerung, ganz im Sinne 
des “totalen Krieges” im Krieg zwangs¬ 
verpflichtet werden kann, geht dieses 
Thema alle an. Aufgrund des “Arbeits¬ 
sicherstellungsgesetzes” (ArbSG §§ 2, 
3) - in dem es u.a. heißt: “Für Zwecke 
der Verteidigung einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung kann 
nach Vorschriften dieses Gesetzes (...) 
ein Wehrpflichtiger in ein Arbeitsver¬ 
hältnis verpflichtet werden” sowie durch 
die restlichen Absätze des Artikels 12a 
GG, die Absätze 3,4,5 und 6 kann die 
gesamte arbeitsfähige Bevölkerung 
rekrutiert werden. Im § 2 Abs. 1 ArbSG 
ist ein “Arbeitsplatzwechselverbot” 
verankert, bzw. wird “das Recht zur 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses” 
beschränkt. 


Lukrative 

Zwangsarbeiter!? 

Im Golfkrieg stiegen die Militär- 
dienstverweigercrzahlen rasant an. Von 
ca. 74.000 in 1990 auf 150.000 in 1991. 
Das sieht aus, als ob dies eine hervorra¬ 
gende Voraussetzung für die Friedens¬ 
bewegung darstcllte. Allerdings profi¬ 
tiert vielmehr eine andere Sparte von 
den vielen Militärdienstverweigerem. 
Das sind die sogenannten Wohlfahrts- 
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verbände. Der Zivildienst, der damals 
noch Ersatzdienst hieß, wurde 1961 
eingeführt, und nachdem die ersten zwei 
Jahrzehnte Militärdienstverweigerer als 
Drückeberger galten, nahm ihr Ansehen 
im Laufe der 80er Jahre mehr und mehr 
zu. Heute gelten sie als nette Jungs, 
ohne die angeblich überhaupt nichts 
mehr laufen würde, im Krankenhaus, 
Altersheim usw. 

Die Zivildienstleistenden sind für die 
Wohlfahrtsverbände billige 
Arbeitskräfte, die für 13,50 DM bis 
16,50,- DM Sold pro Tag (hinzu kom¬ 
men Essensgeld, Wegegeld, evtl. Miet¬ 
zuschuß, so daß durchschnittlich ca. 
DM 900,- am Ende des Monats heraus¬ 
kommen) die selben Arbeitszeiten wie 
ausgebildetes Fachpersonal haben, und 
auch meistens die selben Arbeiten leis¬ 
ten müssen. Netto zahlen die Dienst¬ 
stellen DM 4,- in der Stunde für einen 
Zivildienstleistenden, dcrRest wird vom 
BAZ bezuschußt. 

Dadurch, daß Krankenhäuser, Al- 
tcnpflegchcimc. Rotes Kreuz, ASB, 
aber auch z.B. medico international oder 
der DGB und viele andcrcEinrichtungcn 
auf die für sie billigen Zivildicnst- 
leistenden zurückgreifen, verschließen 
sie jährlich über 180.000 Menschen die 
Möglichkeit, einen qualifizierten Beruf 
zu erlernen. So viele amtlich zuge- 
lassencn Zivildienstplätze gibt cs näm¬ 
lich. Somit findet mittlcrwcilccin Kon- 
kurenzkampf zwischen diesen Orga¬ 
nisationen um die derzeit 133.000 
billigen Zivis statt. Alle wollen in den 
Genuß der subventionierten Arbeits¬ 
kräfte gelangen. Der Staat unterstützt 
dies selbstverständlich, um die Wehr¬ 
pflicht weiterhin aufrecht erhalten zu 
können. 

Für die Staatskasse ist das Unter¬ 
nehmen Zivildienst nicht so lukrativ: 
Insgesamt beziffern sich die Ausgaben 
für den Zivildienst laut Haushaltsplan 
(EP 17) auf fast 2,7 Milliarden DM. 
Das sind pro Zivildienstleistenden 
18.807 DM im Jahr. Dahinter versteckt 
sich der aufwendige Verwaltungsap¬ 
parat des BAZ: Kosten für Zivildienst¬ 
schulen, Erstattungen für die Dienst¬ 
stellen, die Ausgaben für die Zivil¬ 
dienstleistenden direkt. 

Laut einer Studie von 1993 von Diet¬ 
mar von Boetticher ist der Zivildienst 
nach volkswirtschaftlichen Kriterien ein 
Verlustgeschäft. Neben den 2,7 Mil¬ 
liarden für das BAZ, müssen auch 


Arbeitslosengeld und -hilfe, Sozialhilfe 
und Wohngeld für erwerbslose Fach¬ 
kräfteaufgebrachtwerden, Bei Wegfall 
des Zivildienstes und dem Einsatz von 
tariflich bezahlten Fachkräften gäbe es 
gar noch einen Überschuß. Billig ist der 
Zivildienst nur auf betriebswirtschaft¬ 
licher Ebene. 


Repression hat Konjunktur! 

In den letzten zwei Jahren verurteilten 
Gerichte Totale Kriegsdienstverwei¬ 
gerer mit immer höher werdenden 
Strafen. Dies liegt im besonderen In¬ 
teresse des Kriegsministeriums. Es 
verlangt in einem Erlaß, zuletzt erneuert 
am 18.2.1998, Totalverweigerer erst 
dann aus der Bundeswehr zu entlassen, 

nachdem siceinZivilgerichtmindestens 

zu sieben Monaten Freiheitsentzug 
verurteilt hat. Analog sollen zum 
Zivildienst cinberufene Totalverwei- 
gerer, zu mindestens 10 Monate Frei¬ 
heitsentzug verurteilt werden. Vordem 
«Rühe-Erlaß» gab es schon den «Stol¬ 
tenberg- und Wömer-Erlaß», die aber 
beide nicht annähernd von den “unab¬ 
hängigen” Richterinnen so gehorsam 
beachtet wurden wie heute. Im Juli 1998 
gab cs in Berlin mit 11 Monaten Frei¬ 
heitsstrafe die höchste Verurteilung seit 
Wiedereinführung der Wehrpflicht in 
Berlin. Anfang 1998 verhängte das AG 
Göttingen eine Haftstrafe von 16 Mo¬ 
naten, die in der Berufungsverhandlung 
am Landgericht noch auf 10 Monate 
reduziert werden konnte, sich aber damit 
nach den Erlassen richtet. 20% aller 
Totalvcrwcigerer, die nach WStG an- 
gcklagt sind, werden mittlerweile zu 
sieben Monaten Freiheitsstrafe verur¬ 
teilt. Die Freiheitsstrafen orientieren 
sich also am «Rühe-Erlaß», womit die 
angebl ichc “Unabhängigkeit” der Rich- 
tcrlNNcn zumindest in diesen Fällen 
offensichtlich nicht zutrifft. Dieses 
Strafmaß ist zuvor für TKDV-Straf- 
verfahren ziemlich ungewöhnlich ge¬ 
wesen. 

Bei der Verfolgung der Totalver* 
weigerer gibt es zwei verschiedene Va¬ 
rianten. Zum einen gibt es die Total Ver¬ 
weigerer, die zur Bundeswehr 
einberufen wurden. Diese werden dann 
von der Bundeswehr arrestiert. Die 
Vollstreckung von Arresten ist in aller 
Regel rechtswidrig, da Disziplinar- 
maßnahmen keine Strafen - diese sollen 


allein Gerichten Vorbehalten sein - 
sondern lediglich “Erziehungsmaßnah¬ 
men” sein dürfen und bei Totalvcr- 
weigerem der disziplinarische Zweck, 
nämlich die Ableistung des Wehr¬ 
dienstes per se überhaupt nicht erwartet 
werden kann. Damit wird die Arrcs- 
tierung zur klassischen Beugehaft und 
grob rechtswidrigen Freiheitsentzug. 
Darüberhinaus hält das Verfahren nicht 
einmal minimalen Anforderungen an 
Rechtsstaatlichkeit stand. So läuft z.B. 
das gesamte Verfahren ohne Beteiligung 
eines Verteidigers ab. Gegen die Ent¬ 
scheidung des Truppcndicnslrichtcrs 
kann das Rechtsmittel der Beschwerde 



Fotos: Herby Sachs/ Version 


eingelegt werden, über die die Kammer 
des Trappendienstgerichtes (TDG) 
entscheidet. Allerdings hat diese recht 
wenig Aussicht auf Erfolg, da sich die 
Kammer des TDG zusammensetzt aus: 
dem Richter am TDG, gegen dessen 
Entscheidung der Total Verweigerer d ic 
Beschwerde eingelegt hatte und zwei 
Beisitzern, die Soldaten sind.” 

Totalverweigererbei derBundeswehr 
sind einer klassisch repressiven Mchr- 
fachbestrafung ausgcsctzi, die z.B. 
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durch die Konstruktion mehrerer ver¬ 
schiedener Befehlsverweigerungen 
nach Wchrdisziplinarordnung (WDO) 
sowie dem Straftatbestand der “Fah¬ 
nenflucht” (§161 WStG) zusammen¬ 
gesetzt sind. Diesen Total Verweigerern 
wird dann in den Prozessen durch die 
Gerichte oftmals eine Gewissensent¬ 
scheidung abgesprochen, weil sie kein 
KDV-Ancrkcnnungsverfahren durch¬ 
gangen sind, womit die Gefahr einer 
nochmaligen Einberufung und dem¬ 
entsprechend eine verfassungswidrige 
Doppclbcslrafung hinzukommen kann. 
Dazu kommt die Anwendung des o.g. 
«Rühe-Erlasses», falls das Urteil mit 


einer geringeren Freiheitsstrafe als sie¬ 
ben Monaten erging. 

Der anderen Gruppe Total Verweige¬ 
rer gehören die sogenannten aner¬ 
kannten Kriegsdienstverweigerer aus 
Gewissensgründen an, die das KDV- 
Ancrkcnnungsverfahren durchgangen 
sind, und somit vom BAZ einberufen 
wurden. Diese Totalverweigerer sind 
nicht durch die Arrcstierung bei der 
Bundeswehr bedroht. Hier stellt nach 
drei-tägiger Abwesenheit das BAZ 


Strafanzeige bei der zuständigen Staats¬ 
anwaltschaft, die dann auch in 99 % 
aller Fälle dem Strafantrag stattgibt, 
womiteszum Prozeß vorderStrafjustiz 
kommt. In einigen Fällen wird dann 
noch das Jugendstrafrecht angewandt, 
weil die betroffenen Totalverweigerer 
zur Tatzeit noch “Heranwachsende”, 
also unter 21 Jahrealt waren. Allerdings 
bestehen viele Total Verweigerer darauf, 
daß das allgemeine Strafrecht ange¬ 
wandt wird, da sie nicht vom Gericht 
als “in der Entwicklung zurückgeblie¬ 
bene” oder nicht als nicht-vollständig 
ernst zu nehmende Personen diffamiert 
werden möchten. Zudem hat es auch 


revisionsrechtliche Gründe, warum es 
sinnvoller ist, das Erwachsenenstraf¬ 
recht anzuwenden. 

In den Strafprozessen sollte es durch 
politisch und juristisch korrekte Bera¬ 
tung dazu führen, daß ein Freispruch 
vom Totalverweigerer selbst und/oder 
seinen Verteidigerinnen beantragt wird. 
Die dem Urteils- und Informations¬ 
service (UrlS) bekannten Urteile gegen 
TotalVerweigerer beinhalten ca. 10 
Freisprüche aus den unterschiedlichsten 


Gründen, von denen die meisten auch 
nicht rechtskräftig wurden. Die sinn¬ 
vollste Variante, einen Freispruch ein- 
zufordern, ist es, in der Hauptverhand¬ 
lung die angeblichen Errungenschaften 
der «freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung» auf die Probe zu stellen. 
Oben wurden schon die beiden rele¬ 
vanten Artikel des Grundgesetzes er¬ 
wähnt, die zu einem Freispruch führen 
können, ja sogar müssten, wenn das 
Grundgesetz für den Staat nicht einfach 
nur überflüssiger Baiast darstellen soll. 
Das ist der Artikel 11GG so wie Artikel 
4 I GG, die unantastbare Menschen¬ 
würde und die Gewissens- und 
Religionsfreiheit sowie die Freiheit, das 
eigene weltanschauliche Bekenntnis 
leben zu können. Die Forderung vor 
Gericht lautet daher oftmals: Freispruch, 
Abschaffung der Wehrpflicht, der 
Zwangsdienste und des Militärs! 


Doppelt verknackt sitzt 
langer! 

“Niemand darf wegen derselben Tat 
auf Grund der allgemeinen Strafgesetze 
mehrmals bestraft werden”. Dies steht 
so im Artikel 103 Absatz 3 des Grund¬ 
gesetzes. Der Straftatbestand der 
Dienstflucht ist im § 531ZDG verankert 
Und dieser Paragraph lautet: “Wer 
eigenmächtig den Zivildienst verläßt- 
oder ihm fernbleibt, um sich der 
Verpfl ichtung zum Zivildienst dauernd 
oder für den Verteidigungsfall zu 
entziehen oder die Beendigung des 
Zivildienstverhältnisses zu erreichen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren bestraft.” Das heißt, daß im 
Straftatbestand der sogenannten Dienst¬ 
flucht - und auch dem der Fahnenflucht 
der in § 16 1 Wehrstrafgesetz (WStG) 
geregelt ist - die dauernde Entziehung, 
somit also die“ein für allemal getroffene 
Entscheidung”, sich der sogenannten 
Wehrpflicht zu entziehen, impliziert ist. 
Es ist also eigentlich schon durch den § 
53IZDGunddem§ 161 WStG geregelt, 
daß Totale Kriegsdienstverweigerer 
wegen ihrer lebenslänglich anhaltenden 
Entscheidung bestraft werden. Der 
Artikel 103 III GG wird umgangs¬ 
sprachlich auch als “Doppelbestra¬ 
fungsverbot” bekannt sein. Nun existiert 
dieses “Doppcibestrafungsverbot” also, 
es wird aber nicht beachtet. Wer z.B. 
wegen Diebstahl oder Mordes verurteilt 
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wurde, kann auch nicht wegen der selben 
Tat nochmals angeklagt werden. Anders 
dagegen sieht die Sache im Umgang 
mit den konsequenten Kriegsdienst¬ 
verweigerern aus, die aus politischer 
Motivation ihre Entscheidung getroffen 
haben. Die deutsche Justiz bastelte sich 
hier in altbewährter Weise ein Regle¬ 
ment auf, nachdem es den Totalen 
Kriegsdienstverweigerern nicht so ein¬ 
fach gemacht werden sollte. Das BAZ 
oder die Bundeswehr würde keine 
Totalverweigerer erneut einberufen, 
wenn ihnen im ersten Prozeß von der/ 
dem Richterin sogenannte “Gewis¬ 
sensgründe” in der Urteilsbegründung 
attestiert wurden. In den Prozessen 
gegen Totalverweigerer wird eine 
Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 
(BVerfGE) von 1968 herangezogen: 
Nach dieser Entscheidung gilt die selbe 
Tat im Sinne von Artikel 103 III GG 
nur, wenn “die wiederholte Nichtbe¬ 
folgung einer Einberufung zum zivilen 
Ersatzdienst auf die ein für allemal 
getroffene und fortwirkende Gewis¬ 
sensentscheidung zurückgeht(...)” 
Weiter heißt es in dem BVerfG-Urteil, 
und das vergessen die meisten Richter 
und Richterinnen: “Hinzu kommt, daß 
dieses durch die ein für allemal ge¬ 
troffene Gewissensentscheidung detcr- 
minierte äußere Verhalten (...) dem 
Anspruch des Staates begegnet, der mit 
.dem ersten und allen folgenden Einbe¬ 
rufungsbescheiden vom anerkannten 
Kriegsdienstverweigerer immer nur” 
jetzt kommt die wichtige Stelle “das¬ 
selbe verlangt, nämlich die einmalige 
Leistung von 18 (heute 13) Monaten 
zivilen Ersatzdienst”. Es wird also nur 
verlangt, den einmaligen Dienst ab¬ 
zuleisten. Die in § 24 Abs. 4 ZDG 
geforderte Nachdienpflicht ist darin 
impliziert. Und die Entscheidung, die 
Verweigerung des Dienstes aufrecht zu 
erhalten, ist eine prinzipielle. 

Erst bei der Anerkennung von 
Gewissensgründen hat also der Artikel 
103 III GG Gültigkeit für die herr¬ 
schende Justiz, und das BAZ bzw die 
Bundeswehr sieht somit von einer er¬ 
neuten Einberufung ab. Das Grund¬ 
gesetz hat hier also nur Gültigkeit für 
Menschen,diedieGewissensdcfinition 
des Bundesverfassungsgerichtes über¬ 
nehmen, und in der vorgegebenen Phra¬ 
seologie sprechen. Es kann abcmicht 
sinnvoll sein, sich der erweiterten Form 
der Gewissensprüfung vor Gericht zu 


unterziehen. Sinn macht es vielmehr, 
die Grundrechte einschränkende Bun- 
desverfassungsgerichtsentscheidungin 
den politischen und historischen 
Kontext einzuordnen, um die Absicht 
des Staates, antimilitaristischen Wider¬ 
stand vehement zu verfolgen, auf¬ 
zuzeigen. 

Dynamik gegen 
Massen heere und 
Zwangsdienste* 

Das sind also im kurzen Überblick 
die Erfahrungen, die die TKDV-Be- 
wegung im Widerstand gegen den 
repressiven Staat macht Nach einem 
eventuellen Aussetzen der allgemeinen 
Wehrpflicht in der BRD, so wie in 
anderen westeuropäischen Staaten 
(Belgien, Niederlande, Frankreich, 
Spanien plant auch den Ausstieg aus 
der Wehrpflicht) wird ein Problem 
aufkommen. Die privaten und öffent¬ 
lichen Institutionen, die jahrzehntelang 
auf billige Zwangsarbeit gebaut hat¬ 
ten, um ihre sozialen und pflegerischen 
Aufgaben so billig als möglich zu 
erledigen, werden kaum alle wieder 

freiwilligauf höher bezahlte Fachkräfte 

umsteigen wollen. Und auch die Wehr- 
pflichtbefürworter haben noch nicht das 
letzte Wort gesprochen. Es gibt im 
Prinzip zwei von den Zwangsdienst¬ 
freunden favorisierte Konzepte: l.Eine 
allgemeine Dienstpflicht wird als Er¬ 
weiterung der Wehrpflicht eingeführt. 
2. Eine allgemeine Dienstpflicht wird 
parallel zur Umwandlung der Bun¬ 
deswehr in eine Freiwilligenarmee ein¬ 
geführt. Wobei in beiden Konzepten 
auch Frauen vorgesehen sind. Der Staat 
kannaufErfahrungen für die zukünftige 
Zwangsrekrutierung aus dem vorhan¬ 
denen Zivildienst, aus den Zwangsar¬ 
beitskonzepten für Erwerbslose (Ar¬ 
beitsförderungsgesetz & Arbeitsför¬ 
derungsreformgesetz von 1997) und 
Sozialhilfeempfängerinnen (§§ 18-20 
BSHG, § 25 BSHG) sowie dem soge¬ 
nannten “freiwilligen sozialen bzw. 
ökologischen Jahr” zurückgreifen. Aus 
diesen drei Bereichen könnte sich also 
zukünftig, parallel zur Militarisierung 
der Innen- sowie Außenpolitik voll¬ 
ziehend, eine Zwangsarbeitsgesell¬ 
schaft zusammensetzen, die dann sehr 
wahrscheinlich - wie schon heute 
ansatzweise festgestellt werden kann - 


gar nicht als solche wahrgenommen 
wird. 

Aufgrund dieser möglichen Ent¬ 
wicklungen zukiinftigerZwangsdicnsie 
sollte auf die Erfahrung der TKDV- 
Bewegung sowie der Arbcitsloscn- 
Initiativen - leider haben sich z.B. die 
Gewerkschaften kaum mit diesem 
Thema beschäftigt - zurückgegriffen 
werden, um einen massenhaften Wi¬ 
derstand gegen zukünftige und selbst¬ 
verständlich auch momcniancZwangs- 
arbeitsdienste aufbaueh zu können. 

Die Vorgänge in Europa bestätigen 
auch nicht etwa die Abschaffung der 
Wehrpflicht, schon gar nicht die Ab¬ 
schaffung der Massenticcrc, wie Bröck- 
Iingim Schwarzer Faden 3/98 sugeriert. 
Sicherlich ist, wie im Falle Irlands oder 
auch Frankreichs die Wehrpflicht offi¬ 
ziell abgeschafft. In den Niederlanden 
dagegen ist die Wehrpfl ich t of fizicl 1 für 
unbestimmte Zeit nurjausgcsctzi, was 
auf jeden Fall eine ehrlichere Umge¬ 
hensweise milder Wehrpflicht darstcllt. 
Denn, in allen nationalen Kriegs¬ 
ministerien und der I^ATO bleibt die 
“Gesamtverteidigungskonzeption” 
(siehe Weißbuch des BMVg) sowie die 
Pläne für einen schnellen Wiederaufbau 
des Wehrpflichtsystems im sogenannten 
Ernstfall in den obersten Schubladen. 
Und dazu gehören dann auch, wie in 
den nationalen Gesetzen (s.o.) ver¬ 
ankert, die Refcrulieriingsmöglichkcitcn 
der ZivilbevölkerungJ um Zivilschutz 
und Versorgung etc, aufrecht zu er¬ 
halten. Das heißt, das bei Existenz ei¬ 
ner allgemeinen Dienstpflicht diese 
Zwangsverpflichteten genauso wie bei 
heutiger Rechtslage (sie bleibt nämlich 
sehr wahrscheinlich die selbe, bzw. wi rd 
nur unwesentlich verändert: der Arükcl 

12a GG, ArbeitssicherstclIungsgesetz, 
Kalastrophenschutzgesctz etc.) in die 
Zivil-Mi litäfisehe-Zusam menarbeit 
eingeplant sind. Auch wenn, wie in der 
Tat, Bundeswehr und Nato sich zu 
schlagkräftigen und flexibel einseh¬ 
baren Überfalltruppen gewandelt haben. 
Trotzdem, das Konzept der Bundes wehr 
beruht nicht nur auf den mittlerweile 
allseitsbekannten Krisenreaktions¬ 
kräften (ca. 50.000 Soldaten) die z.B. 
im Namen der SFOR wüten, in Alban icn 
einfiehlen (3/97) und Jugoslawien im 
Kosovo-Krieg bedrohen, sondern auch 
auf die Haupiverteidigungskräfic 
(HVK), die auf jeden Fall immer sehr 
eng mit dem Zwangsrckruticrungs- 
system in Verbindung stehen werden. 
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Das heißt also: Keine Entwarnung! 
Weiterhin Propagierung einer breiten, 
vielfältig-dezentral organisierten Be¬ 
wegung der Massen, so lächerlich oder 
unzeitgemäß sich das für manche an¬ 
hören mag. Daß eine massenhafte 
Widcrstandsbcwegungausdem Bereich 
der TKDV-Bcwcgung zustande kom¬ 
men kann, zeigt uns trotz allen un¬ 
terschiedlichen historischen undsozio- 
politischcn Voraussetzungen die Situ¬ 
ation in Spanien, wo jedes Jahr ca. 
10.000 “Wehrpflichtige” den Kriegs¬ 
dienst total verweigern. Diese haben 
zwar auch mit einer noch stärkeren 
Repression zu rechnen als die TKDVer 
in der BRD, aber auch mit mehr Soli¬ 
darität. 

Speziell im Bereich der TKDV-Be- 
wegung haben wir das Problem der 
fehlenden Solidarität von anderen Or¬ 
ganisationen sowie die schon immer 
existierende Individualisierung großer 
Teile der TKDVer. Für viele bleibt das 
Thema (T)KDV auch nur so lange 
aktuell, wie sie selbst von Einberufung, 
Verweigerung und Kriminalisierung 
betroffen sind. Das gilt für Totalver- 
weigerer genauso wie für Zivildienst- 
leistende. Die “Zivis” sind auch nur 
solange mit ihrer benötigten Begrün¬ 
dung für eine Gewissensentscheidung 
gegen den Waffendienst bei der 
Bundeswehr beschäftigt, wie sie dazu 
gezwungen sind, sich damit auseinan¬ 
derzusetzen. Selten schließen sich 
Zivildicnsiteistcnde als Sclbstorgani- 
sation (SOdZDL) zusammen. 

Bei dem Vorhaben, eine breite anti- 
militaristische (TKD V)-Bc wegu ng auf- 
zubaucn, ist das Thema Zwangsdienste 
viel stärker in den Mittelpunkt zu rücken. 
Hier bestehen meines Erachtens nach 
die größten Defizite, ob das die ca. 
130.000 “Zivis” sind, die meistens 
überhaupt nicht mehr merken, daß sie 
Zwangsarbcitersind,oderdieTKDVer, 
die zwar schon viel sensibler damit 
umgehen, aber ihre Aufmerksamkeit 
auf das Thema Kriegsdienst gelegt 
haben, oder - und jetzt wirds immer 
schlimmer - wie z.B. der DGB, medico 
international, die Kirchen u.a. soziale 
Einrichtungen, die selbst Zwangsar¬ 
beiter ausbeuten oder gar das Wehr- 
pH ichtsystcm offiziell als legitim emp¬ 
finden, wie amnesty international z.B. 

Die TKDV-Bewcgung könnte eine 
nichtige Schnittstelle belegen. Meistens 
betätigen sich die diversen Organi¬ 


sationen nur sehr einseitig in ihrem 
Widerstand. Entweder gegen kapita¬ 
listische Ausbeutung (Arbeitslosen- 
Selbsthilfe-Inis, Teile der Gewerk¬ 
schaften, Anarchosyndikalistlnnen, 
diverse K-Gruppen etc.) oder gegen 
das Militär samt Wehrpflicht (DFG- 
VK, Kampagne gegen Wpfl, Zwangs¬ 
dienste und Militär, FriKo etc.). Die 
TKDV-Problematik birgt in sich die 
Beschäftigung mit beiden Problemfel- 
dem die durch diesen Staat provoziert 
werden: Ausbeutung durch Zwangsar¬ 
beit und Antimilitarismus. 


unbedingt Rechtsanwältinnen sein. 
Nach ß 138 II StPO können auch 
Nichtjuristen Angeklagte verteidigen. 
Es gibt dazu auch ein Projekt namens 
juristische Unterstützung für 
Totalverweigerer (jUT), Kontakt über 
Ohne Uns-Red. oder UrlS. 

UrlS (Urteils- und Informationsservice}, 
Sammlung von ca. 500Gerichtsurteilen 
samt Begründungen, zu bestellen bei 
UrlS, c/o D. Beutner 

wiebspw. 1992 in Hamburg-Harburg (UrlS 
Nr. 122). Dieser Freispruch wurde 
allerdings in nächster Instanz vom LG 
aufgehoben. 



Anmerkungen: 

zu beziehen über Ohne Uns-Redaktion, c/o 
Jörg Eichlcr, Altpieschen 5, 01 127 
Dresden 

«Rühe-Erlaß»: BMVg - PSZ DI 6 - Az 24- 
98-10 

vgl. OHNE UNS- Reader zur TKDV, 
erhältlich bei TKDV-Ini Frankfurt/M., 
c/o D. Beutner, Hegelstr. 10, 60 316 
FFM & DFG-VK Frankfurt/M., 
Vogelsbergstr. 17, 60 316 FFM 
so zitierte das AG Herford im September 
1996 (UrlS Nr. 508) sogar den damals 
schon nicht mehr geltenden «Wömer- 
Erlaß» in einer Urteilsbegründung, 
aus einer Pressemmeilung (August 1998) 
der TKDV-Initiative Dresden. 
Drucksache 13/6197, Kleine Anfrage von 
Bündnis 90/Die Grünen 
Die Verteidigerinnen müssen nicht 


Foto: Herby Sachs/ Version 

BVerfGE 23, 191,203 und 205 

Im Kriegsfall soll durch 
Generalmobilmachung der gekaderten 
Feldersatzbataillone eine ca. 700.000 
Soldaitlnnen umfassende Stärke erreicht 
werden, (vgl. ami 8/98 S.9, IAP-Dienst 
10/97) 

siehe Tobias Pflüger, Die neue 
Bundeswehr, ISP-Verlag, Köln 1997, 

DM 14,- 

siehe Martina Fischer, in4/3-Fachzeitschrift 
zu KDV, Wehrdienst und Zivildienst, 

2/96 

siehe graswurzelrevolution Noo 229/Mai 
98, “Die Ignoranz der anderen sozialen 
Bewegungen ist das Hauptproblem der 
totalen Kriegsdienstverweigerer”, S. 10 
f. 
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Lissabon-Bericht 


Libertärer 
Kommunalismus 
- eine 

Erneuerung des 
Anarchismus 

von Wolfgang Haug 


ein politisches Konzept und eine 
Strategie zugrundelegen, m itderen Hilfe 
es möglich wird, scheinbar nicht 
zusammenhängende Themen und 
Aufgabenstellungen miteinanderzu ver¬ 
binden und dadurch zu einer gesell¬ 
schaftlichen Kraft zu werden, die in den 
Kommunen nicht länger ignoriert wer¬ 
den kann. Das Nahziel des libertären 
Kommunalismus wäre vor Ort mehr 
direkte Demokratie durchzusetzen, sei 
es durch Bürgerversammlungen oder 
Bürgerentscheide. Das “Nebenzier 
wäre es, die Atomisierung unserer Ge¬ 
sellschaft durch neue Vernetzungs- 
Strukturen aufzuhalten und umzudrehen 
und durch die Herausbildung neuer poli- 


änderungspotential des Libertären 
Kommunalismus andcutct. Ob und 
inwiefern wir die Vorstellung dcrD//a- 
te/tMac ftrakzeptieren^soll nichtzulcm 
im SFkontrovers diskutiert werden. In 
Lissabon wurde dieses Kapitel aus ihrem 
Buch als das Problematischste empfun¬ 
den und es entzündete sich eine lebhafte 
Diskussion um die Gewaltfragc. 

Vorbereitet wurde die Lissaboncr 
Konferenz vor allem von Dimitri Rous- 
sopoutos (Black Rose Verlag, Mon- 
tfeal )JanetBiehl (Burlington) und den 
portugiesischen Genössen um Jose 
Maria (Fachbereich Soziologie an der 
Technischen Universität Instituto Su- 



Dieerste Internationale Konfercnzzum 
Libertären Kommunalismus und zur 
Politik der Sozialen Ökologie fand in 
diesem Sommer in Lissabon statt. Eine 
zweite wird für Ende August 1999 in 
Plainfield, Vermont vorbereitet. Wer 
einen Internet-Zugang hat und sich in¬ 
formieren will, kann dies tun: 
website: 

http://www.web.net/~anarchos 

In deutscher Sprache ist zudem auch 
ein neuer “Newsletter für libertären 
Kommunalismus ” in Vorbereitung. Die¬ 
ser Newsletter bzw. füre-mail-user,dcr 
"e-mail fetter” soll über die internen 
Diskussionen auf internationaler und 
bundesdeutscher Ebene auf dem Lau¬ 
fenden halten und zugleich alle an der 
Praxis der Sozialen Ökologie Interes¬ 
sierten sammeln, damit wir innerhalb 
der BRD in einen Austauschprozess 
kommen und uns kennenlerncn. 

(Im Newsletter/e-mail letter sollen ne¬ 
ben den internationalen Infos, Nach¬ 
richten und Hinweise weiter gegeben und 
Diskussionen hierzulande dokumentiert 
werden. Der Newsletter kann beim 
Trotzdem-Verlag fiir30.-DM abonniert 
werden. Interessenten können sich ab 
sofort melden, aber noch nichts über¬ 
weisen. Die Rechnung kommt dann mit 
dem ersten Ncwslctter/e-mail-letter 
Ende Januar 1999.) 

Eine Bewegung für libertären Kommu¬ 
nalismus will institutionelle und kul¬ 
turelle Bedingungen schaffen, die den 
Menschen mehr direkten politischen 
Einfluss auf der Basis lokaler und de¬ 
zentraler Strukturen verschaffen. Sie 
will unserer alltäglichen Arbeit vorOrt 


h scher S trukturen eine Basis für Gegen- 
macht zu schaffen. In diesem Sinne ist 
der für dieses Heft angekündigte (und 
aus Platzgründen auf die nächste Aus¬ 
gabe verschobene) Artikel Janet Biehls 
“Duale Macht ” eine Zukunftsvision, 
die sicherlich nicht den aktuellen Ver¬ 
hältnissen entspricht, die aber das Vcr- 


perior de Ciencias do Trabalho c da 
Empresa, und Maria Magos, Mitarbei¬ 
terin der inzwischen eingcstcl Itcn port u- 
giesischen Anarchozcitschrift A Ba - 
tülha , Lissabon). Das Ausnutzen der 
Universitätsstrukturen brachte zwar die 
Kritik seitens anarchosyndikalistischer 
Kreise ein, erlaubte aber den Tcilnch- 
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mcrlnnen eine größtmögliche Transpa¬ 
renz und Diskussionsfähigkeit, da sämt- 
lichc Plcnumsdiskussionen und Po¬ 
diumsdiskussionen simultan auf Eng¬ 
lisch, Portugiesisch, Spanisch und Fran¬ 
zösisch wiedergegeben werden konn¬ 
ten. In diesem Zusammenhang sei auch 
ein weiterer positiver Nebeneffekt er¬ 
wähnt: die Gratis-Übemachlungsmög- 
lichkcitcn für einen Grossteil der Teil¬ 
nehmerinnen in einem über die Ferien 
nicht genutzten Studentenwohnheim. 
Zwar über mehrere Stockwerke verteilt» 
ermöglichte diese Unterbringung zwei 
zwangslosc Abende, die zum näheren 
Kcnncnlcrncn der Teilnehmerinnen 
sehr viel beitrugen, zumal die Tage 
durch zahlreiche Vorträge und Diskus¬ 
sionen wenig Spielraum für persönliche 
Gespräche licssen. Obwohl die Kritik 
der spanischen AIT an vielen Punkten 
mit falschen Unterstellungen arbeitete 
(die ursächlich wohl nicht zuletzt in der 
innerspanischen Konfliktsituation 
zwischen CGT und CNT zu suchen 
sind), dokumentieren wir in dieser Aus¬ 
gabe den Briefwechsel zwischen 
Anarchosyndikalisten und Liberiären 
Kommunalisten vollständig, weil die 
Vorbehalte der neuen Bewegung gegen¬ 
über durchaus wichtige Fragen berüh¬ 
ren, die cs zu beachten gilt, wie z.B, die 
Abhängigkeit der Kommunen vom 
Staat. Zudem glauben wir, dass in den 
Antworten an die AIT einiges von der 
in Lissabon crdiskutierlcn inhaltlichen 
Basis ausgcdrückl wird. 


Die Lissabonner Konferenz 

fand vom 26. bis zum 28. August statt 
und kann als sehr erfolgreich bewertet 
werden. Sic brachte 125 libertäre Kom- 
munalistcn aus 44 Städten zusammen, 
um über die Möglichkeiten einer neuen 
internationalen Bewegung zu disku¬ 
tieren. Vertreten waren Städte aus den 
US A, Canada, Uruquay, Australien, der 
Tucrkci und aus vielen Ländern Euro¬ 
pas, d ie drei Tage lang über die Mögl ich- 
keiten für mehr direkte Demokratie, 
eine Erneuerung des Anarchismus und 
libcrtäreEingriffsmöglichkeiten in den 
unterschiedlichen Staaten diskutierten. 
Die Konferenz erdiskutierte sich einen 
theoretischen Bezugsrahmen, der für 
d ic Tci 1 nch mer akzeptabel und verbi nd- 
üch war und im wesentlichen anhand 
v on Janct Bichls Buch “Libertärer 
Kommunalismus” erarbeitet wurde. 


Janet Biehl eröffnete demzufolge auch 
die Konferenz mit einem einstündigen 
Grundsatzreferat, das die wichtigsten 
Thesen Murray Bookchins zur Sozialen 
Ökologie zusammenfassend vorstellte. 

In einer Serie intensiver Plena und 
Workshops zu einzelnen Schwerpunk¬ 
ten wurde untersucht, auf welche Bedin¬ 
gungen die Vorstellungen in den ver¬ 
schiedenen Ländern treffen, welche 
Widerstände sich abzeichnen, inwieweit 
es bereits libertär kommunalistische 
Praxisansätze gegeben hat oder gibt 
etc. 

Themenbereiche waren u.a. "Gesell¬ 
schaftliche Probleme und soziale Bewe¬ 
gungen in Städten", "Kultur und gesell¬ 
schaftliches Leben im 21.Jahrhundert 
zwischen Globalität und Lokaler Akti¬ 
vität", "Zur Ökonomie kleiner und gros- 


munal wählen in Montreal, Canada oder 
Burlington, Vermont. Manche dieser 
Berichte blieben aus Mangel an kon¬ 
kreten Erfahrungen naturgemäß dabei 
stehen, die Zustände in den jeweiligen 
Ländern zu beschreiben und mögliche 
Ansatzpunkte eigener Aktivitäten zu 
skizzieren. 

Aufgrund der hohen Teilnehmerzahl 
aus Portugal und Spanien konzentrierte 
sich diese Diskussionen des öfteren auf 
die Bedingungen in diesen beiden Län¬ 
dern, die speziell in Portugal durchaus 
eine Tradition aufweisen, die den Kom¬ 
munen grössere Selbständigkeit zu¬ 
billigt. Eine Ausgangssituation, die 
benutzt werden kann, um Bürgerver¬ 
sammlungen und Stadtteilversamm¬ 
lungen zur tragenden Säule libertaerer 
Kommunalpolitik werden zu lassen. Um 



Dimitri Roussopoulos (Montreal) 

ser Städte" und "Erfahrungsberichte 
gesellschaftlicher Eingriffsmöglich¬ 
keiten in Städten und Gemeinden." 

Dabei wurden auch Erfahrungen 
vorgestelk, die nicht direkt von Anar¬ 
chisten ausgclöst worden waren, wie 
etwa die Einrichtungen für direkte 
Demokratie in der türkischen Stadt 
Falsa, die mit dem Militärputsch in den 
70er Jahren ihr dramatisches Ende 
fanden. Berichtet wurde auch über die 
Anfänge alternativer und bunter Listen 
in der BRD oder der Beteiligung liber¬ 
tärer Kommunalisten an den Kom¬ 


Foto: Wolfgang Haug 
dieses Thema beispielhaft zu vertiefen, 
war ein Rechtswissenschaftler einge- 
laden, die portugiesische Verfassung 
genauer vorzustellen und ein kommuni¬ 
stischer Bürgermeister aus einer mittel¬ 
großen portugiesischen Stadt, der seine 
Möglichkeiten und Grenzen erläuterte, 
die ihm aufgrund dieser Kommunal¬ 
verfassung gegeben sind. 

Die spanische Delegation, die in ihrer 
Mehrheit aus Mitgliedern der CGT be¬ 
stand, verdeutlichte, wie sieals Gewerk¬ 
schaft zunehmend auch auf kommunaler 
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speziell mit den Möglichkeiten be¬ 
schäftigen wie auf eine Gemeinde Ein¬ 
fluss ausgeübt werden kann, wie Bürger¬ 
versammlungen durchgesetzt werden, 
wie und inwieweit mensch sich an den 
Kommunal wählen beteiligen kann und 
soll, welche S icherungen eingebaut wer¬ 
den können, wie eine grüne Anpassung 
an die Realität” vermieden werden 


in den Döfem auskennt und etwas über 
ihre Entwicklung, ihre Erfahrungen und 
ihren Einfluss auf die politischen und 
militärischen Aktionen sagen kann. 

Plainfield istnichtLissabon,d.h. kon¬ 
kret, dass der Service der Simultan¬ 
übersetzung in Frage steht. In der Dis¬ 
kussion sind wörtliche Übersetzungen, 
die sehr viel Zeit kosten würden oder 



und regionaler Ebene aktiv werden will 
und dabei auch Kandidaturen zu Regio¬ 
nalparlamenten nichtausschliesst. Diese 
Einschätzung stiess bei anderen Teil¬ 
nehmerinnen auf Kritik und Ablehnung, 
da sie aufgrund der Prinzipien des li¬ 
bertären Kommunalismus nichts mit 
der staatlichen Ebene zu tun haben 
wollen. An dieser Stelle sei noch einmal 
klargestellt, dasses sich beim Libertären 
Kommunalismus ausschließlich um 
eine Beteiligung an Kommunalwahlen 
oder Bürgermeisterwahlen handeln wird 
und kann. Wer andere Wahlen auf staat¬ 
licher Ebene auch nur in Betracht zieht, 
sollte sich anderweitig in herkömm¬ 
lichenoderneuen (öko-)linken Parteien 
organisieren! 

Nicht zu kurz kamen die Einwände, 
dass vieles in den Kommunen ein Abbild 
des Staates ist und deshalb die Kom¬ 
munen eine schwierige Basis für eine 
Gegenmacht abgeben, nicht nur weil 
sie staatliche Strukturen nachahmen und 
vor Ort durchsetzen, sondern auch weil 
ihr Einfluss häufig sehr stark durch 
staatliche Vorgaben begrenzt ist. Trotz¬ 
dem überwog die Absicht, den vor¬ 
handenen (kleinen) Spielraum zu nutzen 
und zu erweitern, um eine neue anarchi¬ 
stische Praxis zu entwickeln, die sich 
nicht aus der Gesellschaft zurückzicht 
oder sich in ihren Nischen und Ghettos 
bewegt, sondern die sich gesellschafts¬ 
politisch einmischt und eigene Stärke 
zu entwickeln versucht. Zu diesem An¬ 
satz, sahen die Teilnehmerinnen keine 
Alternative. Der Li festylc Anarchismus, 
der kulturelle Anarchismus oder Szene¬ 
anarchismus bleibe schlichtwcg ohne 
jeden gesellschaftspolitischen Einfluss 
und deshalb auf die Dauer folgenlos. 
Der Anarchosyndikalismus führt, so¬ 
lange er sich vor allem auf die Betriebe 
konzentriert, inzwischen in allen Län¬ 
dern ebenfalls eine politische Rand¬ 
existenz. Der Anarchismus muß seine 
theoretischen Ansätze anhand einer 
konkreten Praxis wcitcrentwickcln, 
wenn er mehr sein will, als eine “kul¬ 
turelle Bereicherung” des Kapitalismus. 

Die Plainfield (Vermont) 
Conference 

soll der Lissaboner Konferenz folgen, 
sie ist vom 27.-29. August 1999 am 
Institute for Social Ecology in Plainfield, 
Vermont, U.S.A. geplant. Sic soll sich 


kann, und wie die Beziehungen zwi¬ 
schen libertären Kommunalisien und 
sozialen Bewegungen aussehen können. 

Vorbereitet wird eine Einladung an 
die Adresse der EZLN aus Chiapas, die 
in den von ihnen kontrollierten Gebieten 
interessante Strukturen direkter Demo¬ 
kratie eingeführt hat. Die australische 
Gruppe pflegt Kontakte zu den Zapati- 
stas und übernimmt die organisato¬ 
rischen Details. Dabei soll es nicht um 
eine Soli-Aktion gehen, auch kein Ver¬ 
treter der militärischen Organisation ein- 
geladcn werden, sondern jemand, der/ 
die sich milden selbstorganisatorischen 
Strukturen und Entscheidungsprozessen 


zusammen fassende Übersetzungen, die 
eine liefergehende Diskussion erschwe¬ 
ren. Eine Entscheidung ist noch nicht 
gefallen. Übernachtet wird im Institut 
und in Zelten, die Ernährung wird zu¬ 
meist dem Institutseigcncn Anbau ent¬ 
stammen. 


internationaler 

Gedankenaustausch 

Mittels e-mail und Briefen findet derzeit 
bereits eine rege Diskussion darüber 
statt, wie die nächste Konferenz aus- 
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sehen soll, welche Themen auf die Ta¬ 
gesordnung kommen etc. Der erste 
Punkt, der ausgiebig diskutiert wurde, 
betraf das sogenannte “Screening”, das 
in den USA, Canada und Australien üb¬ 
lich zu sein scheint. Dabei wird ein 
Fragebogen an diepotenticllenTeilneh- 
mcrlnncn verschickt, der einerseits 
sichcrslcllcn soll, dass Vorkenntnisse 
für eine Diskussion vorhanden sind, 
der aber andererseits auch dazu dienen 
soll, dass cs Störern erschwert wird, die 
Konferenz zu sprengen. Die Argumente 
für das Beibchalten dieses Fragebogens 
betonen vor allem, dass es eine Konfe¬ 
renz werden soll, bei der konkrete Er¬ 
gebnisse und Vorgehensweisen für die 
Zukunft erarbeitet werden und eine 
Reise in die USA nicht sinnvoll wäre, 
wenn die Konferenz durch zuviele, 
wenig informierte Menschen zu einer 
Informationsveranstaltung über Liber¬ 
tären Kommunalismus umgewandelt 
werden müsse. Die Argumente, das 
Scrccn ing abzuschaffen, betonen einer¬ 
seits, dass cs sich um eine wenig libertäre 
Mcüiode handelt, andererseits, dass sich 
viele potentiell Interessierte dadurch 
abschrcckcn lassen könnten, dass die 
Konferenz nach Außen den Eindruck 
vermittelt, cs handle sich bereits um 
eine feste Ingroup, bei der ein Mitge- 
sial ten und Mitmachen kaum noch mög- 
lich sei. Diese Argumentation, die vor 
allem aus Europa und vom Plainfield 
Institute selbst unterstützt wird, be¬ 
fürchtet, dass in dieser frühen Phase der 
Organisierung falsche Signale gesetzt 
werden, die leicht als elitär ausgeiegt 
werden könnten. Zum Zeitpunkt des 
Lay Outs dieser Nummer stand die Ab¬ 
stimmung zu dieser Frage 7: 7 bei zwei 
Enthaltungen. An dieser Stelle sei fest- 
gchalicn, dass wir ganz deutlich dafür 
argumentiert haben, das Screening ab¬ 
zuschaffen, dass wir aber andererseits 
diese Frage nicht zum Maßstab für 
unsere Mitarbeit machen werden. Wer 
letztlich aus der Bundesrepublik im 
August nächsten Jahres nach Vermont 
fliegt, wird sich vielmehr aus unserer 
konkreten Zusammenarbeit in den 
nächsten Monaten ergeben. Für alle, 
die nicht fliegen, spielt das Screening 
keine Rolle, da wir “national” voll¬ 
kommen offen sind und alle Interes¬ 
sierten dazu cinladcn, Gruppen zu 
gründen, sich mit den Inhalten des 
Libertären Kommunalismus zu beschäf¬ 
tigen, praktische Vorgehensweisen vor 


Ort zu diskutieren und über den News¬ 
letter und gelegentliche Treffen/Vor¬ 
träge etc. die jeweiligen Ansichten, 
Erfahrungen und Inhalte auszutauschen. 

Welche Diskussionen deuten sich auf 
der internationalen Ebene an? 

Neben der konkreten Planung der 
Tagesordnung der nächsten Konferenz 
wird - wie es scheint die Frage auf- 
lauchen, ob es sich um eine Bewegung 
für libertären Kommunalismus handeln 
soll, die von internationalen Diskus¬ 
sionskonferenzen belebt wird, oder ob 
sich im Lauf der Zeit auch eine inter¬ 
nationale Organisation herausbilden 


angehören. Das lACsoll strittige Fragen 
oder Vorschläge via e-mail oder per 
Post vordiskutieren und z.T. vorent¬ 
scheiden. 

An der Vorbereitung beteiligt waren 
und sind: 

The Institute for Social Ecology (Plain 
field, Vermont), the Institute for Social 
Ecology (Brisbane, Australia), Institut 
pour une Ecosociete (Quebec)» Black 
Rose Books (Montreal), Societe de De- 
veloppement Communautaire de Mon¬ 
treal (SODECM) (Montreal), Fundacion 
Salvador Segui (Madrid), Centro Studi 
Libertäri (Milan), der Trotzdem Verlag/ 
Schwarzer Faden (Grafenau, Germany); 
das SOCIUS department des Institute 



soll. Eine solche Frage wird sicherlich 
auf der Konferenz selbst andiskutiert 
werden müssen. 

Zur bisherigen Organisation 
Um den organisatorischen Hintergrund 
der bisherigen Konferenzen zu be¬ 
leuchten, seien noch kurz diejenigen 
genannt, die die beiden ersten Treffen 
mittragen und mitvorbereiten. Zu den 
nachfolgenden Namen gesellt sich noch 
ein dreiköpfigesOrganisaüonskomitee 
(IOC)(!) in Montreal und Burlington, 
das praktische, organisatorische Schritte 
unternimmt, sowie ein iniemaüonaler 
Rat (IAC), dem derzeit 27 Personen 


Frank Harrison (Nova Scotia) 

Superior de Economia e Gestao und das 
department of sociology of the Institute 
Superior de Ciencias do Trabalho e da 
Empresa in Lisbon, Portugal. 

Interessenten für Infos und für eine 
spätere Anmeldung können sich an den 
Trotzdem Verlag (PF 1159, 71117 
Grafenau) wenden. 
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Über die „Internationale 
Konferenz zu Libertären 
Kommunalismtis“, die in 
diesem Jahr in Portugal 
[stattfinden wird] 

von der Asociacion 
fnfernacional de /os 
Troba/adores 

In Anbetracht der Tatsachen, daß: 

* Diese Konferenz von zwei'demokra¬ 
tischen portugiesischen Staatsinstitutio¬ 
nen unterstützt wird: der Hochschule 
für Wirtschaft und Verwaltung und der 
HochschulefürUntemehmens- und Ar¬ 
beitswissenschaft. 

*Es laut Regierung die Aufgabe der 
Konferenzsponsoren ist, Spezialisten 
der sozialen Entfremdung hervorzubrin¬ 
gen: Wirtschaftswissenschaftler, d. h. 
Verteidiger des kapitalistischen Wirt¬ 
schaftssystems, Manager der sozialen 
Ausbeutung etc. 

^Verantwortliche Mitglieder von 
S tadträten und politische Führungskräf¬ 
te („Os Verdes“, ökologische Partei) 
eingeladen wurden, an dem Treffen tcil- 
zunchmen, obwohl die letzten Wahlen 
die Abhängigkeit der Partei (links und 
rechts) von kapitalistischen Investitio¬ 
nen bewiesen haben. 

* Die Veranstaltung und Organisation 
der Konferenz unterstützt wird von er¬ 
klärten „Anarcho“-KapitaIisten, die die 
Militäraktion der USA im „Golfkrieg“ 
im letzten Jahr und alle demokratischen 
Wahlen (politisch, syndikal, parlamen¬ 
tarisch und lokal) unterstützt haben. 


* An der Organisation der Kon feren z 
die Veranstalter der „Gedenkfeier 100 
Jahre Portugiesische Anarchisten“ be¬ 
teiligt sind, eine von der Regierung in 
Lissabon und dem Staats-Kulturbeauf¬ 
tragten unterstützte Zeremonie, zu der 
berühmt-berüchtigte Personen der Po¬ 
litik eingeladen wurden (der Ex-S icher- 
heitsbeauftragte Alberto Costa, der 
trotzkistisehe PS R-Vorsitzende Fran¬ 
cisco Louca, einer der „Os Verdes“, 
Repräsentanten etc.), von der aber die 
Verteidiger der Sozialen Revoluüon, 
intcmaüonal, egalitär und libertär, d. h. 
die Anarchisten und Anarchosyndika¬ 
listen, ausgeschlossen waren. Die Ver¬ 
anstalter der „Gedenkfeier“ versuchten, 
allerdings vergeblich, revolutionären 
Anarchismus, der in ihren Worten 
„überholt“ ist, durch einen „modernen“ 
Anarchismus zu ersetzen, d. h. durch 
einen Anarchismus, der mit liberalem 
oder Markt-Kapitalismus und repräsen¬ 
tativer oder bürgerlicher Demokratie 
vereinbar ist. 

*Es ein weiteres Bemühen der Ver¬ 
anstalter der Konferenz ist, die Mitwir¬ 
kung von Murray Bookchin an diesem 
Treffen zu erhalten. Dieser amerikani¬ 
sche Ökologe stellte die direkte Aktion 
des benachteiligten und ausgebeuteten 
amerikanischen Volkes einem ökologi¬ 
schen und kom munal istischen Kampf 
gegenüber, der von der liberal genannten 
amerikanischen Mittelklasse geführt 
wird. Das Konzept der hegelianischen 
Geschichte, vertreten von Murray Book¬ 
chin und seinen marxistischen Ideen 
zur Frage des Syndikalismus, ließ ihn 
schließen, der Anarchosyndikalismus 
in den US A sei tot. 


Zusammenfassend haben wir cs hier 
mit einem weiteren „ncoanarchisii- 
schen“ konterrevolutionären Manöver 
zu tun, das den libertären Kampf nicht 
nur in Portugal, son dern auch i n S pan i cn 
und anderen romanischen Ländern an¬ 
zugreifen versucht. Mit einem IWA- 
Verantwortlichen gesprochen, ist Portu¬ 
gal als der Ort für diese Konferenz aus- 
gewählt worden, weil die libertäre Be¬ 
wegung in diesem Land sehr schwach 
ist Die Veranstalter der Konferenz wis¬ 
sen um die heftige Reaktion, die dieses 
Treffen in anderen romanischen Län¬ 
dern bekäme. Also fürchten diese Mo- 
dernisierer des Anarchismus, daß selbst 
in Portugal ein großer. Widerstand gegen 
ihr konterrevolutionäres Manöver ent¬ 
steht Aus diesem Grund haben sic ver¬ 
sucht, einige junge Libertäre und selbst 
spanischeLibertäremit ihrem konterre¬ 
volutionären Manöver zu kompromit¬ 
tieren: so riefen sie zu einem libertären 
Camping, scheinbar unverfänglich, in 
Izeda auf. 

Um eine starke und um fassende Reak¬ 
tion auf die „libertäre Konferenz“ zu 
vermeiden, wagten es die Veranstalter 
und Unterstützet zu sagen, daß die anti - 
reformistischen und anti-Wahl Ideen 
der AIT-SP und der FAI-Gruppen Portu¬ 
gal nicht von der spanischen CNT und 
den anderen iberischen FAI-Rcgioncn 
geteilt werden. Dies entspricht nicht 
der Wahrheit Es ist wohlbekannt, daß 
die FAI und die CNT die Aktionen der 
Feinde des Anarchosyndikalismus ab- 
lehneo, wie z,B der Portugiesischen 
Freunde der spanischen CGT (eine in¬ 
nerhalb der CNT entstandene rc fo rmi sli - 
sehe Organisation). CNT und FAI unter¬ 
stützen es nicht, den libertären Kampf 
in ein weiteres Produkt des Medien¬ 
marktes umzuformen, d. h. in eine Idee, 
die mit kapi talistischer Demokratie ver¬ 
einbar ist, und in ein akademisches Wer¬ 
bemedium für den Präsidenten des Päda¬ 
gogischen Rates der Hochschule für 
Verwaltungund Wirtschaft (die „ncoli- 
bertäre akademische“ Autorität, welche 
die Einladungen zur „Gedenk feier“ ver¬ 
teilthat), für den Anarcho-Kapitalisten 
Julio Figueiras und andere Diebe der 
Portugiesischen Akadcmic. Speziell die 
CNT-AIT, mit dem kontinuierlichen 
Bemühen, ihr gesamtes historisches Er¬ 
be wiederherzustellen, das nach dem 
Spanischen Bürgerkrieg gestohlen wur¬ 
de, kann nicht neben den Soziologen 
Julio Figueiras gestellt werden, Haupt- 
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verantwortlicher der Übergabe eines 
großen Teils historischer portugiesi¬ 
scher libertärer Dokumente an die portu- 
gicsischcRcgicrung. Kurz gesagt, CNT 
und FAI können, in Übereinstimmung 
mit ihren Prinzipien und Resolutionen, 
keine Diebe und Befürworter der liber¬ 
tären Beteiligung an demokratischen 
Wahlen, die politisch oder syndikal, 
parlamentarisch oder lokal sind, unter¬ 
stützen. 

In diesem Sinne verteidigen wir es, 
daß die iberischen Libertären eine um¬ 
fassende Kampagne zur Entlarvung der 
wahren Ziclcdcr „Internationalen Kon¬ 
ferenz“ unternehmen, um jene Dinge 
zu zeigen, die in der Praxis Libertäre 
von allen autoritären Menschen trennen, 
d. h. um die anlipolitische, anlistaatliche 
und antiautoriärc Bedeutung unseren 
Kampfes zu zeigen. Unsere Propaganda 
hat nicht nur die „Neolibertären“ ent¬ 
larvt, sondern auch die demokratischen 
Machtclcmcntc angegriffen, die an die¬ 
sem antilibcrlärcn Manöver beteiligt 
sind, insbesondere die Anführer. Es ist 
von grundlegender Bedeutung, daß un¬ 
sere Propaganda anhand beweisbarer 
Fakten zeigt, in welcher Weise lokale 
Macht das Ziel zahlreicher Investitionen 
des großen Kapitalismus gewesen ist. 


Antwort an die AIT 
(19. Juni 1998) 

von den Internationalen 
Organisationskomitees 
der Konferenz zu 
Libertärem 
Kommunalismus 
(Montreal- Vermont und 
Lissabon) 

An das Sekretariat: 

Wir erhielten vor kurzem ein von 
Eurem Büro gebilligtes Dokument mit 
dem Titel „Über die .Internationale 
Konferenz zu Libertärem Kommunalis¬ 
mus*, die in diesem Jahr in Portugal 
Istattfindcn wird]“. Es verurteilt die 
Konferenz, die von uns organisiert wird, 
als ein „anlilibertäres“ Unternehmen 
undein ,„neoanarchistisches‘ konterre¬ 
volutionäres Manöver“ 1 . 


Dieses Dokument hat sewÄj$|^; 
Sprung in der AS AUL, der portttgiösf- 
sehen Sektion der AlT, und geht letzt¬ 
lich auf lokale Unstimmigkeiten inflet¬ 
halb Portugals zurück, die keinen Bezug 
zu einer internationalen Konferenz oder 
den von ihr vertretenen Ideen haben. 
Als Darstellung der Konferenz ist das 
Dokument vollständig falsch, und des¬ 
sen Behauptungen haben keine reale 
Basis. Die Verurteilung der Konferenz 
basiertauf nichts als Fehlinformationen, 
in einem offensichtlichen Versuch der 
Diffamierung. 

Tatsächlich sind die Behauptungen 
des Dokuments so absurd.die Formulie¬ 
rungen so offenkundig unsinnig, die 
Anschuldigungen zu Libertärem Kom¬ 
munalismus/Sozialerökologie so voll¬ 
ständig ohne Kenntnis, daß wir anfäng¬ 
lich geneigt waren, es ganz und gar zu 
ignorieren, anstatt esdurch eine An twort 
zu würdigen. Das Dokument enthält je¬ 
doch auch einige spezifische Behaup¬ 
tungen zur Konferenz, die bei Men¬ 
schen, die mit unserem Projekt nicht 
vertraut sind, Fragen aufwerfen könn¬ 
ten. Wir antworten daher auf das Doku¬ 
ment, indem wir diese möglichen Fragen 
beantworten. 

Ist Libertärer Kommunalismus/So¬ 
ziale Ökologie ein Versuch, „revolutio¬ 
nären Anarchismus, d. h. .überholten* 
Anarchismus“, durch „einem .moder¬ 
nen* Anarchismus zu ersetzen..., der 
mit Markt- oder liberalem Kapitalismus 
und repräsentativer oder bürgerlicher 
Demokratie vereinbar ist“? 

Wie der Anarchosyndikalismus ist 
der Libertäre Kommunalismus eine 
Theorie und Praxisder Sozialen Revolu¬ 
tion, die ausdrücklich antistaatlich und 
antikapitalistisch ist Anders als der 
Anarchosyndikalismus - der die Kon¬ 
trolle durch die Arbeiter als Mittel zur 
Verwirklichung der Revolution unter¬ 
stützt - versucht er, die latenten demo¬ 
kratischen Möglichkeiten im bestehen¬ 
den kommunalen politischen Leben 
wiederzubeleben und Volksversamm¬ 
lungen als die institutionelle Grund¬ 
struktur einer direkten Demokratie 
hervorzubringen. Anstatt sich auf die 
anarchosyndakalistische Tradition zu 
stützen, stützt er sich jedoch in einer 
logischen und kontinuierlichen Ent¬ 
wicklung auf die anarchokommunisti- 
sche Tradition - die tief in deranarchisü- 
schen Geschichte verwurzelt ist. 

Er zielt darauf ab, Männer und Frauen 
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schließen, 

Macht darstellen würden und letztlich 
sowohl Kapitalismus wie auch den 
Nationalstaat herausfordern, umzu einer 
rationalen, ökologischen, anarchisti¬ 
schen Gesellschaft zu führen. Es ist 
schlicht bizarr, daß die AIT dieses Pro¬ 
gramm als „Verteidigung des kapitalisti¬ 
schen Wirtschaftssystems“ beschreibt, 
ganz zu schweigen von der Bezeichnung 
als „konterrevolutionär**. 


Hält Libertärer Kommumlismml 
Soziale Ökologie Politik und damit 
den Staat für gut? 


Er hält Politik im Sinne der direkten 
Demokratie für gut - Selbstverwaltung 
derKommunendurch Bürgerversamm¬ 
lungen. Er trennt jedoch entscheidend 
Politik in diesem Sinne von Staatskunst 
und repräsentativer „Demokratie“. 
Überdies betrachtet er kommunale di¬ 
rekte Demokratie als diepotentietlepoli- 
tische Antithese zu Staatskunst und Par¬ 
lamentarismus, da die Kommunehisto¬ 
risch in einer Spannung zum National¬ 
staat existierte und dies möglicherweise 
wieder tun könnte. Von der Unterschei¬ 
dung zwischen Kommune und Staat, 
zwischen Politik und S taatskunstsprach 
Bakunin 1870, als er schrieb, daß die 
Menschen im allgemeinen 
„einen gesunden, praktischen Men¬ 
schenverstand haben, wenn es um kom¬ 
munale Angelegenheiten geht Säe sind 
sehr wohlinformiert und wissen, wie 
sie aus ihrer Mitte die fähigsten Vertreter 
auswählen. Unter solchen Umständen 
ist effektive Kontrolle durchaus mög¬ 
lich, denn die öffentlichen Angelegen¬ 
heiten werden unter den wachsamen 
Augen der Bürger durchgeführt und be¬ 
treffen mit größter Wichtigkeit und di¬ 
rekt ihr tägliches Leben. Aus diesem 
Grunde spiegeln kommunale Wahlen 
immer am besten die wahre Haltung 
und den Willen des Volkes. Provinz- 
und Bezirksregierungen, selbst wenn 
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die letzteren direkt gewählt sind, sind 
bereits weniger repräsentativ für das 
Volk/* 

Wie klar diese Unterscheidung auch 
immer für Bakunin war, sie fehlt bc- 
dauemswerterwetse in der Denkweise, 
die hinter der AIT-Erklärung steht. Tat¬ 
sächlich erhält die Erklärung die Idee 
aufrecht, daß jede Politik - auch lokale 
direkte Demokratie - Staatskunst und 
daher abzulehnen ist. Die Autoren des 
Dokuments zeigen keine Andeutung 
von Wissen um die Stellung des Liber¬ 
tären Kommunalismus in der Tradition 
der „Föderation der Kommunen“. 

Unterstützen Libertäre 
Kommunalistfnnenf Soziale 
Ökologinnen parlamentarische 
Wahlen? 

Sie lehnen parlamentarische Wahlen 
kategorisch als staatlich ab. Sie verurtei¬ 
len alle Erklärungen, diedie Beteiligung 
an parlamentarischen Wahlen und am 
zentralisierten Staat unterstützen. Men- 
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sehen, diedie Beteiligung an parlamen¬ 
tarischen Wahlen unterstützen, werden 
nicht wissentlich zur Konferenz in Lis¬ 
sabon zugelassen. 

Untcrstütztdie Konferenz zu Libertä¬ 
rem Kommunalismus/Sozialer Ökolo¬ 
gie „die libertäre Beteiligung an demo¬ 
kratischen Wahlen, die politisch oder 
Syndikat, parlamentarisch oder lokal“ 
sind? 

AU diese sehr unterschiedlichen Arten 
von Wahlen auf einen niedrigen gemein¬ 
samen Nenner zu reduzieren - als Wah¬ 
len - und sie dann als solche abzulehnen 
ist absurd. Wahlen in bürgerlichen Na¬ 
tionalstaaten sind kaum mit Wahlen in 
Gewerkschaften - z. B. in der CNT - 
gleichzusctzen. Noch sind parlamentari¬ 
sche Wahlen mit lokalen Wahlen gleich- 
zusetzen, in denen libertäre Kandidaten 
die Förderung einer direkten Demokra¬ 
tie anstreben. Libertärer Kommunalis- 
xnus/Soziale Ökologie lehnt die Beteil i- 
gung an parlamentarischen Wahlen ab, 
er unterstützt jedoch die Beteiligung an 
Wahlen auf lokaler Kommunalebene in 
dieser Hinsicht: er unterstützt Kandida¬ 
ten , d ie m it ei nem 1 ibertären kom m una- 
lislischen Programm kandidieren und 
neben weiteren Forderungen die Demo¬ 
kratisierung kommunaler Politik sowie 
die Schaffung direktdemokradscher 
Volksversammlungen verlangen. 

Ist Libertärer Kommunalismus/So¬ 
ziale Ökologie eine „anarcho“-kapita- 
listischc Ideologie? 

Diese Anschuldigung ist grotesk. Li¬ 
bertärer Kommunalismus/Soziale Öko¬ 
logie leistetnicht nur Widerstand gegen 
den Kapitalismus der Unternehmen, er 
nimmt eine sehr kritische Haltung selbst 
gegenüber Genossenschaften ein, wenn 
d iesc als Form der friedlichen Evolution 
vom Kapitalismus zum Anarchismus 
gefördert werden. Was er fordert, istdie 
„Kommunalisierung der Wirtschaft“ - 
im Unterschied zu ihrer Verstaatlichung 
(verteten vom Staatssozialismus) und 
ihrem Besitz durch die Arbeiter in einem 
bestimmten Unternehmen (Syndikalis- 
mus). In einer libertär kommunalistisch/ 

sozial ökologischen Gesellschaft wäre 
Eigentum - darunter sowohl Land als 
auch Fabriken - kein Privatbesitz. Statt 
dessen wäre die Wirtschaft „im Besitz“ 
und verwaltet von den Bürgern der Ge¬ 
meinschaft in ihren Versammlungen. 
Die Bürger würden politische Entschei¬ 
dungen in allen Bereichen des lokalen 
Wirtschaftlebens treffen, nicht in ihrer 


Eigenschaft als Arbeiter in einer be¬ 
stimmten Fabrik oder einem Unterneh¬ 
men (was sie leicht engstirnig werden 
und die beschränkten wirtschaftlichen 
Interessen dieses Unternehmens verfol¬ 
gen lassen könnte)* sondern in ihrer 
Eigenschaft als Bürger, mit Blick für 
die Interessen der Gemeinschaft als 
Ganzes. Bei wirtschaftlichen Belangen, 
die über eine Gemeinschaft hinausge¬ 
hen, würden die Bürgervcrsamm 1 ungen 
in ihren regionalen Zusammenschlüssen 
Entscheidungen treffen. 

| 

Fordern Libertäre 
Kommunalisämenl Soziale 

Ökologinnen die 
Ungültigkeitserklärun g des 
K tassenkampfes ? 

Entschieden nicht Sehr reale Klassen¬ 
unterschiede bestehen zwischen Arbei¬ 
tern, Bauern, dem Kleinbürgertum und 
dem Bürgertum, die sich in latenten 
und konkreten Konflikten zwischen die¬ 
sen Klassen zeigen. Aber der Klassen¬ 
kampf muß nicht nur im Bereich der 
Produktion geführt werden, wo Lohnar¬ 
beit dem Kapital gegcnübcrstcht (so 
wichtig dies auch ist), er kann auch auf 
städtischer Ebene geführt werden, in 
kommunalen! Versammlungen. In den 
Versammlungen werden die Unter¬ 
schiede zwischen verschiedenen Klas¬ 
sen hervortreten und in ihrer ganzen In¬ 
tensität ausgetragen werden. Tatsäch¬ 
lich wird die Versammlung zu einer 
Arena des Kliassenkampfcs. 

Wichtige Revolutionen der Vergan¬ 
genheit hatten nicht nur eine wirtschaft¬ 
liche Dimension, sondern auch eine 
städtische. In drei entscheidenden fran¬ 
zösischen Revolutionen war Paris der 
Ort revolutionärer Initiative, Inspiration 
und Konflikte; in denRussischcn Revo¬ 
lutionen von 1905 und 1917 spielte Pe¬ 
trograd die gleiche ehrenvolle und ent¬ 
scheidende Rolle; und in Spanien, nach 
dem Fall von Saragossa, war Barcelona 
dasauthentische Zentrum des Anarcho¬ 
syndikalismus. Die verborgenen revolu¬ 
tionären Potentiale der städtischen 
Sphäre - in der Nachbarschaft, dem 
Viertel, dem Stadtteil, dem Bezirk und 
anderen städtischen Bestandteilen - zu 
übersehen hieße, eines der wichtigsten 
Merkmale von Revolutionen, wie sic i n 
der Geschichte vorkamen, zu übersehen. 
Libertärer Kommumi 1 ism us/Sozialc 
Ökologie versucht, diese wichtige Di- 
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mcnsion auf das Programm für zukünf¬ 
tige Kämpfe und soziale Revolutionen 
zu setzen. 

StclllMuiTay Bookchin, derführende 
Theoretiker des Befreiungs-Kommuna- 
lismus und der Sozialen Ökologie „die 
direkte Aktion des benachteiligten und 
ausgcbcutctcn amerikanischen Volkes 
einem ökologischen undkommunalisli- 
schcn Kampf gegenüber, der von der li¬ 
beral genannten amerikanischen Mittel¬ 
klasse geführt wird“? Haben ihn seine 
„marxisüschcn Ideen zur FragedesSyn- 
dikalismus schließen lassen, der Anar¬ 
chosyndikalismus in den USA sei tot“? 

Bookehins Ideen zum „ökologischen 
und kommunalistischcn Kampf* 
schließen die arbeitenden Menschen 
nicht aus, sondern betonen vielmehr ihr 
Potcnüal, als Bürger zu fungieren, die 
nicht nur mit Arbcitsplatzfragen befaßt 
sind, sondern auch mit dem nachbar¬ 
schaftlichen Umfeld, in dem sie leben, 
m i t Fragen der Erziehung, der Ökologie, 
der Gesundheit, der Ästheük und ande¬ 
ren Aspekten der Stadt. Der Klassen¬ 
kampf tritt in der Gemeinschaft auf, 
nicht nur am Arbeitsplatz. Diese Dimen¬ 
sion wurde sowohl von deranarchosyn- 
dikalistischcn wie von der marxistischen 
Bewegung unzureichend betont. 

Wie Bakunin ist Bookchin von den 
Ideen Marx* beeinflußt, vorwiegend im 
Bereich der Wirtschaft, und er hat auch 
versucht, die dialektische Philosophie 
unter ökologischen Gesichtspunkten 
wcitcrzuentwickcln. Aber Bookchin, 
den Autor von „Hör zu, Marxist!“, als 
Marxisten zu bezeichnen ist absurd. 
Wenn erglaubt, der Anarchosyndikalis¬ 
mus „in den USA sei tot“, hat er Gründe 
dafür. Obwohl er den Anarchosyndika- 
üsmus als die bestorganisierte Form 
des Anarchismus in der Geschichte be¬ 
trachtet, hält er dessen Probleme heute 
für enorm, darunter die Kooptaüon des 
Proletariats und dessen kontinuierliche 
Reduzierung auf einen kleinen Bruchteil 
der Gesamtbevölkerung, die Abnahme 
des traditionellen Klassenbewußtseins 
und die Wahrscheinlichkeit, daß ein 
großer Teil der früher vom Proletariat 
ausgeführten Arbeiten in Zukunft von 
Maschinen ausgeführl wird. 

In den Vereinigten Staaten ist die 
kommunalislischc Tradition sehr viel 
starker, wie z. B. in der Versammlungs- 
Bewegung des town meetings Neucng- 
lands. Deswegen haben führende anar¬ 
chistische Theoretiker in den USA dem 
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Libertären Kommunalismus als Basis 
einer anarchokommunistischen Per¬ 
spektive und Bewegung größere Bedeu¬ 
tung beigemessen als dem Anarcho¬ 
syndikalismus. 

Welchen Zweck hat die Konferenz 
in Lissabon? 

Weit davon entfernt, „Spezialisten der 
sozialen Entfremdung“ und „Vertei¬ 
diger des kapitalistischen Wirtschafts¬ 
systems hervorzubringen“, wie von der 
AIT behauptet, ist es der Zweck der 
Konferenz, die antistaatliche, antikapi- 
talistischc Politik des Libertären Kom¬ 
munalismus weiterzucntwickeln. 

Wer wurde eingeladen, an der 
Konferenz teilzunehmen? 

Menschen, die „daran interessiert sind, 
die Politik der Sozialen Ökologie: den 
Libertären Kommunalismus zu disku¬ 
tieren und weiterzuentwickeln“, sind 
willkommene Teilnehmer der Konfe¬ 
renz. Entgegen der Erklärung der AIT 
ist niemand der an der Konferenz Betei¬ 
ligten ein „Anarcho“-Kapitalist. Sollten 
„Anarcho“-Kapitalistcn die Konferenz 
unterstützen, haben sie deren Intentio¬ 
nen mißverstanden. Kein Mitglied der 


„Os Verdes“ wurde zur Teilnahme an 
der Konferenz eingeladen. Keine Unter¬ 
stützer des Golf krieges sind an der Kon¬ 
ferenz beteiligt. Weder die bürgerliche 
Regierung in Lissabon noch der Staats- 
Kulturbeauftragte, noch der „Ex-Stcher- 
heitsbeauftragte, Alberto Costa“, noch 
der „trotzkistische PSR-Vorsitzende, 
Francisco Louca“ wurden eingeladen, 
an der Konferenz teilzunehmen. Die 
Behauptungen der AIT-Erklärung, diese 
Leute seien an der Konferenz beteiligt, 
sind vollkommen unwahr. 

In der AIT-Erklärung heißt es, 
„Verantwortliche Mitglieder von Stadt¬ 
räten und politische Führungskräfte“ 
wurden zur Teilnahme eingeiaden. Das 
einzige Körnchen Wahrheit daran ist, 
daß ein portugiesischer Kommunal Ver¬ 
treter eingeladen wurde, einen Vortrag 
zum Thema „die Gemeinde und die 
Portugiesische Verfassung“ zu halten. 
Zufällig ist Portugal - politisch, wenn 
auch nicht wirtschaftlich - eines der de¬ 
zentralisiertesten Länder Europas. Wir 
meinen, daß Informationen zu dieser 
Situation sehr relevant für die Bildung 
einer revolutionären kommunalen Be¬ 
wegung dort und anderswo sind. 

Ist die Konferenz „gesponsert von 
zwei demokratischen portugiesischen 
Staatsinstitutionen: der Hochschule für 
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Wirtschaft und Verwaltung und der 
Hochschule fürUntemehmens- und Ar- 
bei tswissenschaft‘ *? 

Es ist wahr, daß diese beiden Institu¬ 
tionen zu den Sponsoren der Konferenz 
gehören. Sie sind akademische Institu¬ 
tionen, zu deren Routine es gehört, Kon¬ 
ferenzen mitzufinanzieren und dabei 
Unterstützung für Übersetzungsausga¬ 
ben, Veröffendichungen und weitere 
logistischeNotwendigkeiten zur Verfü¬ 
gung zu stellen. Sie haben absolut keine 
Mitsprache bei Inhalten der Konferenz 
zuLibertärem Kommunalismus/Sozia¬ 
ler Ökologie oder bei ihrem Ablauf. 

Wurde Portugal als Konferenzort 

aus gewählt, weil „die libertäre 

Bewegung in diesem Land sehr 
schwach ist“? 

Nein. Der Internationale Aufruf zur 
Konferenz erklärt sehr deutlich, daß 
Portugal ausgewählt wurde, weil „die 
libertär kommunalistische Dimension 
des heutigen Anarchismus und die So¬ 
ziale Ökologie Murray Bookchins in 
Lissabon von einigen portugiesischen 
Genossen intensiv propagiert wurden“. 
„In Anbetracht des Erbes der libertären 
und kommunalen Aspekte der Portu¬ 
giesischen Revolution von 1974 
haben sich die Portugiesen zudem in 
diesem Sinne “kontinuierlich an der 
Erneuerung des Anarchismus interes¬ 
siert gezeigt“. 

Sind „VerteidigerderSozialen Revo¬ 
lution, international, egalitär und liber¬ 
tär“ von der Konferenz ausgeschlossen? 

Weit davon entfernt, ausgeschlossen 
zu sein, sind sie willkommen, soweit 
sie den Libertären Kommunalismus/ 
Soziale Ökologie als Ansatz zur Ver¬ 
wirklichung dieser Revolution unter¬ 
stützen oder mit ihm sympathisieren. 
Indem sie andere anarchistische Ansätze 
als einen „Angriff auf den libertären 
Kampf 4 bezeichnen, scheint die AIT 
ausschließlich den Anarchosyndikalis¬ 
mus mit dem revolutionären Kampf zu 
gleichzusetzen. Aber der Anarchosyndi¬ 
kalismus hat kein Monopol der Sozialen 
Revolution. Der Anarchokommunis- 
mus, aus dem der Libertäre Kommuna¬ 
lismus/Soziale Ökologie als eine logi¬ 
sche und kontinuierliche Entwicklung 
hervorgeht, ist nicht weniger Teil der 
anarchistischen Tradition als der Anar¬ 
chosyndikalismus. Noch wünschen wir, 
die Verwirklichung des comunismo li- 


bertario hinauszuzögern; statt dessen 
streben wir seine Umsetzung in einer 
nützlichen und kohärenten Weise an, 
indem wir die Soziale Revolution über 
den Arbeitsplatz hinausfragen. 

Wir nehmen zur Kenntnis, daß die 
CNT-Zettung den gesamten Intematio- 
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Über die Farce der 
Konferenz zu Libertärem 
Kommunalismus in 
Lissabon 

(Antwort des (WA Sekretariats 
auf ein Schreiben des 
Organisafionskomifees der 
selbsternannten 

Anarchokommunisten an das 
Sekretariat) 

von dem Ständigen Sekretariat 
der Internationalen 

Arbeifervereinigung (AfT-iWA) 

An jegliches libertäre Zartgefühl, 

Sollten einige wohlmeinende Liber¬ 
täre Zweifel an der Reichweite der Kon¬ 
ferenz zu Libertärem Kommunalismus 
in Lissabon (26.-28. August 1998) ge¬ 
habt haben, und sollte er/sie Skrupel 
gehabt haben, einem Unternehmen, das 
der libertären Sache dienen könnte, die 
Beteiligung zu verweigern, so kann er/ 
sie diese Ängste nun vergessen. Der 
vom Internationalen Organisations¬ 
komitee (Montreal, Vermont, Lissabon) 
an das IWA-Sekretariat gesandte Brief 


in bezug auf die kritische Haltung der 
IWA gegenüber der! Konferenz von 
Lissabon öffnet auch dem Blindesten 


die Augen: es handelt sich eindeutig um 
ein reformistisches Manöver unter dem 
Vorwand, Kräfte des militanten Anar¬ 
chismus in die politische Kollaboration 
umzuleiten. 

Die Argumentation eines solchen 
Schreibens, das die sogenannte Bewe¬ 
gung des Libertären Kommunalismus 
gutheißt, trieft von allen Seiten vor Un¬ 


wahrheit. Die Hauptgrund läge, um die 
diese Unwahrheit kreist, besteht darin, 
die Tatsachen zu verschweigen, daß die 
Kommunen ein wesentlicher Bestand¬ 
teil des Staats sind und daß die gesamte 


der territorialen und zentralen Verwal¬ 
tung verankert ist; und daß infolge¬ 
dessen das Rechtswesen des gesamten 
bürgerlichen Staats (auf zentraler, ter¬ 
ritorialer und lokaler Ebene) ein ein¬ 
heitliches Ganzes ist, das keine internen 
Widersprüche zuläßt. Daher ist cs eine 
krasse Unwahrheit zu'behaupten, daß 
der Kampf für die Dezentralisierung 
der Kommunen im bürgerlichen Staat 
der Kampf gegen diesen bürgerlichen 








Staat sei. Der bürgerliche Staat bleibt akzeptiert, tatsächlich die Gründung Die Unwahrheit der Argumentation 
der bürgerliche Staat, der den Umstän- einer politischen Partei darstellt Und zeigt sich erneut, wenn sie, indem sie 

den gemäß die Form des Faschismus hier zeigt sich eine weitere Unwahrheit: einen Text Bakunins deformieren, der 

oder eine totalitäre Funktion oder die der Glaube, kommunale und Gewerk- ausschließlich von der Notwendigkeit 

demokratische Form - einheitlichen, Schaftswahlen unterschieden sich der Basisorganisation handelt, ver- 

autonomen oder föderativen Typs - grundlegend von parlamentarischen suchen, kommunale Aktionen poiiti- 

annehmen kann, ohne dabei eine Spitze oder autonomen Wahlen. In einer bür- sehen Charakters zu rechtfertigen. Die 

seines Charakters des bürgerlichen gediehen Demokratie hat jede Art der Verfasser des Antwortschreibens, und 

Staats zu verlieren. Ein hypothetischer Wahl notwendigerweise einen formal m it ihnen die Organisatoren einer 

bürgerlicher Staat der Kommunen wäre repräsentativen Charakter, da das im- solchen Monsterkonferenz, versehwei- 

nurmöglich, wenn der bürgerliche Staat perative Mandat ausdrücklich durch gen Tatsache, daß die Mitglieder 

glauben würde, daß eine solche poli- jede mögliche Verfassung ausgeschlos- der Allianz (Bakunin, Guillaume, Fa¬ 
lsche Form innerhalb seines eigenen sen ist Dies kann von den Organisatoren nelli, Malatesta, Farga Pellicer...), 

Wesens und seiner Bedingungen ange- der Konferenz in Lissabon nicht igno- nachdem die Erste Intemationaleeinmal 

nommen werden könnte. riert werden, so daß es offensichtlich gespalten war, auf dem Kongress von 

Der entgegengesetzte Gedanke - d. h. ist, daß ihre Scheinheiligkeit und Täu- St. Imier (September 1872) jede poli- 

dic Annahme, das Wesen des Staats sehunggewollteUnterlassungsind,was tische Beteiligung und deren Methodik 

ließe sich aus dem Inneren des bürger- auch in ihrer Aussage sichtbar wird, die verurteilten und [stattdessen] die direkte 

liehen Staats heraus zerstören - hieße CNT nehme an Gewerkschaftswahlen Aktion der Arbeiter und Bürger sowie 

einerseits an die Quadratur des Kreises t^ü» eine absolut falsche Aussage, wie die direkte föderative Organisation der 

zu glauben, andererseits zwei grund- jeder Schuljunge sehen kann, der Zei- Arbeiter und Bürger außerhalb der 

legende Begriffe zu verwechseln, und tungen liest Diese Leute scheinen nicht Staatsinstitutionen vereinbarten, 

zwar Evolution und Revolution. Sicher sehr bewandert in Anarchismus und Ihr offensichtlicher Mangel an intel- 

sind die Ergebnisse der Evolution, stets Anarchosyndikalismus zu sein. Wüßten lektueller Aufrichtigkeit ist ersichtlich, 

Folgen sozialer Spannungen, nicht wert- s * e ctwas c * aru b er > so wüßten sie, daß da es die Funktion eines großen Teils 

los. Es ist zum Beispiel ein Anlaß zur unser unentschuldbarer Weg der Praxis ihres Schreibens ist (als Ablenkungs- 

Gratulation, daß wir heute nicht mit die direkte Aktion ist und daß jede manöver zur Täuschung Unwissender), 

einer Kette um den Hals leben, wie es Wahlausubunpn Institutionen und Or- eine kommunistische Doktrin und 

viele unserer Vorfahren taten. Genauso ganen des bürgerlichen Staats eine Praxis, die immer anarchistische Leitge- 

sichcr aber tragen wir heute noch viele Verweigerung dieser direkten Aktion 

verschiedene sichtbare und unsichtbare ist- 


Ketten um den Hals, wir alle, die wir 
nicht Teil der Institutionen und Privi¬ 
legien des bürgerlichen Staats sind. 

Daher müssen mindestens drei Dinge 
klar sein: 

(1) daß es aus dem Inneren des bürger¬ 
lichen Staats heraus keine Möglich¬ 
keit gibt, ihn zu zerstören, und er im 
Gegenteil gestärkt wird; 

(2) daß nur die Revolution eine quali¬ 
tative Veränderung des sozialen 
Zeichens hervorbringt; 

(3) daß die positiven Veränderungen, 
die Folgen der Evolution sind, im¬ 
mer die grundlegenden Domänen 
der Klassen und die Ausbeutung 
intakt lassen und daß die reformi¬ 
stischen Wege, die auf evolutionäre 
Veränderungen hindeuten, nur die 
Aufgabe haben, Kräfte des revo¬ 
lutionären Bereichs auszuschalten, 
um qualitative Veränderungen der 
Gesellschaft zu vermeiden oder 
aufzuschicbcn. 

Es ist daher offensichtlich, daß dieser 
kommunale politische Weg, der die 
Durchführung von Wahlen und damit 
die formal demokratische Methodik 





danken waren, als ihre eigenen darzu- 
stelien. Anarchistische und anarchosyn- 
dikalistischeBezirksorganisationen und 
die emprechenden revolutionären Ak¬ 
tivitäten haben seit der Ersten Inter¬ 
nationale existiert, und jeder, der sie 
(hierin Spanien z. B.) theoretisiert sehen 
möchte, muß sich nur an die Schriften 
von Juan Peiro oder an das Urteil des 
vierten CNT Kongresses in Saragossa 
(Mai 1936) zum Libertären Kommuna¬ 
lismus wenden. 

Darüber hinaus war diese Tradition 
aus historischer Sicht hier in Spanien in 
der Kanton-Bewegung von 1873 aktiv, 
eine von den libertären Internationa¬ 
listen verwirklichte Bewegung, die 
natürlich, den Vorstellungen des bür¬ 
gerlichen Staats entsprechend, die in 
Engels Schrift „Der Bakun istischc Staat 
in Aktion: Bericht über die Spanische 
Rebellion im Sommer 1873“ ausge¬ 
drückte Zurückweisung der Marxisten 
verdiente. 

Der gesamte vorher entstandene und 
theoretisierte Kampf außerhalb der 
Staatsinstitutionen und in Opposition 
zum Staat wurde in der Spanischen 
Revolution (1936-39) an allen Orten, 
an denen die libertäre Bewegung über¬ 
wog, in die Praxis umgcsclzt. Zu diesem 
Zeitpunkt war die Praxis der direkten 


kommunalistischen Organisation nicht 
nur eine Möglichkeit, sie war konkrete 
Wirklichkeit, aber sie war Wirklichkeit 
aufgrund der Passivität und des prak¬ 
tischen Verschwindens des Republi¬ 
kanischen Staats. Als der republi¬ 
kanisch-bürgerliche Staat während des 
Spanischen Bürgerkriegs erst einmal 
durch die konterrevolutionäre Aktion 
von Kommunisten, Sozialisten, bas- 
kischcn und katalanischen Nationalisten 
und dem Bürgertum der Republi¬ 
kanischen Linken wiederhergestellt 
war, beeilte sich derselbe Staat, die 
kommunalistischen Verhältnisse zu 
beenden, und löste zum Beispiel, dazu 
kommunistische und nationalistische 
Mälitärdivisionen benutzend, den Rat 
von Aragon auf (8. August 1937). 

Der Wille, weniger gut beratene 
Menschen zu täuschen, wird klar, wenn 
sie vorgeben, den libertär kommuna¬ 
listischen Kampf als etwas vom wirt¬ 
schaftlich-gewerkschaftliche Kampf 
unterschiedenes darzustellen. Diese 
beiden bildeten immer eine einheitliche 
Ebene des Anarchismus und Anarcho¬ 
syndikalismus, und es macht keinen 
Sinn, sie isoliert zu betrachten. Wir 
glauben, daß dieselbe Entschlossenheit 
bei Murray Bookchin, der sagt, der 
Anarc hosyndi kal i sm us und d ie gesamte 
proletarische Bewegung seien tot, keine 
objektive Analyse ist, sondern der Wille, 
einen politischen Weg zu sichern. Die 
IWA wirft der Konferenz in Lissabon 
ihre Scheinheiligkeit vor, da diese sich 
mit einer Theorie und Praxis brüstet, 
die sich nicht auf politischem Wege 
durchführen lassen, welcherabcrgenau 
der von der Konferenz vorgeschlagene 
Weg ist. Die IWA verurteilt, daß unter 
dem Deckmantel des Anarchismus 
vorgegeben wird, eine rein „pessi¬ 
mistische“ Praxis zu verwirklichen, die 
wir als entgegen der Arshinov Plattform 
oder der Syndikalistischen Partei Angel 
Pcstanas verurteilt haben. 

Die Grundlage für die Ablehnung der 
Argumente dieser mutmaßlichen An- 
archokommunisten ist also von un¬ 
widerlegbarer Konsequenz, und aus 
diesem Grund schließen sie von ihrer 
Konferenz all jene aus, die mit einen 
kritischen Diskurs ihre Vorschläge nicht 
als eine Version des Revolutionansatzes 
anerkennen und unterstützen wollen. 

Diese Anarchokommunisten sagen, 
daß sic der Theorie des Anarchokapita- 
lismus nicht zustimmen; wahr ist jedoch, 
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daß sie durch ihre Zustimmung zu 
Wahlen und Politik die Voraus¬ 
setzungen für eine Koexistenz mit eben 
diesem Anarchokapitalismus schaffen. 
Ebenso erklären sie sich für antiparla¬ 
mentarisch, wo sie doch gerade das 
Parlament in den kommunalen Bereich 
versetzen. 

Warum die Initiative von Lissabon 
gerade jetzt? Der bürgerliche Staat als 
eine politische Form der Organisation 
ist in einer tiefen Krise. Der bürgcrl i chcn 
Gesellschaft wird sein korrumpieren des 
Wesen mehr und mehr bewußt, sic 
verliert beständig das Interesse. Die 
fehlendeBeteiligungdcs Volks ist trotz 
der Kunstgriffe der Medien bereits in 
skandalöser Weise erkennbar. Die 
berühmten „Vor“-Wahlcn der Sozial¬ 
demokraten in Spanien, denen sehr bald 
jene dies Populisten Aznar folgen wird, 
dienen einzig dem Zweck, Bewegung 
hervorzubringen, den Eindruck von 
Beteiligungzuerwecken und Menschen 
zum Wählen zu ermutigen. Nachdem er 
Sozialisten und Komm un i stcn au f sei nc 
Linie gebracht hat, bemüht sich der 
dekadente bürgerliche Staat, der nicht 
länger die Tugend hat zu crircucn, nun 
um die zusätzlichen Resourccn der mit 
dem Anarchismus sympathisierenden 
Volkskräfte und darum, von unten jene 
Sauerstoffkügelchen zu erhallen, die 
ihm das Weiteratmen und den Anschein 
der Reprisentationsfflhigkcit erlauben. 

Mit dem Ergebnis, daß Portugal als 
Hauptquartier des Ereignisses ausge- 
wählt wurde, da der portugiesische 
„Anarchismus“, der sich im Umfeld 
von A Batalha und dem Ccntro de Estu- 
dos Ltbertarios bewegt, seit 1974 vom 
portugiesischen Staat! geschützt ward, 
so wie auch der spanische Staat des 
sogenannten „politischen Übergangs“ 
nach 1976 jene kleine Abteilung der 
CNT gefördert und unterstützt hat, die 
heute die CGT ist. Diese beiden sind die 
besten Instrumente für den Staat, um 
von den anarchistischen Scharen zu 
profitieren. Der beispiellose Fall 
schließlich, daß diese beiden Staaten 
auf den portugiesischen Anarchosyn¬ 
dikalismus ein wirkten und ihn in eine 
Gruppe der revisionistischen Propa¬ 
ganda um formten und daß sic auf den 
spanischen Anarchosyndikalismus 
einwirkten, um ihn zti Gewcrkschafts- 
wahlen zu bewegen, war die Praxis der 
SAC, jene schwedische Organisation, 
die wegen ihres proslaallichcn Ab- 








wcichlcrkurscs 1956-57 aus der IWA 
ausgeschlossen wurde. Dieselbe Orga¬ 
nisation, schon mit jener prostaatlichcn 
Tendenz, schloß sich später der bür¬ 
gerlichen kommunal islischcn Strategie 
an. Die Vorlage kommt also von dieser 
Organisation, die heute bereits, wie die 
spanische CGT, ein Teil des bürger¬ 
lichen Staats ist und von diesem Staat 
finanziert und subventioniert wird. 

Murray ßookehin hat die Bedeutung 
des Arbeiterkampfes immer ignoriert, 
er glaubte daher nie an das Proletariat 
als Träger der Revolution und folglich 
nie an dessen Mittel der Befreiung, die 
Gewerkschaft. Wenn eines seiner Argu¬ 
mente, mit denen er dien Anarchosyndi¬ 
kalismus für tot erklärt, der Mangel an 
Klasscnbewußtsein und Kampfwillen 
ist, wie würden diese Arbeiter in der 
Kommune das Klasscnbewußtsein er¬ 
langen, das sic in der Gewerkschaft 
verloren hätten? Und wenn sie aufgrund 
ihres fehlenden Klassenbewußtseins in 
der Kommunenichtaktiv wären, warum 

schreien dann die Organisatoren der 
Konferenz auf, wenn wir sagen, daß sie 
Teil einer kleinbürgerlichen Bewegung 

sind und die Errichtung dieser Bewe- 
gung ihr wahres Ziel ist? 

Um Bookchins Standpunkt zu ver¬ 
stehen, müßten wirzu Herbert Marcuses 
Der eindimensionale Mensch und des¬ 
sen Ausschluß des heutigen Proletariats 
al s Träger der Revolution zurückgehen. 
Und wir müßten den Einfluß von Män¬ 
nern, die sich, als ein Effekt der poli¬ 
tischen Presse, damit gebrüstet haben, 
den proletarische Kampf im Stich ge¬ 
lassen zu haben, wie es zum Beispiel 
bei AndrdGorz der Fall ist, hinzufügen, 
sowie vor allem den Fall der vom Bür¬ 
gertum bevorzugten Tendenz, die Ein¬ 
heit der libertären Bewegung in viele 
Stücke zu zerschlagen und dem ökolo¬ 
gischen Kampf einen eigenen und voll¬ 
ständigen Sinn außerhalb des Arbeiter- 
Kampfes zu verleihen. Nur im Inneren 
dieses tödlichen „Reduktionismus“ ist 
cs möglich, jene Blindheit zu erlangen, 
die nicht erkennen will, daß Arbeit im¬ 
mer notwendig sein wird; daß Maschi- 
n cn, auch wenn sie viel arbeiten, sich 
mcht selbst hcrstcllcn können; daß es 
darum geht zu verlangen, daß die not¬ 
wendige Arbeit gleich und gerecht 
verteilt und bezahlt wird; daß nur der 
Kampf der Arbeiter dies durch revo¬ 
lutionäre Gewerkschaften erreichen 
Kann; und daß eben diese Mitglieder 


der Gewerkschaften in Bürgerorgani¬ 
sationen mit einem revolutionären 
Zeichen aktiv sein müssen; und um 
dieses Zeichen in Städten und Dörfern 
zu ermöglichen, müssen sie notwendi¬ 
gerweise den Kampf in Opposition zu 
und außerhalb von Staatsinstitutionen 
halten. 

Und nun zur endgültigen Entlarvung 
der Farce von Lissabon, die wir verur¬ 
teilen: warum halten es diese hartge¬ 
sottenen „revolutionären“ Anarcho- 
kommunisten für absolut notwendig, 
daß ein hochrangiger Vertreter der Stadt 
Lissabon einen mündlichen Vortrag 
über die Gemeinde und die Portugie¬ 
sische Verfassung hält? Es ist offen¬ 
sichtlich, daß sie einen Balanceakt vol¬ 
lführen und eine Geschichte erfinden, 
um eine solche Idee zu vertuschen: Por¬ 
tugal sei eines der dezentralisiertesten 
Länder in Europa, und die Teilnahme 
dieses hochrangigen Vertreters des 
Stadtrates von Lissabon sei sehr inte¬ 
ressant. Wen geben sie vor, mit diesem 
akademischen Trick zu täuschen? 

Diesen Meistern des „Anarchismus“ 
zufolge ist ihr Vorschlag ein Weg des 
Kampfes für die Revolution und gegen 
Kapitalismus und den Staat. Zwei 
Institutionen des portugiesischen Staats, 
das Instituio Superior de Economia e 


Gestao und das Institute Superior de 
Ciencias do Trabaiho e da Empresa, 
stellen jedoch nicht nur die wirtschaft¬ 
lichen, logistischen und materiellen Mit¬ 
tel für das Treffen zur Verfügung, sie 
sind auch Teil des Organisationskomi¬ 
tees Lissabon. Können Sie sich hoch¬ 
rangige Repräsentanten des Staats vor¬ 
stellen, die für die Soziale Revolution 
kämpfen und „Nieder mit dem Staat!“ 
rufen? An weiche Art minderbemittelten 
Denkens meinen sämtliche Veranstalter 
dieser Farce sich zu wenden? 

Was das Ablenkungsmanövers des 
ökologischen Aspekts des Treffens 
angeht, ist es heute wohlbekannt, daß 
der kapitalistische Staat eine Dimension 
der ökologischen Vision „zurücker¬ 
obert“ hat. Der Kapitalismus lehnt eine 
Ökologie, die gesunde Bezirke für das 
Proletariat fordert, ab. Er plant jedoch 
nicht den Selbstmord und ist empfäng¬ 
lich für die Gefahren, diediesen Planeten 
treffen können, da diese ernste Risiken 
für den Kapitalismus darstellen. So wur¬ 
de seine eigene Ökologie geboren, eine 
rein konservative Ökologie, die ihm in¬ 
dustrielle Ausbeutung und seine Herr¬ 
schaft sichert. 

Die soziale Ökologie der Kommunen, 
aus ästhetischer Sicht verstanden als 
Parks, Gärten, Brunnen und Wäldchen 
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- warum sollte der Kapitalismus gegen 
all das sein? Aber Freunde, jene soziale 
Ökologie, welche sich auf die geistige 
und moralische Gesundheit der Arbeiter 
und ihre Umgebung auswirkt, auf die 
Lohnstruktur, das Verhältnis von Lohn¬ 
arbeit und Kapital, die Tatsache der 
Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen - dieser Ökologie können 
sich Kapitalismus und Staat nicht an¬ 
nehmen, diese Ökologie können sie 
nicht subventionieren, sie kann also 
nicht Teil der Staatsinstitutionen, in 
diesem Fall der Kommunen des bür¬ 
gerlichen Staats, sein. 

Soviel zu den angeblichen „ Anarcho- 
kommunisten“ Soviel zu den Tatsa¬ 
chen, der Rest ist schlicht rhetorisches 
Palaver, das zusammen mit anderen 
ähnlichen Strategien nur nach der 
Integration der libertären Bewegung in 
die Pläne des bürgerl ichen S taats strebt. 


^HWARZER] 

Raden 


* * 

Feminismus 




Enthält einen ausführlichen Einstiegs¬ 
artikel zu den vielfältigen Beziehungen 
zwischen Feminismus und Anarchismus, 
ein Interview von Dorothea Schütze mit 
der Brasilianerin Maria da Cruz zu ihren 
Erfahrungen mit dem alltäglichen deut¬ 
schen Rassismus; einen Beitrag von 
Maria Mies zum Thema Subsistenz: 
Frauen, Nahrung und globaler Handel; 
einen Artikel von Jane Meyerding zu 
Gender: Die Welt wie sie gelebt wird 
und Rosselia di Leos überarbeiteten 
Beitrag zur Patriarchatskritik: Ort der 
Differenz; dazu als Reprint: L. Susan 
Browns Auseinandersetzung mit Naomi 
Wolfs Powerfemiinismus aus anarcha- 
feministischer Sicht; Ariane Gransacs 
Kongreß-Beitrag: Der Anarchafemimsmus 
und die Gemeinschaftsküche Kropotkins. 
Rezensionen zu Bell Hooks und Martha 
Ackelsberg runden das langerwartete 
Heft ab. 
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Antwort an die AU 
(1. September 1998) 

von den fnfernaf/onafen 
Orgonisafionskomifees und 
dem Internationalen 
Berafungskomifee der 
Konferenz zu Libertärem 
Kommunalismus 


An das Sekretariat: 

Wir freuen uns, feststellen zu können, 
daß unsere AIT-Genossen in ihrer Ant¬ 
wort auf unseren Brief vom 19. Juni 
1998 die Konferenz zu Libertärem 
Kommunalismus/Sozialer Ökologie 
nicht länger als „konterrevolutionäres 
Manöver“ bezeichnen. Wir freuen uns, 
daß sie uns nicht länger als „erklärte 
>Anarcho*-Kapitalisten“ oder „Vertei¬ 
diger des kapitalistischen Wirtschafts¬ 
systems“ bezeichnen. Sie beschuldigen 
uns zwar noch immer, „die Bedingungen 
für die Koexistenz mit ... dem Änar- 
chokapitalismus zu schaffen“, diese 
schwache Anschuldigung basiert jedoch 
nur auf unseren auseinandergehenden 
Interpretationen der Bedeutung von 
lokalen Wahlen. Glücklicherweise be¬ 
schuldigen sie uns nicht länger, den 
Golfkrieg in irgendeiner Weise zu unter¬ 
stützen, und sie bringen nicht länger 
vor, daß Repräsentanten verschiedener 
Parteien, darunterTrotzkisten, zur Kon¬ 
ferenz eingcladen wurden. Wir freuen 
uns, daß diese irrtümlichen Annahmen 
geklärt wurden. 

Vor allem freuen wir uns, daß die 
Genossen ihrer Einsicht Ausdruck ver¬ 
leihen, daß „die kommunalistische 
Doktrin und Praxis ...schon immer 
anarchistische Leitgedanken waren“. Da 
wir schon lange darauf hingewiesen 
haben, daß der Kommunalismus mit 
derGeschichtedes Anarchismus verein¬ 
bar und ein Teil von ihr ist, sind wir 
erfreut, daß die AIT dies an vielen Stel¬ 
len bemerkt und feststellt, daß „anar¬ 
chistische und anarchosyndikalistische 
Bezirksorganisationen... seit der Ersten 
Internationale existiert haben“; und daß 
„diese [kommunalistische] Tradition 
aus historischer Sicht in der Kanton- 
Bewegung von 1873“ in Spanien aktiv 
war; und daß „die Praxis der direkten 
kommunaiistisehen Organisation“ in 
der Spanischen Revolution von 1936 
„nicht nur eine Möglichkeit, sondern 
eine konkrete Wirklichkeit“ war. Die 


Genossen bestätigen sogar, daß „der 
liberlir kommunalistische Kampf* (mit 
dem „wirtschaftlich-gcwcrkschaft- 
lichen Kampf*) „immer eine einheit¬ 
liche Ebene des Anarchismus und Anar¬ 
chosyndikalismus bildete und cs keinen 
Sinn macht, sie isoliert zu betrachten“. 

Tatsächlich würden wir fürden Liber¬ 
tären Kommunalismus keine derart 
großartigen Ansprüche erheben. Kein 
Anarchist oder Anarchosyndikalist hat 
unseres Wissens jeetwas gefordert, was 
„Libertärer Kommunalismus“ hieß, 
weder für sich genommen noch als Teil 
eines anderen Kampfes. Es ist auch aus 
historischer Sicht unrichtig zu sagen, 
die Konferenz im Mai 1936 in Saragossa 
hätte sich Ideen des „Libertären Kom¬ 
munalismus“ gewidmet, da sic sich tat¬ 
sächlich „Libertärem Kommunismus“ 
gewidmet hat,auf der Freien Komm unc 
und der Ärbeitergewerkschaft basie¬ 
rend. Wir sind efeensd wenig erpicht 
darauf, das Urteil Juan Pcros zu kom- 
munalistischen Ideen zu akzeptieren, 
da er Unterstützet des reformistischen 
Treintista-Hügels der GNT war und im 
November 1936 Minister in der Re¬ 
gierung Caballero wurde. 

Trotzdem ist es sehr erfreulich, daß 
die AIT-Genossen kommunalistische 
Ideen als Teil des Anarchismus aner¬ 
kennen. Daher waren wir auch bestürzt, 
in demselben Dokument zu lesen, daß 
die AIT-Genossen die Ideen des Li¬ 
bertären Kommunalismus tatsächlich 
für ,/efetrnisti^h“, „possibilistisch“, 
„parlamentarisch“ und so weiter halten. 
In Anbetracht ihrer Unterstützung des 
„Libertären Kommunalismus“ als be¬ 
rechtigter Teil des Anarchism us erstaunt 
es uns, daß sie argumentieren, das 
Programm sei „einreformistisches Ma¬ 
növer unter dem Vorwand, Kräfic des 
militanten Anarchismus in die politische 
Kollaboration umzuleiten“. „Die Kom¬ 
munen sindein wesentlicher Bestand teil 
des Staats**, beharren die G cnossen, und 
„die Annahme, das Wesen des Staats 
ließe sich aus dem Inneren des bürger¬ 
lichen Staats heraus zerstören - hieße 
einerseits an die ... [Quadratur] des 
Kreises zu glauben,andererseits Evolu¬ 
tion und Revolution zu verwechseln* 4 . 

Diese Formulierungen ergeben zwei 
widersprüchliche Argumente. Die AIT- 
Genossen können argumentieren, daß 
der Kommunalismus eine legitime 
Sphäre des anarchistischen Kampfes 
war; oder sie können argumentieren, 
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daß die Kommunen Bestandteil des 
Staats und daher nicht der Bereich des 
anarchistischen Kampfes sind. Sie 
können jedoch nicht beide Argumente 
Vorbringen, ohne sich in einen grund¬ 
legenden Widerspruch zu verwickeln. 

Da die Meinung der AIT-Genossen 
zu diesem Punkt inkonsequent ist, 
untersuchen wir nun ihre Liste von drei 
Punkten, die ausdrücklich „klar sein 
müssen“. Zwei der aufgelisteten Punkte 
sind uns vollkommen klar: (1) daß „die 
reformistischen Wege, die auf evolu¬ 
tionäre Veränderungen hindcuten, nur 
die Aufgabe haben, Kräfte des revolu¬ 
tionären Bereichs auszuschalten, um 
qualitative Veränderungen der Gesell¬ 
schaft zu vermeiden oder aufzuschie¬ 
ben“; und daß (2) „nur die Revolution 
eine qualitative Veränderung des so¬ 
zialen Zeichens hervorbringt“. 

Der Satz scheint etwas im Sinne von 
„Nur die Revolution kann die Gesell¬ 
schaft in grundlegender - oder qualita¬ 
tiver - Weise verändern“ zu bedeuten - 
ohne eine Revolution kann der Kapita¬ 
lismus nicht aufgehoben werden. Wenn 
unsere Vermutung zutrifft, so stimmen 
wir auch in diesem Punkt vollkommen 
mit den AIT-Genossen überein. 

Hs ist der dritte Punkt, der uns nicht 
klar ist: die Frage von Kommunen und 
Staat. „Aus dem Inneren des bürger¬ 
lichen Staats heraus gibt cs keine Mög¬ 
lichkeit, ihn zu zerstören, und er wird 
im Gegenteil gestärkt“. Sie argumen¬ 
tieren, daß 

„dic gesamte sogenannte lokale Ver¬ 
waltung fest in der territorialen und 
zentralen Verwaltung verankert ist“ und 
daß infolgedessen „das Rechtswesen 
des gesamten bürgerlichen Staats (auf 
zentraler, territorialer und lokaler Ebe¬ 
ne) ein einheitliches Ganzes ist, das 
keine internen Widersprüche zuläßt. Da¬ 
her ist cs eine krasse Unwahrheit zu be¬ 
haupten, daß der Kampf für die Dezen¬ 
tralisierung der Kommunen im bür¬ 
gerlichen Staat der Kampf gegendiesen 
bürgerlichen Staat sei.“ 

Es ist wahr, daß sich kommunale Re¬ 
gierungen in vielen Teilen der Erde 
heute mit staatsähnlichen und bürokra¬ 
tischen Charakteristika plagen und tat¬ 
sächlich kleine Parlamente darstellen. 
Ihresozialc Hauptfunktion ist oft nichts 
weiter als die effektive Abwicklung 
und Verwaltung der öffentlichen Dien¬ 
ste, und sic spielen die reaktionäre Rolle, 
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in ihrer Gesetzgebung für Ordnung zu 
sorgen. 

Leider glauben die AIT-Genossen, 
daß wir als Libertäre Kommunalisünnen 
dieses Konzept der Kommune akzeptie¬ 
ren. Sie nehmen an, daß wir, da wir uns 
auf die Kommune konzentrieren, 
schlicht „das Parlament in den kommu¬ 
nalen Bereich versetzen“. Wir akzeptie¬ 
ren diebestehenden kommunalen Insti¬ 
tutionen jedoch keineswegs und streben 
vielmehr danach, sie auszuschalten und 
sie innerhalb des pol tuschen Raums der 
Kommunen durch radikal andere Insti¬ 
tutionen zu ersetzen. Wir haben dies 


bereits in unserem vorherigen Schreiben 
erklärt, da die Genossen jedoch be¬ 
schlossen haben, unsere Erklärung zu 
ignorieren, versuchen wir es erneut zu 
erklären. 

Die kommunalen Institutionen, die 
wir durchsetzen wollen, sind öffentliche 
Bürgerversammlungen, in denen es al¬ 
len kompetenten erwachsenen Bewoh¬ 
nern einer Kommune offensteht, sich 
auf einer direkten demokratischen 
Grundlage an der poli tischen Selbstver¬ 
waltung ihrer Gemeinschaft zu beteili¬ 
gen. Diese direkte Demokratie würde 
die Form eines Zusammenschlusses an- 
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nehmen, um die über eine Kommune 
hinausgehenden Fragen und Probleme 
anzugehen. Der Libertäre Kommunalis¬ 
mus ist tatsächlich kein Programm, das 
bestehende Kommunen akzeptiert oder 
innerhalb dieser arbeiten will, sondern 
ein Programm zur zeitgleichen Denzen- 
tralisierung und Demokratisierung der 
lokalen öffentlichen Sphäre mit dem 
Ziel einer revolutionären „Form der 
Freiheit**. 

Der Anarchosyndikalismus (dies eine 
zugegebenermaßen verkürzte und grobe 
Definition) strebt nach der Kontrolle 
der Industrie durch die Arbeiter mit 
Hilfe von syndikalistischen Arbeiterge¬ 
werkschaften, die auf Fabrikenbasis ge¬ 
gründet werden und innerhalbder Wirt¬ 
schaftszweige Zusammenschlüsse for¬ 
men (in Verbindungmiteiner parallelen 
Struktur territorialer, tatsächlich also 
kommunaler Verwaltung). Dasselbe Ar¬ 
gument, das die AIT-Genossen gegen 
direkte Demokratie auf kommunaler 
Ebene Vorbringen - sie sei nicht revolu¬ 
tionär - könnte jedoch leichtgegen diese 
Art der Arbeitsplatz-Organisation vor¬ 
gebracht werden. Ersetzen wirdie kursi¬ 
ven Worte in den oben zitierten Sätzen 
durch Worte aus dem Bereich der Ar- 
bcitsplatzaktivitäten: 

„Aus dem Inneren des kapitalisti¬ 
schen Systems heraus gibt es keine 
Möglichkeit, dieses kapitalistische 
System zu zerstören, und es wird im 
Gegenteil gestärkt**. 

„die gesamte Fabrik oder der Ar¬ 
beitsplatz ist fest in der... Verwaltung 
[des Unternehmens] verankert** und in¬ 
folgedessen ist „das Rechtswesen des 
ganzen... Unternehmens c in einheitli¬ 
ches Ganzes, das keine internen Wider¬ 
sprüche zuläßt. Daher ist es eine krasse 
Unwahrheit zu behaupten, daß der 
Kampf für die Kontrolle der Industrie 
durch die Arbeiter in einem kapitalisti¬ 
schen Unternehmen der Kampf gegen 
den Kapitalismus sei.** 

So wie die AIT-Genossen den Ar¬ 
beitsplatz als potentiellen Bereich der 
Emanzipation betrachten, selbst wenn 
dieser heute innerhalb des kapitalisti¬ 
schen Systems besteht; so argumentie¬ 
ren wir, daß die Kommunen ein poten¬ 
tieller Bereich der Emanzipation sind, 
selbst wenn diese heute nicht zu leug¬ 
nende Bindungen an den bürgerlichen 
Staat haben. Trotz dieser Bindungen 
glauben wir, daß die Kommunen kein 
inhärenter und wesentlicher Bestandteil 
des bestehenden Staatssystems sind, so¬ 


wenig wie die Fabrik oder der Arbeits¬ 
platz inhärenter und wesentlicher Be¬ 
standteil des bestehenden kapitalisti¬ 
schen Systems ist. Wenn argumentiert 
wird, daß der Staat nicht dadurch be¬ 
kämpft werden kann, daß Kommunen 
demokratisiert werden und die politi¬ 
sche Macht den Bürgern zurückgegeben 
wird, dann ließe sich ebensogut argu¬ 
mentieren, daß der Kapitalismus nicht 
dadurch bekämpft werden kann, daß 

der Arbeitsplatz demokratisiert wird und 
dessen Kontrolle den Arbeitern überge¬ 
ben wird. 

Diesen Punkt sollten die AIT-Genos¬ 
sen sorgfältig überdenken. Tatsächlich 
ist die Fabrik/ der Arbeitsplatz viel eher 
wesentlicher Bestandteil des Kapitalis¬ 
mus, als die Kommunen wesentlich für 
den Staat sind. Historisch existierte die 
Stadt lange vordem Aufstieg des Staats, 
und sie existierte sehr oft in Spannung 
oder als Gegenspieler zur Staatsmacht. 
Die frühen Staatengründer Europas 
mußten darum kämpfen, die Kommu¬ 
nen unter ihre Kontrolle zu bringen und 
die ihnen innewohnenden Spuren der 
Macht des Volkes zu zerstören. Die Fa¬ 
briken jedoch wurden mir in Verbindung 
mit dem wachsenden Industriekapitalis¬ 
mus zu den führenden Sphären der indu¬ 
striellen Produktion. Tatsächlich war 
die Fabrik sowohl Geschöpf als auch 
Baustein jenes Systems. 

Jeder sollte wissen, daß wir mit dieser 
Argumentation weder die revolutionä¬ 
ren Absichten der AIT-Genossen noch 
die notwendige oder mögliche Trennung 
der Fabrik vom Kapitalismus in Frage 
stellen. Wir versuchen im Gegenteil 
nur zu zeigen, daß das Argument, das 
sie gegen uns verbringen, ebensogut 
auch gegen sie vorgebracht werden 
könnte. 

In der Frage der Wahlen stimmen wir 
mit den AIT-Genossen darin überein, 
daß wir die Wahlen im bürgerlichen 
Staat ablehnen: sie sind Wege, um die 
Menseher ihrer Macht zu berauben und 
diese auszuüben. Die Genossen haben 
recht, wenn sie sagen, wir „akzeptieren 
die Durchführung von Wahlen** - aber 
wir tun dies nur in libertär kommunalt- 
stischcn Kampagnen bei lokalen Wah¬ 
len, zur Durchsetzung von Bürgerver- 
sammlungen, die das entscheidende In- 

strumcntderpoiitischcnMachtdcs Vol¬ 
kes sind. Die Demokratie, die wir för¬ 
dern, ist nicht die Pseudo-Demokratie 
des bürgerlichen Staats, sondern die 
bereits beschriebene Verwaltung des 


lokalen Gemeinschaftslebens durch die 
Bürprschaft in einer direkten, persönli¬ 
chen Demokratie. j 
InderFrageder Wahlen beschuldigen 
uns die AIT-Genossen zudem, „einen 
Text Bakunins zu deformieren**, und 
erklären, daß es Bakunin in dem von 
uns benutzten Zitat „ausschließlich um 
die Notwendigkeit der Basisorganisa¬ 
tion [ging]**. Aber wer „deformiert Ba¬ 
kunin** hier? Nachweislich sprach er 
ausdrücklich über kommunale Wahlen: 
„Kommunale Wahlen**; so heißt cs in 
dem Zitat, “spiegeln immer am besten 
die wahre Haltung und'den Willen des 
Volkes 4 *. Wir denken, daß wjr, anders 
als die AIT-Genossen, Bakunin hier 
richtig interpretiert haben, Die Genossen 
weisen mit Recht darauf hin, daß die 
„Mitglieder der Allianz**, darunter Ba¬ 
kunin, 1872, jede politische Beteiligung 
und deren Methodik verurteilt haben“. 
Bedauemswerterweise isind Bakunins 
Erklärungen oft widersprüchlich - aber 
wer will entscheiden, welche zu akzep¬ 
tieren und welche abzulchncn sind? 

Was die Konferenz zu Libertärem 
Kommunalismus/Sozialcr Ökologi c an¬ 
geht, behaupten die AIT-Genossen, wir 
hätten „einen hochrangigen Vertreter 
der Stadt Lissabon** gebeten, einen Vor¬ 
trag £u halten.Tatsächlich ist die Person, 
um die es geht, kein hochrangiger Ver¬ 
treter der Stadt Lissabon, sondern der 
Bürgermeister einerkleincn portugiesi¬ 
schen Stadt, der einem rein informativen 
Vortrag halten wird* Die* AIT-Gcnosscn 
haben es bereits verurteilt, daß wir Mi t tcl 
von Staalsorganisationcn annchmcn, 
worauf wir geantwortethaben, daß diese 
bei Konferenzen übliche Finanzierung 
nur für die wirtschaftliche, logistischc 
und materielle Routineausstattung be¬ 
nutzt wird und keinerlei Einfluß auf die 
Inhalte der Konferenz hat. Jetzt weisen 
dieGenossen daraufhin, daß Mitglieder 
des Institute Superior de Econom ia c 
Gestao und des Instituto Superior de 
Ciencias do Trabalho e da Emprcsa tat¬ 
sächlich arm Organisatibnskomitcc be¬ 
teiligt sind, als würde dam i t etwas nicht 
stimmen. Ja, sie sind beteiligt. Die AIT 
impliziert, daß diese Mitglieder „hoch¬ 
rangige Vertreter des Staats** seien. Tat¬ 
sächlich sind sie nichts dergleichen; sic 
sind aufrichtige Anarchisten, die zufäl- 
lig Lehrpositionen an der Universität 
innehaben - so wie eine Anzahl von An¬ 
archisten und Anarchistinnen in den 
Verein igten S taaten, i n G ro ßbr i ta n n i c n, 
in Frankreich, Italien und anderswo - 
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Positionen, die ihnen das Beschaffen 
von Geldern für unsere anarchistische 
Konferenz ermöglicht haben. Willi die 
AIT ernsthaft argumentieren, daß es 
Anarchisten nicht erlaubt sein sollte, 
akademische Positionen in staatlich ge¬ 
förderten Universitäten innezuhaben 
oder diese Positionen zum Beschaffen 
von Geldern für anarchistische Konfe¬ 
renzen zu nutzen? Nach diesen strengen 
Kriterien würden sehr viele anarchisti¬ 
sche Akti vi täten heute gar nicht existie¬ 
ren. 

In ihrer früheren Erklärungbehauple- 
tcn die AIT-Gcnosscn, Portugal wurde 
als Ort der Konferenz ausgewählt, weil 
„die libertäre Bewegung in diesem Land 
sehr schwach ist“. Im vorliegenden Do¬ 
kumentbringen sicgcnaudlas entgegen¬ 
gesetzte Argument vor: daß der „deka¬ 
dente bürgerliche Staat“ inzwischen so 
schwach ist, daß er „Sauerstoffkügcl- 
chen“ benötigt, um „weiteratmen zu 
können“. Erneut wäre es wünschens¬ 
wert, daß d ic AIT-Genosscn eine konsc- 
quente Position vertreten - in diesem 


Fall wäre allerdings keine der beiden 
dargelegten Erklärungen zutreffend, wie 
wir in unserem vorherigen Antwort¬ 
schreiben verdeutlicht haben. 

Die AIT-Genossen diskutieren weiter 
lokale B elange und behaupten, die por¬ 
tugiesischen Anarchisten um A Batalha 
seien „Instrumente des Staats“. Aber 
sie liefern keine Beweise für diese ge¬ 
wagte Behauptung (da es keine gibt). 
Statt dessen versuchen sieeinfach, diese 
großartigen Genossen mit der CGT in 
Verbindung zu bringen, eine Organisa¬ 
tion, zu der die AIT bekanntermaßen 
eine problematische Beziehung hat. 
Dieser Versuch ist unberechtigt, da diese 
Verbindung nicht besteht 

Die AIT-Genossen bestreiten weiter¬ 
hin unsere Beobachtung, daß Portugal 
eines der dezentralisicrtestcn Länder 
Europas ist. (Leider liefern sie erneut 
keine Informationen, die ihreThescstüt- 
zen.) Wir schlagen vor, daß sie selbst 
die Bestimmungen zu Kommunen und 
Kirchengemeinden in der portugiesi¬ 
schen Verfassung von 1976 nachlescn 


und diese dann mit ähnlichen Bestim¬ 
mungen in der Verfassung anderer euro¬ 
päischer Nationalstaaten vergleichen. 
Sie werden sicher bestätigt finden, daß 
die Kommunen in Portugal im Verhält¬ 
nis ein höheres Maß an Gestaltungsmög¬ 
lichkeiten und Autonomie haben. Um 
es klar zu sagen: wir behaupten nicht, 
daß diese oder überhaupt eine national- 
staatliche Verfassung die Instituüonen 
oder die Struktur der von uns angestreb¬ 
ten Gesellschaft verfügt. Keinesfalls 
halten wir die portugiesische Verfas¬ 
sung für das Vorbild einer libertär kom- 
munalistisehen Gesellschaft - und zu 
behaupten, wir täten dies, wäre eine 
grobe Unwahrheit, da es der Wahrheit 
nicht einmal nahekäme. 

Jede Art von Verfassung ist aus meh¬ 
reren Gründen enorm interessant für 
uns: (1) Wenn wir und selbst unsere 
anarchosyndikaiistischen Genossen 
eine direkte Demokratie der Selbstver¬ 
waltung der Bürgerin dezentralisierten 
Gemeinschaften gründen wollen, liefert 
der bestehende rechtliche Rahmen re- 
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levante Informationen in diesem Kampf. 
(2) Die Stärken und Schwächen des 
Feindes müssen auch hier, wie in jedem 
Kampf,bekannt sein. In unserem Kampf 

- dem Klassenkampf - müssen wir die 
Stärken und Schwächen unseres Fein¬ 
des, des bürgerlichen Staats und des 
Kapitalismus, kennen. Jeder Klassen¬ 
kampf, der in der realen Welt ausgetra¬ 
gen wird,benötigt diese Informationen, 
die viele - darunter offensichtlich die 
AIT-Genossen - nicht haben. (3) In 
einer nichtrevolulionärcn Phase ist die 
Kenntnis der Grenzen des politischen 
Systems von grundlegender Bedeutung. 
Unsere Leute betreiben die äußerst lang¬ 
sam vorangehende Arbeit zu versuchen, 
die direkte Demokratie in ihren Kom¬ 
munen auszuweiten. Wo sich kleine 
Öffnungen im bestehenden rechtlichen 
Rahmen zeigen, ist es ein entscheidcn- 
derTeit unserer Arbeit, diese Öffnungen 
zu erweitern, um so lokale direkte De¬ 
mokratie in den beschriebenen Institu¬ 
tionen zu schaffen oder auszuweiten. 

Wir appellieren an die Sozialanarchi¬ 
sten allerStrömungen, den Anarchismus 
aus der historischen Sackgasse heraus¬ 
zuführen, in der er sich derzeit befindet 

- und uns zu helfen, eine politische 
Sphäre der direkten Demokratie und 
der Selbstverwaltung zu schaffen. 

Zudem Thema Bookchin: es ist falsch 
zu sagen, er „glaubte nie an das Proleta¬ 
riat als Träger der Revolution und folg¬ 
lich nie an dessen Mittel der Befreiung, 
die Gewerkschaft 4 *. Tatsächlich war er 
in den 30er Jahren Mi tglied der amerika¬ 
nischen kommunistischen Bewegung 
und bis in die 40er Jahre Trotzkist, und 
er glaubte in all diesen Jahren leiden¬ 
schaftlich daran, daß das Proletariat der 
Träger der Revolution ist. In den später 
30er und den 40 Jahren, während er ver¬ 
schiedentlich als Gießercrarbeitcr und 
im Automobilbau beschäftigt war, war 
er auch Betriebsvcrtraucnsmann und 
ehrenamtlicher Schriftführer sowie Ak¬ 
tivist in Gewerkschaften wie der United 
Electrical and Machine Shop Workcrs 
(UE) und der United Auto Workcrs 
(UAW). 

In den Nachkriegsjahren bedurfte er 
keines Herbert Marcuse oder Andr6 
Gorz (dessen Schriften ohnehin erst 
viel spätererschienen), um zu verstehen, 
daßdie industrielle Arbeiterschaft nicht 
länger ein hegemonialer Träger der Re¬ 
volution war. Er wurde im Gegenteil 
beim berühmten General Motors Streik 
von 1946 selbst Zeuge davon, als die 


UAW den Streik im Austausch für hö¬ 
here Löhne, mehr Urlaub, erhöhte Ar¬ 
beitslosenunterstützung etc. an das Un¬ 
ternehmen verriet. Seine Hinwendung 
zu Fragen der Ökologie war nicht der 
Versuch, „die Einheit der 1 ibertären Be¬ 
wegung in viele Stücke zu zerschlagen 4 *, 
sondern der Versuchten revolutionä¬ 
ren Charakter dieser Bewegung gegen¬ 
über den Kompromißbestrebungen der 
Arbeiterbewegung zu bewahren - und 
diese Bestrebungen bestehen noch heu¬ 
te. 

Gleichzeitig versuchte Bookchin, die 
Basis der libertären Bewegung über die 
Konzentration auf den Industriearbeits¬ 
platz hinaus zu erweitern, um auch Men¬ 
schen, die wegen ihres Geschlecht, ihrer 
ethnischen Zugehörigkeit, ibier Haut¬ 
farbe, ihrer sexuellen Neigungen und 
ähnlichem unterdrückt wurden, einzu- 
bezichen. Die AIT fragt: „Wie würden 
diese Arbeiter in der Kommune das 
Klassenbewußtsein erlangen, das sie in 


der Gewerkschaft verloren hätten? 4 *. 
Bookchin argumentierte, daß die Um- 
weltacerstörung, begründet in Kapitalak¬ 
kumulation und der Ausweitung des 
wettbewerbsoriemierten Marktes - eine 
potentiell anitkapitalistisehc Bewegung 
hervorbringen könnte, die sowohl die 
wachsende Mittelklasse als auch die 
zurtickgehende industrielle Arbeiter¬ 
klasse in einem Kampf gegen die Bour¬ 
geoisie, eine kleine Minderheit der Be¬ 
völkerung, mitreißen würde. 

Zur politischen Ökologie: die AIT- 
Genossen protestieren, Ökologie sei ein 
„Ablenkungsmanöver**, der kapital isti - 
sehe Staat habe „eine Dimension der 
ökologischen Fragen,zurückerobert 4 “. 
Als Alternative bieten sic eine „soziale 
Ökologie** an, die nicht vom kapi tal i sti - 
sehen Staat „subventioniert werden 
kann“. Wir freuen uns, daß d ic Genossen 
die Notwendigkeit einer revolutionären 
Sozialen Ökologie (die eine radikale 
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Veränderung der Gesellschaft fordert) 
verstehen, die vom Umweltbewußtsein 
(das schlicht technokratischer Refor¬ 
mismus von Umweltbelangen ist) unter- 
schieden werden muß. Diese Unter¬ 
scheidung traf Bookchin allerdings 
schon vor Jahrzehnten, in den frühen 
70er Jahren, als er Soziale Ökologie 
und umweltbewußten Reformismus 
scharf trennte. 

Wo aber die Soziale Ökologie eine 
grundlegende revolutionäre Verände¬ 
rung der Gesellschaft unter ökologi¬ 
schen, demokratischen und libertären 
Gesichtspunkten fordert, was beinhaltet 
die von der AIT neuentdeckte „soziale 
Ökologie" dort? Sie muß sich, so sagen 
sie, auf „die geistige und moralische 
Gesundheit der Arbeiter und ihre Umge¬ 
bung" auswirken. Wer also macht hier 
reformistische Vorschläge? Schutzmaß¬ 
nahmen gegen schädliche und giftige 


Einflüsseauf die Gesundheitder Arbei¬ 
ter, verursacht von Substanzen im Um¬ 
feld des Arbeitsplatzes, sind üblich; seit 
der Jahrhunderwende sind sie Bestand¬ 
teil reformistischer Programme in Ame¬ 
rika gewesen, und sie waren spätestens 
seit 1970 (als die Behörde für Sicherheit 
und Gesundheit am Arbeitsplatz gegrün¬ 
det wurde) Bestandteil des amerikani¬ 
schen Systems. Obwohl diese Schutz¬ 
maßnahmen in den Vereinigten Staaten 
stark bekämpft werden, sind sie hervor¬ 
ragend mit kapitalistischen Vorgaben 
vereinbar; schließlich ist ein gesünderer 
Arbeiter ein produktiverer Arbeiter. 

Es wurden Fortschritte in dieser De¬ 
batte gemacht: die AIT-Genossen be¬ 
zeichnen uns nicht länger als „konterre¬ 
volutionär“, sondern inzwischen als „re¬ 
formistisch“. Wir hoffen, daß weitere 
Fortschritte bei der Verständigung ge¬ 
macht werden und daß die Genossen 
bald erkennen, daß wir nicht weniger 
„revolutionär“ sind als sie. 

Dennoch können wir die Debatte nur 
unter zwei Bedingungen weiterführen. 
Erstens: Die Debatte muß sich innerhalb 
von grundsätzlichen ethischen Minimal¬ 
standards bewegen. Das bedeutet, daß 
Kritiknicht auf Gerüchten und Behaup¬ 
tungen, sondern auf Tatsachen beruhen 
sollte. Wir müssen darauf bestehen, daß 
unsere Genossen Behauptungen über 
uns nicht unbesehen akzeptieren, son¬ 
dern an den Quellen nach Informationen 
suchen, welche die Anschuldigungen 
bestätigen oder widerlegen, bevor sie 
diese als Tatsachen veröffentlichen. 
Zweitens: Wir haben festgestellt, daß 
die AIT-Dokumente gegen die Konfe¬ 
renz in einigen der anarchosyndikalisti- 
schen Presseorgane veröffentlicht wur¬ 
den, unsere Antwort hingegen nicht. 
Wirsehen keine Möglichkeit, die Debat¬ 
te weiterzuführen, bevor die entspre¬ 
chenden Medien nicht unsere Doku¬ 
mente ebenso wie jene der AIT veröf¬ 
fentlichen. 

Wir wiederholen unsere frühere Res¬ 
pektsbekundung an die Anarchosyndi¬ 
kalisten der Vergangenheit und der Ge¬ 
genwart, und wir arbeiten gemeinsam 
mit ihnen auf dem Weg in eine ökologi¬ 
sche und anarchistische Gesellschaft. 


übersetz! von Claudia Schmidke 
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10 Monate 

Wanderkirchenasyl in 
NRW 


"Wann glaubst Du, kriegen wir den 
Aufenthalt?” Diese Frage stellen die 
kurdischen Flüchtlinge jedem/r Be¬ 
sucherin, die an ihrem Zufluchtsort - 
den Kirchenräumen- aufsucht. 

Nach 10 Monaten Wanderkirchenasyl 
liegen die Nerven blank: Bei den mit¬ 
tlerweile mehr als 200 kurdischen 
Flüchtlingen, bei den Pfarrerinnen und 
Gemeindemitgliedem der 70 evange¬ 
lischen und katholischen Kirchen, die 
den Flüchtlingen Asyl gewähren und 
gewährt haben, aber auch bei den Mit¬ 
gliedern der Kampagne "Kein Mensch 
ist illegal”. 

Am 21. Januar 1998 hat eine Gruppe 
von zunächst 25 kurdischen Flücht¬ 
lingen in der Kölner Antoniterkirche 
Schutz vor ihrer Abschiebung gesucht, 
innerhalb kürzester Zeit ist die Gruppe 
auf mehr als 200 angewachsen. Vor 
Folter und Vertreibung in der Tüikei 
geflohen, wurden ihre Anträge in 
Deutschland jedoch abgelehnt und sie 
damit in die Illegalität gzwungen. Mit 
dem Wanderkirchenasyl wagen sie 
einen mutigen Schritt in die Öffent¬ 
lichkeit- denn die Realität zeigt, daß 


SF 4/98 [35] 




■P 

mim 


Ein Leben aus 


das Kirchenasyl ihnen nur bedingt 
Schutz gewähren kann. 

Erst am 20. Oktober wurde Halil Ray 
vor einer der Kölner Kirchen verhaftet 
und sollte sofort abgeschoben werden, 
derzeit sitzt er in Mannheim in Ab¬ 
schiebehaft. Von Regierungsseite be¬ 
wegt sich wenig. Sowohl das NRW- 
Innenministerium als auch Bonn schei¬ 
nen nicht gewillt, den Forderungen der 
Flüchtling, als Kriegsflüchtlinge aner¬ 
kannt zu werden und einen Abschiebe- 
stop in die Türkei zu veranlassen, nach¬ 
zugeben. Von Seiten der Politik läuft es 
darauf hinaus, die Aktion auszuhungem. 
Bestenfalls lassen sie mit sich über Ein¬ 
zelprüfungen reden, so der derzeitige 
dtana. 

Trotz all dieser widrigen Umstände 
harren die Flüchtlinge dennoch aus und 
hoffen weiter auf eine politische Lö¬ 
sung: “Was haben wir noch zu ver¬ 
lieren?” 
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Handbuch 
der Utopie 

Eine Rezension des 
Buches “Eine Muster - 
Sprache”. 


Dieses Buch behandelt Fragen des 
Städtebaus, der Gebäude und ihrer 
Konstruktion ebenso wie die des alter¬ 
nativen Leben, der Selbstverwaltung, 
der Autonomie und des Gemein¬ 
schaftslebens. 


Ein Vogel, fliegend vor sonnenbe¬ 
schienenen, windzerzausten Wolken, 
daneben, fettgedruckt, die Aussage: 
“Die urbanisierten Regionen werden 
erst ins Gleichgewicht kommen, wenn 
jede so klein und autonom ist, daß sic 
eine eigenständige Kultursphäre sein 
kann.” 

Punkt. Gleichgewicht? Autonomie? 

So verblüffend beginnt das erste 
Muster des Buches “Eine Muster¬ 
sprache”. 


Es zeigt in 253 Abschnitten, “Muster” 
genannt alles, fortschreitnd vom Groß¬ 
maßstab auf globaler Ebene (das eben 
gehörte Beispiel), über die Organisation 
von Städten, Stadtteilen,Nachbarschaft, 
Gebäude, Raumgestalt und Bauteil, was 
eine humane, lebendige Umwelt, eine 
mcnschcngcreehtc Umgebung aufwei¬ 
sen sollte. 

Vorraussetzung dafür seien u.a. 
Selbstbestimmung, dezentrale Struk¬ 


turen, Ökologie, lebendiger Austausch, 
Gemeinschaft, Gebäude voller Poesie, 
Vielfälügkeit, Autonomie, weitestge¬ 
hende Vermeidung von Hierarchie, 
Sinnliche Wahrnehmung der Umwelt, 
Vermeidung von Herrschaft 

Nur - Dies ist (eigentlich) kein Buch 
über autonome Politik oder alternative 
Gesellschaftswissenschaften und hat 
meines Wissens in diese Felder auch 
noch keinen Einzug gehalten. 

In Architektur- Kreisen stattdessen 
ist es in Amerika so bekannt wie in 
Japan oder Europa und wird viel dis¬ 
kutiert, denn es ist eigentlich ein Buch 
über Architektur und gebaute Umwelt 
im weitesten Sinne. 

Allerdings ein ziemlich ungewöhn¬ 


liches: Es ist für alle Menschen die an 
der Gestaltung ihrer Umwelt Interesse 
haben (wollen) konzipiert, also nicht 
nur für Planer. Es stel l t als u nabd ingbarc 
Vorraussetzungen Partizipation und 
Autonomie in den Vordergrund, um 
architektonische Werte wie Lebendig¬ 
keit und menschengemäße. Gebäude zu 
erhalten. Diese Werte scheinen aller¬ 
dings im architektonischen Diskurs eher 
exotische Kriterien darzustcllcn. Sic 
werden aber als notwendig für Selbst¬ 
bestimmung und Gemeinschaft erach¬ 
tet. Es stellt diesem Fälle gegenüber, in 
denen diese Qualitäten fehlen verbun¬ 
den mit einer genauen Analyse des 
zugrundeliegenden Problems und (!) 
einem Vorschlag zu seiner Lösung!!! 

“Es gibt ausreichende 
Beweise dafür, daß hohe 
Gebäude Menschen 
verrückt machen.” 

Ein weitere Lesekostprobe? V icl leicht 
Muster Nr 8: “Mosaik derSubkuIturcn”. 
Hier heißt es: “Der homogene und 
undifferenzierte Charakter moderner 
Städte tötet jede Vielfalt der Lebensstile 
undhemmtdieEntstdiungindividuellcn 
Charakters.” 

Anhand dieses Musters wird zum 
Beispiel gezeigt, wie Bevölkerungs¬ 
struktur und individueller Charakter 
Zusammenhängen, wie äußere Um¬ 
stände die inneren bestimmen. Eine 
durchmischte Bevölkerungsstruktur 
wirdmitdner ghettoisierten, also einer 
von wirtschaftlicher oder ethnischer 
Zugehörigkeit definierten, verglichen. 
Beide wirken letztlisch genauso homo¬ 
gen, Vielfältigkeit der Kultur oder eine 
aufergewöhnliche eigene Identität kön¬ 
nen sich in keiner der Beiden hcraus- 
bilden. Als Ergebnis dieser Gegen¬ 
überstellung plädieren die Autoren für 
ein dichtes Geflecht aus!subkulturcn, 
verschiedenartig undkleinteilig, in dem 
jeder “seinen” passenden Zusammen¬ 
hang finden und dort seihen Lebensstil 
kultivieren kann. Durch die Kleimci- 
ligkeit ist sichergestellt, daß Austausch 
zwischen ihnen stattfindet, jeder sich 
mit den anderen Lebensstilen ausci- 
nandersetzt und ein Wechsel zwischen 
den Kulturen ermöglicht ist. 

Oder Muster 9, in dem cs um die 
Vorteile einer Dezentralen Streuung der 
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Arbeitsstätten geht, dem Bruch, den die 
äußere Trennung von Arbeiten und 
Leben in verschiedenen Gebieten (zB. 
Gewerbepark und Wohngebiet) im 
Inneren der Menschen verursacht. 

Oder Muster 12, in dem untersucht 
wird, wie Kommunale Strukturen aus- 
schcn müßten, damit der einzelne ge¬ 
nügend Mitbcsümmungsrechi hat. 

Muster 18, “Netzwerk des Lernens” 
und 43 “ Universität als offener Markt” 
schlagen eine gänzlich alternative Form 
des Lernens und Lchrens zum gängigen 
Schul- und Universitätsbetrieb vor. 

In Muster 21 “Höchstens vier Ge¬ 
schosse” wird anhand von empirischen 
Untersuchungen dargelegt, was Ge¬ 
bäude über vier Geschosse für Auswir¬ 
kungen auf die in ihnen lebenden Men¬ 
schen haben: “Es gibt ausreichende Be¬ 
weise dafür, daß hohe Gebäude Men¬ 
schen verrückt machen.” 

Ähnlich rigoros, im weiteren Text 
dann aber fundiert und begründet, ent¬ 
hält Muster 79 Aussagen zum Problem 
des Miteigentums und (Muster 7) zu 
Land in Privatbcsitz. Es gibt Aussagen 
zu sclbstverwaltoten Betrieben,(Muster 
80: “Sclbstverwalletc Betriebe und 
Büros”) und Gebäudeformen, in diesem 
Falle einzelnstehenden Häusern, näm¬ 
lich darüber, in welcher Weise sie Aus¬ 
druck sozialer Wirklichkeiten sind: 
“IsolicrtcGcbäudcsind Symptomeeiner 
zusammenhanglosen, kranken Gesell¬ 
schaft^ Muster 95 und 108 ). 

Es gibt Muster zur sinnvollen Lage 
und Orientierung von Gcmeinschafts- 
bcrcichcn in Wohnungen, aber nicht zu 
vergessen auch architektonische The¬ 
men wie Offene Treppen, Art der Wän¬ 
de, der Arbeitsbereiche, Orientierung 
der Fenster, die aber immer in sozialen 
Kontext gestellt werden. 

Der Aufbau des Buches folgt seinen 
eigenen Regeln, will sagen, daß ein 
Muster immer eine architektonische 
Einheit beschreibt, eine Problemaük 
behandelt. Die Muster müssen nicht 
eins nach dem anderen durchgearbeitet 
werden. Vielmehr bilden sie ihre 
eigenen zweckmäßigen Zusammen¬ 
hänge. Die Muster nehmen Bezug 
aufeinander, beinhalten kleinere Muster 
und sind Teil (oder werden überlagert) 
von Größeren. Die Theorie vom vernetzt 
sein der Welt findet in dieser Struktur 
seine Entsprechung und generiert 


Komplexität . Komplexität der archi¬ 
tektonischen Lösung sowie der geseil- 
schafisbezogenen Handlungsansätze. 


Die Mustersprache 

Die einzelnen Muster bilden also, 
miteinander verbunden, allmählich die 
Buchstaben und Worte einer Archi¬ 
tektursprache. Im Zusammenhang bil¬ 
den die Muster einen Architektur- Text, 
der eine Bedeutung trägt. So entsteht 
ein auf mehreren Ebenen wirksames, 
sehr komplexes System. Wie bei einem 
Text ist nicht nur das einzelne Muster 


von Bedeutung, sondern ebenso die 
Bezüge untereinander. D.h. die Art der 
Wirkung, die die gebauten Einheiten 
aufeinander ausüben, zur Umgebung, 
sowie der gesellschaftliche und ge¬ 
schichtliche Kontext. 

Was bedeutet nun unsere Umwelt? 
Welche Inhalte werden mit einem 
Gebäude, einer Außengestaltung, einem 
öffentlichen Platz vermittelt? Wie sieht 
der gebaute “Rahmen” für unsere 
Handlungen aus? Welche Ansprüche 
der Nutzer oder welche Bedürfnisse der 
Menschen werden befriedigt, welche 
nicht? Die Pattern Language gibt vor¬ 
zügliche Kriterien an die Hand unsere 


Umwelt zu lesen und zu beurteilen, um 
sie zu verändern. 

Es endet aber nicht in einer theore¬ 
tischen Betrachtung. Das Buch ist 
ebenso eine Handlungsanweisung: Än¬ 
dere ein paar Buchstaben, und Du hast 
ein neues Wort, der dem Satz eine neue 
Bedeutung gibt. Geschieht dies an 
mehreren stellen, so hast Du einen neuen 
Text. 

Ändere Deine gebaute Umwelt hier 
und dort, so wird sich das System aus 
Gebautem und den Funktionen, dessen 
Träger es ist, und die Handlungen die es 
ermöglicht, ändern. Es entstehen so neue 
Inhalte und andere Zusammenhänge im 


System, das System kann so geändert 
werden und wird anders funktionieren. 


Dynamisches Weltbild 
und Prozesshaftigkeit 


Der Gedanke der Entwicklungspro¬ 
zessen liegt dem Buch zugrunde. Die 
Planung wird nicht als ein Mittel er¬ 
achtet, eine letztgültige und unverbes¬ 
serbare, also immerwährende architek¬ 
tonische Lösung zu präsentieren. Viel¬ 
mehr geht es um Mitarbeit aller und 
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Veränderung der Umwelt, der Gesell¬ 
schaft. DasErgebnisder Änderung muß 
natürlich auch Auswirkungen auf die 
Nutzer, in diesem Falle die Initiatoren 
der Änderung haben. So ist eine Lösung 
nicht als statisch anzusehen, sondern 
dadurch, daß sie den lebendigen Ein¬ 
flüssen der Umgebung ausgesetzt ist,( 
und umgekehrt) als eine vorläufige. 
Ebenso wird ausdrücklich darauf hin¬ 
gewiesen daßdie einzelnen Musterzwar 


sei unerlässlich, diese Sprache wieder 
in der Gesellschaft zu verankern, so daß 
jeder Mensch kompetent würde und 
vor allem eigene Inhalte ausdrücken 
könne. 

Wie sehr eine solche Auffassung der 
auf Gewinnmaximierung ausgerichte¬ 
ten Investorcnarchitekturentgegenläuft 

muß wohl kaum erwähnt werden: Die 
kostengünstige Patentlösung, überall 
gleich, wenig Aufwand- hohe Rendite, 


vollen, durchdachten, sensiblen Archi¬ 
tektur läßt sich so wenig in Geld aus¬ 
drücken, wie es vorhersehbar oder 
begrenzbar ist. So sind auch die Wir¬ 
kungen also in der Zeit nicht zu be¬ 
grenzen, die Wirkungen dauern fort, 
auch nach dem S feilen der Honorar¬ 
rechnung und entwickeln sich lang¬ 
samer als Spekulationsgewinne. 

Jan Jacob Hofmann 


nr ic 




eine fundierte Lösung darstellen, aber 
Vorläufigkeitscharakter haben, die Zeit 
und die Menschen mögen sie modi¬ 
fizieren und Wcitcrentwickcln. 

Dazu ist allerdings die Kompetenz 
derjenigen von Nöten, die in die gebaute 
Umwelt eingreifen. Es geht um die alle 
Frage nach den eigenen Bedürfnissen 
und den allgemei nen, die zu formulieren 
sind, der zweite Schritt ist es, diese in 
einer Architektursprache ausdrücken zu 
können. Christoph Alexander meint, cs 


- überall gleich leblos und fehl am Platze, 
lässt sich mit der Pattcmlanguage schon 
nicht gestalten, weil sie (ungeschriebe¬ 
ne) Gesetze der Ökonomie bewußt ig¬ 
noriert: Zeit ist Geld, was sich rechnet 
ist gut, was sich nicht in steigenden 
Umsätzen niederschlägt ist unnötig. 
Eine komplexe Architektur lässt sich 
nicht nach Schema F schnell planen, 
der Planungsprozess braucht Geduld 
und Ruhe und die Mitarbeit aller Be¬ 
troffenen. Das Resultat einer qualität- 
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-von John Pilger- 


“Einem Geistzu begegnen, dcrunsere 
Wahrnehmung von der Welt radikal 
verändert”, schrieb Jim Pcck in seiner 
Einführung zu der Sammlung The 
Chomsky Reader, “stellt eine der beun¬ 
ruhigendsten, aber zugleich auch eine 
befreiendsten Erfahrungen im Leben 
dar. Beunruhigend, weil eine solche 
Erfahrung sorgfältig zurechtgclegte 
Rationalisierungen untergraben kann, 
und befreiend, weil man endlich das 
Offensichtliche als das sieht, was es 
ist.” 

Für mich hat Chomsky das “Offen¬ 
sichtliche” sichtbar gemacht, seit ich zu 
der Zeit, als ich aus den Vereinigten 
Staaten überden amerikanischen Krieg 
in Vietnam berichtete, seine Bücher 
und Artikel las. Ohne Chomskys pein¬ 
lich genaue Auflistung des Beweisma- 
icrials und seine Kritik an der Macht¬ 
ausübung Amerikas wäre die Wahrhei t, 
das “Offensichtliche” über diesen Krieg 
n icht gesagt worden; dasselbe gilt für 


die Wahrheit über viele andere “kleine 
Kriege” und gesellschaftliche Ausei¬ 
nandersetzungen unserer Zeit. Seine 
Suche nach der Wahrheit ist fraglos 
heroisch; ebenso wie Millionen anderer, 
zu deren Aufklärung er beigetragen hat, 
verdanke ich ihm viel. Auf einzigartige 
Weise hat Chomsky beständig die 
Mauern der Owcllschen “Wahrheit” 
durchbrochen, die so viel von unserer 
“Freien” Gesellschaft und dem Leid 
jener Menschen in der ganzen Welt 
verbergen, die den Preis für unserer 
“Freiheit” bezahlen. 

In seinen Essays, Büchern und Vor¬ 
trägen hat er unnachgiebig einen offi¬ 
ziell beglaubigten Mythos nach dem 
anderen zerstört, und zwar mittels 
Fakten und Dokumenten, die zumeist 
aus offiziellen Quellen stammen. Seine 
Enthüllungen und die Klarheit, mit der 
er sie betreibt, sind ein lebendiges Bei¬ 
spiel für Kunderas Aphorismus, daß 
“der Kampf des Menschen gegen die 


Macht der Kampf der Erinnerung gegen 
das Vergessen ist”. Er hat gezeigt, daß 
der Krieg in Vietnam keineswegs der 
“tragische Fehler” war, als der er so oft 
hingestellt wird, sondern die logische 
Konsequenz der Ausübung imperialer 
Macht, und daß die Vereinigten Staaten 
in Verfolgung ihrer strategischen Inter¬ 
essen in Südostasien ein kleines bäuer¬ 
liches Land überfielen, es systematisch 
verwüsteten und seine Menschen, Kom ¬ 
munisten ebenso wie Nichtkommu¬ 
nisten, töteten. Ohne den bedeutenden 
Widerstand in den Vereinigten Staaten 
selbst, der Noam Chomskys kritischem 
Geist und schriftstellerischer Tätigkeit 
viel verdankt, wäre Ronald Reagan 
vielleicht mit amerikanischen Truppen 
in Nicaragua cinmarschiert. 

Ich las Noam Chomskys Buch The 
Backroom Boys zuerst auf einem Flug 
nach Vietnam 1974. Der “ehrenvolle 
Friede”, das Versprechen, aufgrund 
dessen Richard Nixon und Henry Kis- 
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ssnger erneut an die Macht gewählt 
worden waren, befand sich in vollem 
Gang. Die amerikanischen Bodentrup¬ 
pen warfen eine größere Bombenlast 
über Indochina ab als sämtliche Kriegs¬ 
teilnehmer über allen Kriegsschau¬ 
plätzen während des gesamten Zweiten 
Weltkriegs. 


Der Krieg in Asien machte 
keine Schlagzeilen mehr. 

In The Backroom Boys zitierte 
Chomsky einen amerikanisehen Piloten, 
der die “besonderen Vorteile” von Na¬ 
palm auseinandersetzte: “natürlich sind 
wir auch wirklich zufrieden mit den 
Jungs in den Hinterzimmer von Dow 
Chemical. Das ursprüngliche Material 
war nicht so scharf - wenn die Schlitz¬ 
augen schnell genug waren, konnten 
sie es abkratzen. Also fingen die Jungs 
an, polystyrol beizusetzen - jetzt klebt 
das Zeug wie Scheiße am Leintuch. Es 
brennt jetzt sogar unter Wasser.” 


Ich wußte aus eigener Erfahrung, daß 
das stimmte; ich berührte einmal das 
Opfer cinesNapalmangriffs, und danach 
hatte ich die Haut des Mädchens an 
meiner Hand.Was Chomsky in diesem 
und anderen Büchern und in seinen 
Vorträgen und Artikeln vorlegte, war 
nicht nur eine Chronik moderner Bar¬ 
barei, sondern auch die Einordnung 
dieser Barbarei in den Rahmen einer 
systematischen “Arbeitsteilung”. Die 
eine Gruppe von “Jungs in den Hinter- 
zimmem” hatte die Entwicklung von 
Napalm in Auftrag gegeben, während 
eine andere es dann verfeinert hatte, 
“damit es bis hinunter auf den Knochen 
brennt”. Die Piloten brauchten es dann 
nur noch abzu werfen. Unterdessen sorg¬ 
ten die Medien dafür, daß das Gesamt¬ 
bild dieses unvorstellbaren Vorgangs 
so gut wie unsichtbar und damit ak¬ 
zeptabel blieb. 

Auf diese Weise konnten politische 
Führer, deren “gemäßigtes” Auftreten 
nicht einmal entfernt an Totalitarismus 
denken ließ, aus der sicheren Entfernung 
physischer und kultureller Distanz Men¬ 
schen in einem Ausmaß töten und ver¬ 
stümmeln, das an die Taten der berüch¬ 
tigten Ungeheuer unserer Zeit heran¬ 
reicht. So unterwarf John F. Kennedy 
Vietnam einem Terrorbombardement; 
Gerald Ford und Henry Kissinger un¬ 
terstützten den Völkermord in Osttimor; 
und George Bush verübte mit John 
Major im Schlepptau die Schlächterei 
am Golf von 1991 und nannte sie einen 
“Kreuzzug für die Moral”. 

Indem er solche Wahrheiten be¬ 
nannte, hat Chomsky sich eine menge 
Schwierigkeiten eingehandelt. Einerder 
Gründe für die Feindseligkeit, die ihm 
entgegengebracht wird, liegt darin, daß 
er den Kcm des freiheitlichen Selbst¬ 
bildes Amerikas angreift und zwischen 
Liberalen und Konservativen nur un¬ 
terscheidet, um ihre Gemeinsamkeiten 
zu beleuchten. Tatsächlich bildeten 
seine ersten beiden Bücher, Die 
Verantwortlichkeit der intellektuellen 
(1967) und Amerika und die neuen 
Mandrine (1969) frontale Angriffe auf 
einem Großteil der amerikanischen 
Intellektuellen und Journalisten, deren 
Liberalismus seiner Ansicht nach dazu 
diente, ihre Rolle als “ideologische 
Manager” eines gesetzlosen, imperialen 


Systems, das rund um den Globus Tod 
und Zerstörung verursachte, zu mas¬ 
kieren. 

Wie die Dissidenten in der früheren 
Sowjetunion kehrt er in einem Großteil 
seines Werks immer wieder zu einem 
Thema von grundlegender moralischer 
Bedeutung zurück: der Tatsache, daß 
die Amerikaner, und in entsprechender 
Weise auch diejenigen von uns, die 
innerhalb der Reichweite!des ameri¬ 
kanischen Einflusses leben,|‘einem dem 
Dienst an der Macht gehorchenden ide¬ 
ologischen System” ausgesetzt sind, 
demGewissenserwlgungen fremd sind 
und das von den Menschen “Apathie 
und Gehorsam” verlangt, “um jede 
ernsthafte Bedrohung der Herrschaft 
der Elite von vornherein zu verh indem”. 

Abweichende Meinungen werden 
durch den “Mechanismus der histo¬ 
rischen Amnesie und des Tunnclblicks, 
wie sie in den intellektuellen Kreisen 
kultiviert werden”, an den Rand ge¬ 
drängt. Chomsky bezeichnet das Gros 
der amerikanischen Akademiker und 
Journalistenals eine“ weltliche Pricstcr- 
kaste”, für die Amerikas “manifester 
Auftrag”, sein << Reeht”, kleine Nationen 
anzugreifen und unter die Knute zu 
zwingen, allem Anschein 1 nach etwas 
Gottgegebenes sind. 

Aus diesem Grund isf cs ihm oft 
unmöglich gemacht worden, seine 
Ansichten zu veröffentlichen, besonders 
in den großen liberalen Zeitungen, de¬ 
nen er listigist unddieer in Verlegenheit 
bringt, da seine Analyse der imperialen 
Macht eben jene intellektuelle Unab¬ 
hängigkeit aufweist, die seine Kritiker 
und die liberalen Journalisten so gerne 
für sich in Anspruch nehmen. Was bei 
der Erinnerung an die skandalösen 
Vorfälle um Watergate, die Iran-Contra- 
Afflre, das geheime Bombardement 
Kombadschas und die tief verwurzelte 
Korruption während der Rcagcnjahrc 
oft vergessen wird, istdieTatsachc, daß 
so wenige Journalisten versuchten - oder 
die GelgenheU erhielten sic zu ent¬ 
hüllen, Überden Zionismus, der i mmer 
noch eines der großen Tabus in Amerika 
ist, schrieb Chomsky in The Culturc of 
Terrorism, das Verhältnis der ameri¬ 
kanischen liberalen Intellektuellen zu 
Israel sei vergleichbar mit dem Flirt 
ihrer Vorgänger in den dreißiger Jahren 





mit der Sowjetunion. Sie seien, so 
schrieb er, Trillbrcltfahrer, für die eine 
“Schutzhaltung gegenüber dem heiligen 
Staat und der Versuch, dessen unter- 
drückerischc Haltung und Gewalttätig¬ 
keit hcruntcrzuspiclen und Entschuldi¬ 
gungen dafür zu finden”, typisch seien. 

Was Chomskys Feinde in Rage bringt, 
ist die Tatsache, daß cs fast unmöglich 
ist, ihn in eine Schublade einzuordnen. 
Er sprach sich gegen die Manipulationen 
beider Seilen im Kalten Krieg aus und 
vcrtratdieAuffassung,dieSupermächte 
seien sich in Wirklichkeit in der Unter¬ 
drückung der Bestrebungen kleinerer 
Nationen einig. Es ist typisch für diesen 
brillanten Außenseiter, daß er zu einem 
Zeitpunkt, als viele das Ende des Kalten 
Krieges feierten, vorsichtig blieb. Er 
beschreib “die Beherrschung der eura- 
sischcn Landmassc durch eine einzige 
vereinigte Macht”, nämlich Europa, als 
einen Alptraum für die amerikanischen 
Machthaber, und stellte fest, daß das, 
was wir heute sehen, “eine schrittweise 
Wiederherstellung der Handels- und 
Kolonialbczichungcn Westeuropas mit 
dem Osten darstcllt”. Weiter sagt er: 
“Der große, sich verschärfende Konflikt 
der heutigen Welt ist der zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten. 
So verhält es sich schon seit Jahren, und 
mittlerweile ist dieser Konflikt sehr 
ernst. Das US-Eslablishmcnt will den 
Europäern klarmachen, wer der Herr 
ist.” 

Obwohl Chomsky sich als libertären 
Sozialisten bezeichnet, ist er nicht An¬ 
hänger irgend einer Ideologie. Tatsäch- 
1 ich scheint seine politische Haltung für 
jemanden, der sich seinen Namen als 
Theoretiker - in der Sprach Wissenschaft 
- gemacht hat, merkwürdig untheore¬ 
tisch. Er ist der Ansicht, daß Revolu¬ 
tionen Gewalt und Leid m it sich bringen, 
und er vertritt die Position, daß “nie¬ 
mand, der sich ein wenig mitGcschichle 
befaßt, überrascht sein wird,diejenigen, 
die am lautesten nach Destruktion und 
Zerstörung schrcin, als Verwalter eines 
neuen Systems dcrUntcrdrückung wie¬ 
derzufinden” Sofern er überhaupt an 
etwas glaubt, ist es “der gesunde Men¬ 
schenverstand gewöhn I ichcr Meschen... 
seit ich überhaupt irgendein politisches 
Bewußtsein hatte, war ich immer auf 
der Seite der Verlierer”. Der Essayist 
Brian Morton schrieb kürzlich, daß 


“viele Amerikaner nicht mehr davon 
überzeugt sind, daß unsere Regierung 
das Recht hat, jedes Land, das es will, 
zu zerstören - und das ist zum großen 
Teil Chomskys Verdienst”. Der ver¬ 
storbene Francis Hope schrieb über ihn: 
“Leute wieersind gefährlich; ihr Fehlen 
ist eine Katastrophe.” 

Ich habe jahrelang mit Chomsky kor¬ 
respondiert, ihn aber erst 1989 per¬ 
sönlich getroffen. Ich ging damals zu 
einer Veranstaltung in einer überfüllten 
Halle in Battersea, um ihn sprechen zu 
hören, und zu meiner Überraschung 
fand ich keinen routinierten Redner vor, 
sondern einen freundlichen, beschei¬ 
denen Mann, der eine gewinnende At¬ 
mosphäre der Anarchie um sich ver¬ 
breitete. Man konnte ihn kaum über die 
dritte Reihe hinaus verstehen, und er 
verwendete ein Gutteil seiner Mühe 
darauf, auf die weitschweifigen Unter¬ 
brechungen eines Zwischenrufers zu 
antworten. Sein Engagement für das 
Prinzip der Meinungsfreiheit, das Prin¬ 
zip, das “die Stimme eines jeden gehört 
werden muß”, hat ihn oft in Schwierig¬ 
keiten gebracht; der Mann, der Brand¬ 
reden gegen ihn hielt und dessen Recht, 
angehört zu werden, er dennoch ver¬ 
teidigte, verfocht neofaschistische An¬ 
sichten. Chomsky machteden Eindruck 
eines humanen und sehr moralischen 
Menschen auf mich, und ich mochte 
ihn. 


Auf jeden Fall widerspricht seine 
Sanftmut dem Bild des Aufrührers; sie 
erinnert mich an die Beschreibung, die 
Norman Malier, der nach dem Marsch 
auf das Pentagon 1967 eine Gefäng¬ 
niszelle mit ihm teilte, in seinem Buch 
Heere in der Nacht von ihm gab: ein 
schlanker Mann mit scharfgeschnit¬ 
tenen Zügen und asketischem Gesichts¬ 
ausdruck, den eine Atmosphäre von 
Milde, aber gleichzeitig von absolute 
moralischer Integrität umgab”. Davon 
abgesehen hat er viel Humor; sein Ge¬ 
brauch von Farce und Ironie, der oft als 
Sarkasmus mißverstanden wird, er¬ 
möglicht es ihm, aus offizöse Ver¬ 
lautbarungen und Formulierungen deren 
wahren Gehalt herauszuschälen. 

Als ich ihn traf, fragte ich ihn danach, 
besonders nach dem Gewicht gängiger 
politischer Bezeichnungen wie “Ge¬ 
mäßigter” und “Extremist”. 


Er sagte: “In gebildeten Kreisen wer¬ 
den sie sehr ernst genommen. Kein 
Journalist, kein Intellektueller, kein 
Schriftsteller kann einfach die Wahrheit 
über den Vietnamkrieg sagen, nämlich 
daßdie Vereinigten Staaten Südvietaam 
angriffen. So etwas zu sagen, ist nicht 
gemäßigt... In den dreißiger Jahren be- 
zeichnetedie amerikanische Regierung 
Hitler als einen Gemäßigten, der zwi¬ 
schen den Extremisten der Linken und 
der Rechten stand; daher mußten wir 
ihn unterstützen. Auch Mussolini galt 
als Gemäßigter. Mitte der achtziger Jah¬ 
re war Saddam Hussein ein Gemäßigter, 
der zur * Stabilität’ beitrug. General Su- 
harto von Indonesien wird häufig und 
immer wieder als Gemäßigter bezeich¬ 
net. Seit 1965, als er an die Macht kam, 
wobei er vielleicht 700.000 Menschen 
abschlachtete, haben die New York 
Times und andere Zeitungen ihn als den 
Führer der indonesischen Gemäßigten 
ausgemacht.” 


Ich sagte: “Aber Sie werden oft als 
Extremist bezeichnet.” 
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“Sicher, ich bin ein Extremist, weil 
ein Gemäßigter jeder ist, der die Macht 
des Westens unterstützt, und ein Extre¬ 
mist jeder, der sich gegen sie wendet. 
Nehmen wir zum Beispiel George Ken- 
nan, den amerikanischen Strategen des 
Kalten Kriegs nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg. Er war einer der führenden Ar¬ 
chitekten der heutigen Welt und stand 
auf dem “linken” oder pazifistischen 
Flügel des Spektums der US-Planer. 
Als er Vorsitzender des politischen Pla¬ 
nungsstabs war, sagte er - in internen 
Dokumenten, natürlich nicht öffentlich 
- ganz explizit, wenn wir die Diskrepanz 
zwischen unserem enormen Reichtum 
und dem Elend aller anderen aufrecht- 
erhaben wollten, müßten wir ver¬ 
schwommene und ideaiistiche Slogans 
über Menschenrechte, Demokratisie¬ 
rung und die Hebung des Lebens¬ 
standards beiseite lassen statt dessen 
und in reinen Machtkonzepten denken. 
Aber es ist selten, daß jemand so ehrl ich 
ist. 


Vergriffene 

Bücher! 

Der neue Anti¬ 
quariatskatalog 
ist da, mit rund 
1.500Titeln zu 
den sozialen 
Bewegungen 
seit '68, zur 
Geschichte 
des Anarchis¬ 
mus & Sozialis¬ 
mus u.v.m. 
Einfach 
anfordern! 

Anar$£> 

Postfach 2011 -31315 Sehnde 
Fax 05132/93833 


Ich sagte: “Sie haben einige spekta¬ 
kulären Auseinandersetzungen hinter 
sich. Arthur Schlesinger hat Sie ange¬ 
klagt, die intellektuelle Tradition zu 
verraten.” 

“.Das stimmt, da bin ich mit ihm einer 
Meinung. Die intellektuelle Tradition 
ist eine Tradition der Dienstbarkeit 
gegenüber der Macht, und wenn ich sie 
nicht verraten würde, müßte ich mich 
meiner selbst schämen.” 

Ich erinnerte ihn daran, daß er Schle¬ 
singer und andere Liberale beschuldigt 
hatte, eine “Weltliche Preisterschaft” 
zu bilden, die die US-Regierung in einer 
Reihe übler außenpolitischer Aktivi¬ 
täten unterstütze: Ob er diesen Punkt 
untermauern könne? 

“Ja, durchaus, ich habe das doku¬ 
mentiert. Den Begriff ‘weltliche Pries¬ 
terschaft’ habe ich in Wirklichkeit von 
Isaiah Berlin entliehen, der ihn auf die 
russische Kommissarsklasse anwen- 
dctc; und natürlich haben auch wir eine 
derartige Preisterschaft. ‘Kommissar’ 
ist ein zutreffender und brauchbarer 
Ausdruck. In sämtlichen Ländern domi¬ 
nieren die geachteten und respektablen 
Intellektuellen,dieeincräußeren Macht 

dienen, das Bild, Wir mögen zwar die 
sowjetischen Dissidenten ehren, aber 
in der Sowjetunion wurden sie nicht ge¬ 
ehrt, sondern in den Schmutz gezogen. 
Die Leute, die geachtet waren, waren 
die Kommissare, unddieserSachverhalt 
reicht weit in die Geschichte zurück. 
Den Erzählungen der Bibel zufolge 
waren es regelmäßig die falschen Pro¬ 
pheten, die Ehre und Anerkennung 
genossen. Diejenigen, die wir heule als 
die Prophcen bezeichnen, wurden zu 
ihrer Zeit ins Gefängnis geworfen oder 
in die Wüste verjagt und was sonst 
noch. Wenn etwa ein britischer Intel¬ 
lektueller vulgäre Rechtfertigungen für 
Greueltaten der US-Regierung ver¬ 
breitet, unterscheidet sich das in keiner 
Weise von den vulgären Rechtferti¬ 
gungen irgendwelcher amerikanischer 
Intcicktuellcr für Stalin.” 

Ich sagte: “ Ihre Bücher werden in 
der amerikanischen Mainstrcampressc 
fast nie besprochen, und man bittet Sie 
dort nie um Gastkommcntare. Hat man 
Sie in den etablierten Kreisen zur Un- 
person erklärt?" 


“Oh ja. Tatsächlich würde ich mich 
fragen, was ich falsch mache, wenn das 
nicht der Fall wäre... Nehmen Sic zum 
Beispiel Boston, die Stadt, in der ich 

lebe. Der Boston Globe ist wahr¬ 
scheinlich die liberalste Zeitung der 
Vereinigten Staaten. Ich habe viele 
Freunde beim Globe. Sie dürfen nicht 
nur meine Bücher nicht bespcchcn, sic 
dürfen sie nicht einmal auf die Liste der 
Bücher der Bostoner Autoren setzen! 
Tatsächlich hat der für Buchbesprechun¬ 
gen zuständige Redakteur gesagt, keines 
meiner Bücher dürfe besprochen wer¬ 
den, und auch von den Büchern von 
South End Press, dem Bostoner Vcrlags- 
kollektiv werde keines je besprochen 
werden, solange dort Bücher von mir 
herauskommen würden.” 

Ich machte ihn darauf aufmerksam, 
daß seine Angriffe hauptsächlich auf 
die Vereinigten Staaten atiziclicn und 
daß er oft von der “schlechten Seite” 
Amerikas spräche. Und doch behaupte 
er, Amerika sei wahrscheinlich die 
freieste Gesellschaft der Geschichte. 
Ob darin nichtein grundlegender Wider¬ 
spruch liege? 

“Nein. Die Vereinigten Staaten sind 
in der Tat die freieste Gesellschaft der 
Welt. Der Grad der Freiheit und des 
Schutzes der Redefreiheit hat nirgend wo 
sonst eine Parallele, Das war kein Ge¬ 
schenk; es verhält sich ja nicht deshalb 
so, weil es in der Verfassung steht. Bis 
in die zwanziger JAre unseres Jahrhun¬ 
derts waren die VereinigtenStaaten sehr 
repressiv, wahrscheinlich noch repres¬ 
siver als England, Der große Durch¬ 
bruch kam 1964, als das Gesetz über 
aufrührerische Verleumdung für nich tig 
erkürt wurde. Dieses Gesetz erklärte 
grundsätzliche Kritik an der Staatsgc- 
waltzum Verbrechen. Es wurde damals 
im Verlauf der Bürgerrechtskämpfe für 
verfassungswidrig erklärt. Nur der 
Kampf der Manchen selbst schützt die 
Freiheit.” 

“Aber wenn Amerika die freieste Ge¬ 
sellschaft der Welt ist, wo ist denn dann 
die systematische Unterdrückung, die 
Sie so oft angreifen?” i 

Im neunzehnten Jahrhundert war 
Großbritannien eines der freiesten Län¬ 
der der Welt und hatte dennoch eine 
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schauerliche Bilanz von Greueliaten. 
Es gibt ganz einfach keine Korrelation 
zwischen der Freiheit im Inneren eines 
Landes und der Gewalt, die es nach 
außen anwendet. In den Vereinigten 
Staaten, die wahrscheinlich das ausge- 
fciltcslc System doktrinären Mange- 
ments besitzen, kommt natürlich gerade 
dieser Faktor noch erschwerend hinzu. 
Wir müssen uns klar machen, daß der 
grundlegende Gedanke, der sich durch 
die gesamte moderne Geschichte und 
den modernen Liberalismus zieht, be¬ 
sagt, daß die Bevölkerung marginal isiert 
werden muß. 

In diesem‘System betrachtet man die 
Bevölkerung als Ganze lediglich als 
Ansammlung unwissender und lästiger 
Außenseiter, eine verwirrte Schafherde. 
Und cs sind die verantwortlichen Män¬ 
ner, die die Entscheidung treffen und 
die Gesellschaft vor dem Stampfen und 
der Wut der verwirrten Herde beschüt¬ 
zen müssen. Da wir aber in Demokratien 
leben, erlaubt man den Leuten - der 
verwirrten Herde - gelegentlich, ihr 
Gewicht zugunsten des einen oder an¬ 
deren Mitglieds der verantwortlichen 
Klasse in die Waagschale zu werfen. 
Das nennt man dann Wahlen.” 

Ich erwähnte den Vorfall in dcrTown 
Hall von Battcrsca,bci dem er das Recht 
des Ncofaschistcn, ihn mit Zwischen¬ 
rufen zu stören, verteidigte. “Giltdicses 
Recht Ihrer Ansicht nach für jeden?” 
fragte ich. 

“Ja. Wenn wir nicht an das Recht auf 
freie Meinungsäußerung für Menschen 
glauben, die wir nicht-leiden können, 
glauben wir überhaupt nicht daran.” 

“Aber hat ein Rassist, der in Anwe¬ 
senheit einer anderen ethnischen Ge¬ 
meinschaft spricht und eine provozie¬ 
rende, gewalttätige Sprache verwendet, 
dasselbe Recht?” 

“Natürlich. Nehmen wir einen Fall, 
den cs wirklich gegeben hat. In Illinois 
gibt cs eine Stadt mit einem großen 
jüdischen Bevölkerungsanteil, in der 
viele Überlebende des Holocaust woh¬ 
nen. Eine Gruppe von Nazis forderte 
das Recht, dort zu demonstrieren - das 
war sehr provokativ. Die amerikanische 
Bürgcrrcchtsunion ACLU verteidige ihr 
Recht dazu, und ich habe sic darin 


unterstützt.” 

Ich fragte ihn, ob er das Recht auf 
“freie Rede” für jene unterstützen 
würde, die den Tod Salman Rushdies 
fordern. 

“Unter gewissen Vorbehalten ja... 
aber da muß man fragen, ob es dabei um 
unmittelbare Anstiftung zu gewalttä¬ 
tigen Handlungen geht. Hier gibt es 
keinen klaren Lackmustest, aus dem 
klar hervorginge, wo die Grenze ist. 
Was Rushdie betrifft, bin auch ich der 
Meinung, daß wir da hart an diese 
Grenze herankommen. Ich meine, wenn 
wir an den Punkt kommen, wo jemand 
das Korn mando zum Schießen gibt, und 
Rushdie befindet sich in unmittelbarer 
Nähe, dann fällt das nicht unter das 
Prinzip der freien Meinungsäußerung. 
Wenn es sich nur um jemanden handelt, 
der eine Rede hält, in der er sagt, “Ich 
finde, er sollte getötet werden”, denke 
ich nicht, daß man ihn daran hindern 
sollte. Wo genau man hier die Schei¬ 
delinie ziehen soll, ist nicht leicht zu 
sagen, aber ich bin der Ansicht, daß das 
Recht auf freie Meinungsäußerung von 
äußerst großer Bedeutung ist”. 

Es ist offensichtlich, daß Chomsky 
für seine abweichende Haltung einen 
hohen Preis bezahlL “ Es macht mich 
wütend,” sagte er. “Ich werde zornig. 
Ich bin ein ziemlich sanfter Typ. Ich 
randaliere nicht herum, aber innerlich 
koche ich die ganze Zeit... Eine Menge 
von meinen Freunden können einfach 
nicht mehr, und ich kann sic verstehen. 
Es ist sehr kräftezehrend und sehr frus¬ 
trierend.” 

Ich fragte ihn, was ihn dazu bringt, 
weiterzumachen. “Ich denke, man sollte 
die Belohnung nicht unterschätzen. Die 
Vereinigten Staaten sind heute ein ganz 
anderes Landais vordreißig Jahren. Sie 
sind ein viel zivilisierteres Land gewor¬ 
den Jedenfal ls außerhal b der gebildeten 
Kreise... Wir müssen heute das Be¬ 
wußtsein des achtzehnten und neun¬ 
zehnten Jahrhunderts wiederbelcbcn, 
daß die autokratische Kontrolle über 
das Wirtschafssystem uncrtäglich ist. 
Heute findet in der ganzen Welt ein 
großangelegter Angriff auf die Demo¬ 
kratie stau, und cs wird eine Art Welt- 
regierung etabliert, zu deren Institu¬ 
tionen der Internationale Währungs¬ 


fonds und die Welbank und die Welt¬ 
handelsorganisationgehören. Das müs¬ 
sen wir verstehen... Und wir müssen 
dagegen kämpfen.” 


Vorabdruck aus einem neuen 
Chomsky-Reader im Philo-Verlag, 
erscheint Anfang 1999 






NACHRUF 
auf JAKOB 
SUHL 


Der Freundeskreis von “Dinge der Zeit” 
trauert um den Verlust seines Mit¬ 
arbeiters JakobSuhl, der am 5.Mai 1998 
im Alter von 75 Jahren einem Krebs¬ 
leiden erlag. 

Jakob Suhl wurde als zweiter von 
drei Brüdern am 28.Novembcr 1922 im 
Leipzig geboren. Er war noch ein 
Schuljunge, als 1933 die Nazis an die 
Macht kamen. Da sein Vater, Professor 
der Literatur und Philosophie, politisch 
engagiert war, wurde er von den neuen 
Herren Deutschlands verfolgt und muss¬ 
te seine Familie verlassen. Er flüchtete 
überdieSchweiznach den USA. Jakobs 
Brüder, der ältere Ben, der jüngere 
Emanuei und zuletzt er selbst folgten: 
aus ihrer Heimat vertrieben, zehn Mark 
in der Tasche (mehr war nicht erlaubt), 
hatten sie ihre Freunde, ihre Sprache 
und die Kultur ihres Landes verloren. 
Ihre Versuche, auch die Mutter aus 
Deutschland herauszuholen, schei¬ 
terten. Sie wurde auf einem Transport 
nach Ravensbrück von SS-Leuten 
erschossen. 

In den USA schlug sich Jakob als 
Arbeiter durch. Freunde berichten, dass 
er anfänglich in sehr primitiven Verhäl¬ 
tnissen leben musste. An Wochenenden 
nahm er an Treffen der Gruppe um die 



Zeitung “Unser Wort”, das Organ stalin- 
feindlicher, links orientierter deutscher 
Emigranten, teil, zu denen auch sein 9 
Jahre älterer Bruder Ben gehörte. 

Seine ursprünglichen Versuche, 
Buchhalter zu werden, gab Jakob Suhl 
auf. Er zog es vor, ein Arbeiter unter 
Arbeitern zu sein. Es gelang ihm jedoch 
nicht, die Arbeiter gemäss seinen poli¬ 
tischen Vorstellungen zu radikalisieren. 
Nach acht Jahren als Werkzeugmacher 
hörte er auf und arbeitete für kurze Zeit 
bei einem Juwelier, hielt es aber auch 
bei dieser geisttötenden Arbeit nicht 
lange aus. Durch Freundschaft erhielt 
er die Gelgenheit, als Partner beim 
anfangs sehr mühsamen, später jedoch 
erfolgreichen Aufbau einer Fabrik in 
der Plastik-Industrie mitzuarbeiten. 
Dort fand er genug freie Stunden, um 
Hegel zu lesen und Sprachen zu studie¬ 
ren. Die seit Sommer 1947 von der be¬ 
reitserwähnten Emigrantengruppeunter 
der Anleitung von Joseph Weber heraus¬ 
gegebene Zeitschrift “Dinge der Zeit” 
verfolgte er mit grossem Interesse. In 
den fünfziger Jahren bildete sich in 
New York eine kleine Gruppe, die die 
Zeitschrift “Contemporary Issues” unter 
den gleichen Bedingungen wie denje¬ 
nigen von “Dinge der Zeit” veröffent¬ 
lichte. Die Besprechung aktueller wie 
auch prinzipieller Themen sowie die 
Teilnahme an Demonstrationen gegen 
die Besetzung Ungarns durch die 
Sowjetrussen und gegen den Vietnam- 
Krieg waren Schwerpunkte der Ak¬ 
tivitäten dieser Gruppe. 

Jack (die englische Version des Vor¬ 
namens Jakob) schrieb folgende Artikel 
für die Zeitschrift “Contemporary Is¬ 
sues”: 

1964: “Hannah Ahrend’s 

‘Eichmann’ und 

“Hochhut’s Deputy: Triumph of 
Humanism” 

1966: “Withdraw the troops” (aus 
Vietnam) 

Ausserdem beteiligte er sich in der 
Zeitschrift “Dinge der Zeit” im Jahre 
1968 (Heft 33) an der Diskussion um 
Herbert Marcuses Buch “Der eindi¬ 
mensionale Mensch” mit dem Artikel 
“Perspektiven”. 

Bereits im Alter von anfangs fünfzig 
war es Jack möglich, in den Ruhestand 


zu gehen: er wollte nicht länger als nö¬ 
tig erwerbstätig sein. Mit seiner Frau 
Leonore siedelte er nach Portugal über. 
Hier fand er Zeit, um Adorno, Hork- 
heimer, Maicuse und Marx/Engcls zu 
studieren und bald sprach er flies send 
portugiesisch. Seine Bibliothek füllte 
sich,Zeitschriften wurden durchforscht 
und vor altem führte er eine lebhafte 
Korrespondenz über die politischen 
DingederZeit Zu seinen Briefpartnern 
gehörten nabenden in den USA zurück¬ 
gelassenen Freunden und denjenigen 
um “Dinge der Zeit” Günter Grass, Rol f 
Hocbhuth, Noam Chomsky, Norman 
Fcnkelsiein u,a. 

Nach dem Ableben von Fred Lohcn- 
bill und Paul Brass, Gründungs¬ 
mitglieder von “Dinge der Zeit” wäre 
ein weiteres Erscheinen dieser Zeit¬ 
schrift ohne die intensive Mitarbeit von 
Jakob Suhl nicht möglich gewesen. 
Nachstehende Bei träge wurden von ihm 
verfasst: 

Heft 52/1988: “ZuJicl Angst vor 
AIDS” unter dem Pseudonym (Sam 
Rosen) 

Heft 54/1990: “Wie weiter in Russ¬ 
land?” 

Heft 55/1992: “ Brief an ‘Die Zeit’ 
und “Zur Kritik an Korjagin” 

Heft 56/57/1994: “Ausländerhatz in 
Deutschland” 

Heft58/59/1997: “Goldhagcn und die 
‘gewöhnlichen Deutschen’” und “Die 
Gefahr des jüdischen Fundamcntalis- 
mus” 

I 

i 

Insbesondere die letzten beiden Ar¬ 
tikel führten zu einem lebhaften - teils 
konftoversen-Gedankenaustausch weit 
über den Freundeskreis yon “Dinge der 
Zeit” hinaus. Ausserdem hat sich Jack 
grosse Verdienste bei der schwierigen 
Herausgabe des Sammlbandcs von Jo¬ 
seph Webers Schriften erworben. 

Jakob/Jack war überall beliebt durch 
seinen Frohsinn und seine Hilfsbe¬ 
reitschaft. Mitseinem scharfen Verstand 
und grossen Wissen schuf er sich viel 
Anerkennung. Den Freunden von “Din¬ 
ge der Zeit” wird seine engagierte Mit¬ 
arbeit in steter Erinnerung bleiben. 

Zürich, den 26. September 1998 
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Im Gewerbegebiet Rödelheim 


Eine Diskussion über politische Zentren 


SF Redaktion 


Bis in die neuziger Jahre hinein gab 
es mehrere Orte/ Zentren linksradi¬ 
kaler Politik in Frankfurt: Seit eini¬ 
gen Jahren verschwinden diese in 
einem lautlos schleichenden Prozess. 
Das sogenannte “autonome Zent¬ 
rum” Hinter der schönen Aussicht, 
das JUZ Bockenheim, das KOZ auf 
dem Campus existieren beispielsweise 
nicht mehr, das Dezentral wird im 
Mai nächsten Jahres sch Hessen. Die 
in den achtziger Jahre gegründeten 
Projekte waren zum Großteil nicht 
in der Lage, neue Gruppierungen zu 
integrieren. So daß dieser Zerfalls- 
Prozess nicht nur Ausdruck des Wan¬ 
dels poltischer Opposition in der Stadt 
ist, sondern ebenso Produkt einer 
hermeneutischen Vorstellung links¬ 
radikaler Politik ist. 

Wir haben mit Mitgliedern des 
Dritte Welt Hauses, des Exzess und 
dem ehemaligen “Zentrum” in 
Frankfurt über ihre Konzeptionen 
nnd ihre Erfahrungen diskutiert. 
Nicht alle haben die Projekte von 
anfang an begleitet, was wir aber 
nicht als Nachteil erachten. 


Fotos: Wolfgang Müller C 

Was könnt ihr über die Geschichte Exl: Der Hintergrund dafür, daß es \\ 

des jeweiligen Zentrums sagen? keinen Vertrag mehrgab, war, daß dort js 

ein neues Jugendhaus für Bockenheim jl 

Exl: Das Exzess war am Anfang das gebaut werden sollte und zwar- damals j 

“Wohnzimmer” von einem von So- in Frankfurt sehr beliebt - für einige I, 

zialarbeitem betreuten Wohnprojckt in Millionen, nach städtischen Planungs- jl 

Bockenheim, ein Trcffpunktzum Bier- idecn, vollkommen sinnlos an dem re- 

trinken und ‘Rumsitzen. Irgendwann alen Bedürfnis im Stadtteil vorbeige- 

gab es, in Absprache mit dem JuZ plant. In diesem Jugendhaus sollten 

Bockenheim, eine Öffnungsregelung. dann insgesamt 13 Jugendeinrichtungen 

Das Wohnzimmer wurde immer größer Platz finden, die alle schon Räumfich- 

und es kamen immer mehr Freunde. Es keiten hatten und auch reell schon ar- 

hat sich eine Art Thekengruppe gebi Idct, beiteten. Mit denen haben wir uns in 

die 3 Tage die Woche aufgemacht hat, Verbindung gesetzt, gefragt ob sie das 

wenn das JuZ Bockenheim geschlossen Jugendhaus wollen und gesagt: “Wir 

war. So wurde cs dann Wohnzimmer wollen was anderes entwickeln!” Nach 

und offener Raum für einen kleineren diesen Vorgesprächen kam es dazu, daß 

Teil der Subkulturszcnc der Stadt. wir am Tag des Vertragsablaufs ein 

“Exzess-Good-bye-Wochenende” ver- 
Ex2: Bis 1990 gab’s das Cafe, das ist anstaltethaben,miteincm Konzert.Und 

der vordere Bereich, das Foyer vom auf einmal war ein Loch in der Wand 

ehemaligen Kino. Dafür gab es zeit- und niemand weiß genau, wie es dazu 

weisccincn Vcrtragmitdcm Jugendamt, kam/Durch dieses Loch blickten alle in 

zeitweise nicht. 1990 gab cs diese recht- das alte Schwanen-Kino, ein Raum von 

liehe Grundlage für die Benutzung die- 400 qm, die Decke 7m hoch, also ein 

ses Raumes dann nicht mehr, aber cs riesiger Raum, damals seit 5,6 Jahren 

war klar: “Wir bleiben drin.” nicht mehr genutzt. Und für alle Besu¬ 

cher, die damals da drin waren, war 


klar: Genau das brauchen wir! 
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FALLING DOWN 

RECORDS 

D.I.Y.-LABEL 

★ 

präsentiert: 

Trotzdem 

& 

Sowieso 

DAS BENEFIZ-TAPE 
FÜR DEN 

ANARCHISTISCHEN 

TRQTZDEM-VERLAG 

60 Minuten feinster 
Hardcore und Punkrock 
mit den Bands: 

mmmm 

GUTS PIE EARSHÖT 
GRAUE ZELLEN 
PEACE OFMIND 
KORRUPT 
QUC 

DADDYLOHGLEG 
STRANGE FRUIT 
SOlüft 

WORLD CHAOS 
KOMMERZINFARKT 
THEE EVILBAD 
ANTIKÖRPER 
THIMAITSCIlIßKS 
HIGHSCGRE 
GRANNY SMITH 
HGUTUKIRO 
LflDCET 
LUNGHBOK 

inklusive 28-Seiten-Beiheft mit 
Infos und von den Bands selbst 
gestalteten Seiten.7,- DM 

ansonsten gibt’s noch ... 

BAXI: Der Einzelfall 10“-LP 
(FDR01Q) NEU! 7 bissige bis 
nachdenkliche und ausgereifte 
Songs mit kiasse Lyrics. Eine 
Gitarre plus eine Stimme, (Die 
Nachrichten äußerten: .Baxi? Ein 
unverbesserlicher Anarchist!") 

Inkl. Beiheft mit allen Texten 
sowie Cartoons von Alex Kolo. 
Genial!.12,- 

DADDY LONGLEG: NADA 10'- 
LP (FDR007) 9x melodischer 
Punk, mal voll nach vorne, mal 
melancholisch (OX 4/97: .... 

schönes Booklet... schöne Platte 


...Sehr gut!") inkl.16-S. 
Beiheft.10,- 


... kostenlose Liste anfordern! 


ALLE BESTELLUNGEN plus 3,- 
PORTO (falls I0“-LP 7,-) an: 

FALLING DOWN RECORDS 
c/o Infoladen Bankrott 
Dahlweg 64 

48153 Münster j 

_Gertnoney 


Zentrum: Die Vorgeschichte des Zen¬ 
trums war eine starke Bewegung und 
die Gründung des Zentrums kam aus 
einer Situation der Stärke. Damals 
wurde gesagt. Wir schaffen uns einen 
Raum, in dem wir uns treffen können, 
in dem sich andere Gruppen treffen 
können, Migrantlnnen, kleinere auto- 
nomepolitischeGruppen.subkulturelle 
etc. Mit denen sollte das Zentrum 
gemeinsam gestaltet werden. Es istzwar 
wohl auch so, daß sich linksradikale 
Gruppen eher abgeschottet bewegen, 
aber wir wollten einen Mittelweg gehen. 
Also nicht nur für sich selbst einen Ort 
zu schaffen, sondern auch offene Be¬ 
reiche wie VoKü oder Discos zu haben 
und damit Leuten Raum zu geben, die 
sich in dem politischen Spektrum wohl 
fühlen oder an dieser Atmosphäre Ge¬ 
fallen finden. 

Der Name “Autonomes Zentrum” war 
von vornherein umstritten. Es war dann 
auch immer das “Zentrum Hinter der 
Schönen Aussicht”. 

t 

DWH: Die ersten Anfänge des Dritte 
Welt-Hauses, eine Initiative zur Grün¬ 
dung, gab es etwa 1979. Offiziell ein- 
geweiht wurde es dann im Oktober 81, 
in der Neuhofstraße. 1985 sind dann 
Räume in der Friesengasse angemietet 
worden, zu einem recht günstigen Preis, 
weil der Vermieter Mitglied im Dritte 
Welt-Haus war. Nachdem es mit ihm 
zum Zerwürfnis kam sind wir nach Rö¬ 
delheim umgezogen, in die Westcr- 
bachstraße. Weil die Miete sehr teuer 
ist sind wir, neben den ganzen Mitglie- 
derbeiträgen und Spenden, auf Stif- 
tungsgclder von Amka z.B. oder Kir¬ 
chen angewiesen. Außerdem haben wir 
in Rödelheim weniger Laufpublikum 
oder Leute, die einfach aus Interesse 
vorbeikommen, um das Medienarchiv 
zu nutzen, oder ähnliches. In Bocken- 
heim war diese soziale Anbindung 
besser als in Rödelheim. Auch deshalb 
suchen wir jetzt wieder stärker nach 
Räumen in der Stadt. 

Ex 1: Warum macht man ein Dritte Welt- 
Haus ? Was war die Idee? 

DWH: Ursprüngliches Vorbild war das 
Dritte Welt-Haus Bielefeld. Ich habe 
diese Anfänge auch nicht genau mitge¬ 
kriegt. Es haben sich damals wohl viele 
Leute in der Süd Afrika-Bewegung, 
dem Früchte-Boykott, engagiert, auch 
Leute, die in der Mittelamerika-Bewe¬ 


gung waren. Das war damals - Anfang 
der 80er Jahre - sehr viel präsenter im 
öffentlichen Leben. Um der Internatio¬ 
nalismus-Bewegung einen stärkeren 
Ausdruck zu verleihen, Veranstaltungen 
zu machen, um auchauf eine Bibliothek 
zurückgreifen zu können, wurde dieses 
Haus gemacht. Ich weiß nicht, ob das 
Konzept überworfen ist, aber die Grup¬ 
pen, die zu Mittelamerika gearbeitet 
haben, die gibt es fast alle nicht mehr. 
Es gibtzwar noch so eine Art Bewegung, 
aber große Teile sind |in Institutionen 
gelandet, z.B. mit Städtepartnerschaf¬ 
ten. 1 

Exl: Das heißt, das Dritte Welt-Haus 
war weniger soziale Struktur als im 
Zentrum oder Exzess, sondern mehr so 
ein Ausdruck der Solidarität mit ande¬ 
ren? 

DWH: Ja. Ich denke auch, die einzelnen 
Gruppen im Dritte Wcli-Haus haben 
eine sehr unterschiedliche Geschichte 
und einen unterschiedlichen Arbeits¬ 
ansatz. Das Oberdach "Dritte Welt” 
haben da viele gemeinsam, aber jede 
Gruppe macht ihr Ding und cs läuft 
wenig gemeinsam. Zu der poliüschcn 
Bestimmung hier gab’s auch viele 
Streitpunkte» woman sich jeuteinklinkt 
oder nicht. Klar, es waren alles so mehr 
oder weniger Linke» aus sehr unter¬ 
schiedlichen Spektren, ein sehr bunter 
Haufen» der sich eigentlich zum Thema 
Internationalismus zusam mengefu nd cn 
hat und da konkret etwas gemacht hat. 

Warum gibt es mehrere Ort? Wo 
sind die Mitten, wo sind die Unter¬ 
schiede? Es muß ja einen Grund ha¬ 
ben, warum sich hier in Frankfurt 
mehrere relativ wichtige Zentren 
ausgebildet haben« Und es wäre 
interessant, zu wissen, warum sich 
nicht alle zusammengetan und gesagt 
haben, wir machen eins? 

Zentrum: Im Zentrum gab cs den 
Anspruch, in einem Plenum zu einer 
gemeinsamen Position zu kommen, wie 
man es organisiert oder politisch sich 
einmischt. Darüber wurde sehr lange 
gestritten. Das Dritte Welt-Haus hat, 
im Gegensatz dazu, eher cincGcschich- 
te, sehr unterschiedliche Sachen aufzu¬ 
greifen und sich politisch einzumischen 
~ Protestnoten zu verschicken, wenn 
in der Stadt etwas passiert - und nicht 
unbedingt zwischen den Gruppen im 
Haus, Dinge ausdiskutieren. Das ist ein 
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großer Unterschied, ob du jetzt sagst, 
das ist dein Zentrum, wo du auch eine 
bestimmte politische Richtung für dich 
diskutieren willst, und dir auch wichtig 
ist, das gemeinsam rauszukriegen. Oder 
ob, wie im DWH, Dinge eher so neben¬ 
einander stchcnblciben können und der 
Anspruch gar nicht da ist, daß jede 
Gruppe alles tragen muß. Nähen be¬ 
stehen dann wiederum darin, wie der 
Alltag in so einem Haus strukturiert ist, 
daß man z.B. gegen Machtstrukturen 
ist. 

Wie ist das mit dem Verhältnis zwi¬ 
schen Zentrum und Exzess gewesen? 

Ex2: Die Entstehungsgeschichte des 
Ladens war, wie gesagt, eher dieser 
subkulturclle, nicht direkt politisch 
bestimmte Rahmen - was nicht heißt 
unpolitisch, aber politisch nicht als be¬ 
stimmtes Konzept oder als bestimmte 
Szene. Wenn ich mich recht erinnere, 
war die Antifa-Gruppe eigentlich auch 
die erste, die sich in weitestem Sinne 
politisch betätigt hat. Das Ex ist wirklich 
ein sehr bunter Haufen, also noch viel 
heterogener, als das DWH - das reicht 
von Bands, die im Keller proben und 
mit der “Politszenc” überhaupt nichts 
zu tun haben, über die Theatergruppe, 
die ich nicht mal im weitesten Sinne als 
Linke bezeichnen würde, bis hin zu 
Antifa-Gruppen, Frauenkneipe. Wahr¬ 
scheinlich wäre es gar nicht möglich, in 
ganz konkreten politischen Fragen zum 
Konsens zu kommen. Gerade in der 
Zeit, als das Zentrum vorbereitet wurde, 
gab’s noch dazu natürlich auch mehr 
oder weniger begründete Differenzen, 
zumindest zwischen einzelnen Leuten 
und Gruppen. Das hat dazu geführt, daß 
manche Leute aus dem Ex nicht ins 
Zentrum gegangen sind und umgekehrt. 

Zentrum: Findet ihr falsch, zu sagen, 
daß in der Zeit als die Antifa-Gruppen 
stärker geworden sind sich im Exzess 
viel heimischer gefühlt haben oder auch 
in Frankfurt ihren Ursprung eher im 
Exzess haben, als im Zentrum? Im 
Zentrum gab's zwar auch Antifa-Dis¬ 
kussionen, aber es gab nie eine Antifa- 
Gruppe. Zu bestimmten Demonstra¬ 
tionen oder Aufmärschen wurde dort 
auch diskutiert und mobilisiert, aber es 
ist da ja keine Gruppenstruktur entstan¬ 
den. Ich würde sagen, da gab es auch 
eine inhaltlichcTeilung oderauch einen 
Unterschied zwischen der älteren Struk¬ 



tur im Zentrum und einer jüngeren 
Struktur, die mehr Antifa-Sachen ge¬ 
macht und sich eben im Exzess getroffen 
hat. 


schnei] zu einer Entscheidung kom¬ 
men. Liegt das am Grad der Forma¬ 
lisierung bei der Entscheidungsfin¬ 
dung? 


Ex2: Die meisten im Ex haben sich 
auch in der Punkrock-Szene wohler 
gefühlt. 

Exl: Es gab immer wieder Koopera¬ 
tionen, wie z.B. während des Golf¬ 
krieges, wo mit dem Zentrum, dem 
Dezentral und dem Exzess gemeinsame 
Demonstrationen durchgeführt wurden. 
Das würde ich als Kampagnenansatz 
definieren. Ein anderer Ansatz war die 
Buchmesse, wo verschiedene Veran¬ 
staltungen im Dritte Welt-Haus und 
Exzess gemeinsam durchgeführt wur¬ 
den. Ich glaube, man sollte ansonsten 
nicht alles unter ein Dach packen wollen. 
Nicht weil wir alle so schön unter¬ 
schiedlich sind, sondern weil die Viel¬ 
fältigkeit auch unsere Stärke ist. 

Wie sehen/sahen die inneren Struk¬ 
turen aus, also wer entscheidet/ent¬ 
schied, wer setzt/e sich durch, wer 
madit/e Politik; wie wird/wurde Po¬ 
litik gemacht? Das Dritte Welt-Haus 
scheint, wenn ich das so richtig ver¬ 
stehe, relativ klare Entscheidungs¬ 
wege zu haben. Wenn ihr schnell 
reagieren wollt, dann wißt ihr, wer 
dafür zuständig ist und könnt auch 


DWH: Nein, ich denke das liegt auch 
an einem gut eingespielten Team. 

Und es sind alle damit einverstanden, 
daß unter Umständen Entscheidun¬ 
gen getroffen werden, ohne daß man 
sie fragt? 

DWH: Ja, das denke ich schon. Im 
Vorstand oder im Haushalt sind Leute 
aus den Gruppen, sollten es jedenfalls 
sein. Der Rücklauf istalsoda. Manchmal 
dauern Entscheidungsprozesse auch 
etwas länger als eine Woche, aber es 
läuft relativ gut. 

Es gibt also so etwas wie ein Man¬ 
datsprinzip. Ich nehme an, im Exzess 
ist das anders. Wie kommen da 
Entscheidungen zustande? Wer setzt 
sich durch, gibt es wechselnde Ko¬ 
alitionen, haben alle die Möglichkeit 
mitzumischen oder fallen irgendwel¬ 
che Leute raus? 

Ex2: Unterschiedlich. Z.B. in Notsitu¬ 
ationen, wenn der Laden direkt ange¬ 
griffen wird - durch den Staat, in Form 
von Razzien, durch die Stadt oder wenn 
es einen Eklat in Form von physischen 
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Auseinandersetzungen gegeben hat - 
da steigt die Motivation der Leute, sich 
an Entscheidungsfindungsprozessen zu 
beteiligen, das heißt am Plenum teil¬ 
zunehmen. Das Entscheidungsgremi¬ 
um, die Instanz, ist eben das berühmte 
“Exzess-Sonntagsplenum”, also ein 
Plenum für alle, die im Laden aktiv sind 
und Entscheidungen mittragen wollen 
und für Mandatsträgerinnen o'er De- 
ligiertlnnen von den verschiedenen 
Gruppen. Das heißt, es gelingt relativ 
schnell zu reagieren, und die Reaktionen 
sind dann relativ einhellig. 

Exl: Das sind so die Notsituationen. 
Druck von außen führt in der Regel... 


Ex2:... zu einer absoluten Verdichtung 
nach innen. Das ist wirklich ein Au¬ 
tomatismus, der von der Band über die 
Thcathcrgruppe bis zur Partyszene 
reicht. Andere Entscheidungsfindungen 
sind dagegen schwieriger. Also “Ent¬ 
scheidungsfindung” heißt in der Regel 
Arbcitsdclegierung - wir haben das 
immer “Hausmeistcrlnncn-Täügkeit” 
des Plenums genannt. Das sind dann 
die 3 bis 12 Idioten, die sich da hinbe¬ 
mühen alle zwei Wochen und dann die 
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“tollen” Aufgaben übernehmen, weil 
die eben anfallen. Und der Rest ist dann 
“Exzess”, irgendwie. Das ist unsere 
Entscheidungsfindung. 

Exl: Es gab eine Zeit, da gab es eine 
andere Struktur, da war das Exzess- 
Plenum so eine Art Gruppe: “Wir 
machen das “Exzess”, kümmern uns 
auch darum, deligieren auch mal Sachen 
weg, sind aber schon so ein kleiner 
Familienkreis.” Das war in der Phase, 
in der der Druck von außen - Räumung, 
Abriss des Exzess und Neubau eines 
Jugendzentrums - am größten war. Ich 
denke es ist heute die einzige Möglich¬ 
keit zu sagen, alle Leute oder Gruppen, 
zumindest auf der Deligiertlnnenebene, 
beteiligen sich an Entscheidungen oder 
akzeptieren die, die nun einmal fallen. 
Entscheidungsfindung war z.B, ein 
Riesenproblem in der Phase, wo es 
darum ging, “Wollen wir Verträge für 
das Exzess und, wenn ja, wie sollen die 
ausschcn”. Da ist mir dann schon mal 
durch den Kopf gegangen: Wenn man 
die Leute zur Selbstbestimmung zwin¬ 
gen muß, fast nötigen muß, also dann 
sieht s wirklich düster aus. Teilweise 
entsteht natürlich der Eindruck, daß da 
eine Gruppe ist, in der Regel Leute, die 
schon längerdabei sind, und daßdas die 
sind, die Entscheidungen fällen. Da gibt 
cs auch so eine Schwelle für Leute, sich 
cunzuklinken. Aber es ist nicht nur 
schwierig, weil dieses Gremium sich 
abschottet von den anderen. Du kannst 
diesen Laden ja auch nutzen, ohne dir 
das, in der Regel nervige, Plenum 
reinzuziehen. Es ist schlicht einfacher 
wcgzubleiben und diverse Entschei¬ 
dungen, die getroffen werden, zu ak¬ 
zeptieren. Also eine gewisse Distanz 
und null Bock auf diese Entscheidungs- 


findungssünktur ist weitverbreitet. Das 
ist ein permanentes Problem. 

Aber offensichtlich ist es so, daß alle 
an Entscheidungsprozessen teilneh¬ 
men können und zwar mit demselben 
Mandat* oder finit demselben Ge¬ 
wicht Ist das so? 

Exl: Ja, formal schon. 

Wie ist es mit infbrm eilen St r ukuren? 
So» wie du es gerade dargestellt hast, 
mischt die Karten, wer gerade da ist 
und nicht, wer vorher da ist. 

Ex2: Es gibt schon auch eine Hicrarchi- 
sierung. Die ist einfach da. Wenn die 
einen was sagen, dann wiegt cs mehr, 
als wenn die anderen was sagen. 

Gibt es darum Konflikte oder wird 
das so geschlueljt? 

Ex2: Darüber gibt cs schon Konflikte. 
Ja, da gibt es permanent Konflikte. 

Und wie ist es bei euch im Zentrum 
gewesen? 

Zentrum: Ich höre da schon viele Ähn¬ 
lichkeiten heraus. Am Anfang war das 
Plenum schon wichtig, weil cs im Zen¬ 
trum über die ganze Zeit den Anspruch 
gab, eine homogene Gruppe zu sein 
und sich auszutauschcn. Zum einen ist 
das dann immer mehr abgcbröckclt. 
Zum anderen sind die Gruppen, die 
dann auch Diskos gemacht haben oder 
die Veranstaltungen gemacht haben, 
nicht mit eingestiegen, so daßdicGrup- 
pe, die das Zentrum aufgebaut hat in der 
Verantwortlichkeit unter sich gebl icbcn 
ist Der Anspruch, gemeinsam etwas zu 
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pe reingekommen ist, gegeneinander: 
“Hier die Alten entscheiden und wir 
haben eigentlich keine Chance oder 
wenig Chance oder die lassen uns ei¬ 
gentlich da nicht rein.” Und auf der 
anderen Seite war den Alten inzwischen 
klar geworden, daß sie immer weniger 
voneinander wollten und eigentlich 
wollten, daß neue L’eute die Sache ein 
bißchen übernehmen oder mitmachen. 
Das stand sich so gegenüber und war 
nicht so schnell lösbar. 

Ex2: Das Zentrum hat ja, zumindest in 
den Anfangsjahren, versucht eine ein¬ 
heitliche Meinung zu politischen Aus¬ 
einandersetzungen zu bilden und damit 
nach außen zu treten. 

Zentrum: Das stimmt. Aber es stimmt 
natürlich auch, daß das nicht richtig 
funktioniert hat, bis auf einige Punkte, 
wie z.B. die Diskussion, ob Männer 
und Frauen das Zentrum gemeinsam 
machen. Da gab es z.B. den Anspruch, 


daß hier die Männer ganz konkrete 
Diskussionen führen sollten. Wären 
diese Diskussionen nicht geführt wor¬ 
den, wären die Frauen aus dem Zentrum 
herausgegangen und es hätte in dieser 
Form nie existiert. 

Zentrum2: In der Zeit als ich ins Zen¬ 
trum gekommen bin, zur Tag-X-Kam- 
pagne 1993, kamen mir die Strukturen 
sehr hermetisch vor. Das ging auch 
anderen so, die zu dieser Zeit neu ins 
Zentrum kamen. Man wußte zwar, daß 
es Diskussionen gab, aber die schienen 
nicht offen zu sein, sondern internen 
Charakter zu haben. So war es zuerst 
sehr schwer für Neue, in diese Diskus¬ 
sionen zu kommen. Und diese Abge¬ 
schlossenheit war im Exzess nicht er¬ 
fahrbar, das - jenseits von Szeneklüngel 
- ein offener Ort war. 

Zentrum: Was du als hermetisch in 
Bezug auf das Zentrum bezeichnet hast 
würde ich eher als Drehen im eigenen 


diskutieren, wurde dort aber auch gar 
nicht mehr cingclöst. Das waren fürch¬ 
terliche Plcna, z.T., bei denen nur noch 
über tcchnics geredet wurde. Trotzdem 
kann man auch nicht leugnen, daß es 
informelle Strukturen gab. Wenn man 
jahrelang so etwas zusammen macht, 
kennt man sich. Man hat zu bestimmten 
Leuten einfach Vertrauen und ich glaube 
cs ist dann sehr schwierig, als neue 
Gruppe da reinzukommen. Ich glaube 
zwar, daß im Zentrum alle froh waren, 
wenn welche gekommen sind. Dann 
aber tatsächlich auch so eine offene 
Struktur im Plenum zu haben, daß es 
eben genauso wiegt, ob du jetzt ein paar 
Tage im Zentrum bist oder Jahre, das 
haben wir so nicht geschafft. Ich finde 
das aber auch einen Anspruch, der sehr 
hoch ist und dachte immer, na ja, das 
müssen auch Leute verstehen könne, 
daß cs diese informellen Strukturen gibt, 
nicht als Machtstrukturen, sondern ein¬ 
fach auch als Erfahrung. Trotzdem lief 
cs schnell, als eine größere neue Grup¬ 
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Kreis bezeichnen. Um den Anspruch 
gemeinsam zu diskutieren, gemeinsam 
Aktionen zu machen einzulösen, dazu 
sollte cs auch untereinander stimmen. 
Und das ist ohne Anstoß von außen 
vielleicht gar nicht möglich, vielleicht 
sind wir auch daran gescheitert. Aber 
das mit offen oder nicht-offen zu de¬ 
klarieren halte ich für schwierig. 

Daß informelle Strukturen auch ein 
bißchen ignorant werden, gegenüber 
Veränderungen in einem Zentrum, das 
gibfs eben oder da muß man mit um¬ 
gehen können. Es ging den Älteren in 
vielen Situationen sicher nicht darum, 
neuere Leute zu übergehen oder syste¬ 
matisch bestimmte Positionen auszu¬ 
grenzen. Oft ist man bei Entscheidungen 
wirklich davon ausgegangen: “Hier, da 
spricht ja eigentlich auch nichts dage¬ 
gen.” Bis man dann merkt, daß man viel 
zu sehr von Vermutungen und eigenen 
Positionen ausgegangen ist. Und das ist 
vielleicht der Punkt, daß man früher 
einfach das Konzept hatte, sich auch 
nahe zu sein. Und daß das mit der Zeit 
einfach nicht mehr so war. 

Eine Enttäuschung war auch das 
persönliche Auseinandersetzungen mit 
der Zeit so ein Raum eingenommen 
haben, das die Atmosphäre bestimmt 
nicht einladend gewesen ist. Das wir da 
nichts entgegensetzen konnten ist schon 
eine niederschmetternde Erfahrung. 

längeres Schweigen 

Exl: Viele Entscheidungen sind natür¬ 
lich gar nicht so gravierend, die können 
auch fünf Leute im Exzess auf ihre 
Kappe nehmen als Plenum. Aber es gab 
wirklich haarige Situationen, als es 
darum ging, Verträge zu schließen - wir 
hatten ja jahrelang keinen Vertrag. Da 
haben wir tatsächlich als “Rumpfple¬ 
num”, das sich immer trifft, die Leute 
wirklich irgendwann genötigt, auf das 
Plena zu kommen. Und das hat'lange 
gedauert, bestimmt über zwei Monate, 
bis wirzuderEntschcidung fähig waren, 
ob w ir d iese V ertrage wo 1 len. W ir hätten 
auch relativ einfach sagen können, daß 
wir das ja sowieso zwei Jahre vorher 
schon mal diskutiert hatten und hätten 
die damalige Entscheidung einfach 
übernehmen können. Aber cs ging ja 
darum, Rückhalt von den Leuten zu 
haben, die gerade zu dem Zeitpunkt 
auch Exzess waren und gemacht haben. 


Welchen Einfluß haben/hatten Ver¬ 
änderungen der gesellschaftlichen 
Bedingungen auf die Zentren und 
ihre Strukturen? 


Zentrum: Ich bin mir da unsicher, wel¬ 
chen Einfluß die gesellschaftlichen 
Bedingungen haben oder auch auf das 
Zentrum und seine innere Struktur 
gehabt haben. Wir suchen ja eigentlich 
die Gründe für alles, was nicht klappt, 
immer bei uns. Das ist im Zentrum 
eigentlich durchgängig so gewesen: 
Weil wir das nicht hingekriegt haben 
solidarischer mit uns umzugehen, 
genauer mit uns umzugehen oder auch 
Perspektiven zu entwickeln, Gruppen 
zu halten, deswegen ist das den Bach 
runtergegangen, so. Da istnatürlich auch 
etwas dran. Aber ich vermisse dann 
schon auch die Sicht nach außen. Wie 
viele kleine Initiativen entweder ein 
Stück cingekauft worden sind oder 
denen das Geld abgegraben wird, die 
absolut Schwierigkeiten haben, wenn 
sie von sich aus bestimmt hier auf die 
gesellschaftlichen Bedingungen ein¬ 
wirken wollen, daß auch sie absolut an 
die Wand gedrängt sind. Und von daher 
denke ich, daß einfach die repressive 
Stimmung uns auch erwischt, nach Be¬ 
wegungszeit. Es ist einfach klar, in 
Frankfurt wird kein Haus mehr besetzt 
Es gibt einfach keine Räume, die du dir 
so, erst einmal mit ein bißchen Energie 
und Frechheit, nehmen kannst. Sondern 
der Wind weht einfach ziemlich gegen 
dich. Auf der anderen Seite war ich 
natürlich enttäuscht, daß die gesell¬ 
schaftlichen Entwicklungen, diees gibt, 
z.B. auch Migrantlnnengruppen, was 
sich hier auf der Strafe entwickelt, in 
Kneipen oder sonstwo in ihren sozialen 
Zusammenhängen, daß die natürlich 
nicht ins Zentrum gekommen sind oder 
nur ansatz weise und da dann ersteinmal 
keine Verbindlichkeiten übernommen 
haben. Daß wir da nicht mehr die Kraft 
gehabt haben, ein bißchen offener zu 
gucken oder uns einzumischen, wenn 
etwas war, das möchte ich nichtnur mit 
der Repression oder dem scharfen Wind 
begründen. 

Ex2: Mir Rillt zui diesem Punkt erst 
einmal auch ein, daß die relativ vielen 
Sachen, die in den letzten Jahren im 
Exzess gelaufen sind, nicht darüber 
hinwegtäuschen sollten, daß da nicht 
unbedingt die große Bewegung dahin¬ 
tersteht. Also es kann ja auch ein relativ 


kleiner Personenkreis ziemlich viel 
machen und ziemlich viel Aktivität an 
den Tag legen. Aber mir fällt zu gesell¬ 
schaftlichen Bedingungen spontan ein 
ganz anderer Punkt ein, nämlich, daß 
wir von der Geldknappheit profitiert 
haben, die die Stadt Frankfurt hatte. 
Dieses Exzess wurde nicht erkämpft, 
durch eine starke Bewegung, die die 
Machtfrage in puncto Exzess gestellt 
hat. Das hat auch eine kleine Rolle 
gespielt, aber tatsächlich war der Punkt, 
daß die Stadt einfach froh war, irgend¬ 
wie ihr Projekt vom Tisch zu kriegen, 
die schon bewilligten 12 Millionen, die 
aber nicht mehrda waren. 

Exl: Gesellschaft! ichc Veränderungen 
sind,denke ich, für das Exzess vielleicht 
auch einfacher, als für das Zentrum. Im 
Exzess hat es ja diesen Austausch der 
Aktiven gegeben, z.B. und zwar auch 
sehr stark. Aber er hat sich anders 
niedergeschlagen. Die Struktur blieb 
dieselbe, aber die Leute sind z.T. andere. 
Das ließ sich bei uns natürlich viel 
leichter austauschcn, als im Zentrum, 
das mit der Debatte oder mit der 
Diskussion, die eine Gruppe mal geführt 
hat, stand und fiel. 

Ich denke» beim Dritte Welt-Haus 
müßte mm Veränderungen außen 
und Rückwirkungen im Haus doch 
relativ stark sehen, oder? 

i 

I 

DWH: Jaklar, Kohle-Abhängigkeit, das 
ist immer ein ganz schwerwiegender 
Punkt. Ja, und die Leute sind im Prinzip 
die gleichen geblieben. Es gibt schon 
Zulauf von außen, auch von neuen 
Migrantlnnengruppen, die Mitglied 
werden^ aber im Grunde genommen so 
die Kemgruppe ist, denke ich, immer 
gleich geblieben. Es ist jetzt irgendwie 
nicht so der Schub von neuen Leuten 
da. Die Arbeitssituation der einzelnen 
verändert sich auch ziemlich. Früher 
waren haltmehrStudis da und jetzt sind 
es mehr Berufstätige. Von Leuten von 
der Uni gibt es z.B. keinen Zuwachs. 
Das ist eher ziemlich abgekappt, denke 
ich. Mit der Uni läuft relativ wenig und 
es gibt kaum Austausch. 

Zentrum: Es tut sich aber gerade etwas 
anderes, was ich interessant finde. 
Inwieweit kriegen wir denn Kontakt 
uttdZusammenhängchin,miidcm,was 
sich hierauf der Straße lut? Denn cs lut 
sich einiges, aber cs formuliert sich 
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n icht links, nicht iinksradikal, nichtanti- 
faschistisch oder internationalistisch, 
erst einmal. Vielen paßt z.B. diese 
Sauberkeit hier in der Stadt nicht oder 
sic haben etwas gegen Übergriffe auf 
Migrantlnncn oder sind selbst davon 
betroffen. Nur, es gibt die Zusammen¬ 
hänge so immer noch nicht. Ich finde 
das eigentlich eine ganz schön offene 
Situation. Letztlich bin ich gar nicht so 
pessimistisch. 

Versucht ihr oder habt ihr versucht, 
die Ideen, die innerhalb der Zentren 
entwickelt wurden nach außen zu 
bringen? Wie? Ist/War es möglich 
politische Ansätze zu popularisieren, 
um nicht immer im eigenen Sud zu 
kochen? Gibt/Gab es eine Außen¬ 
wirkung. 

DWH: Es wurden Schulklassen einge- 
ladcn, also ein Versuch, Informations¬ 
politik zu machen, um das Spektrum zu 
erweitern. In Bockcnheim war es sehr 
viel einfacher. Es kamen Leute vorbei, 
um die Bibliothek zu benutzen, weil 
dort Informationen zugänglich sind,die 
anderweitig gar nicht zu finden sind. 



Dieser öffentliche Zugang fehlt uns 
heute. Es gibt natürlich nach wie vor 
Seminare innerhalb und auch außerhalb 
des DWH, aber den öffentlichen Cha¬ 
rakter, den das Haus früher hatte, hat es 
in Rödelheim nicht mehr. Es ist nach 
wie vor unser Anliegen, diesen Charak¬ 
ter wiederherzustcllen. Das DWH war 
nie ein abgeschlossener Klüngel, ganz 
im Gegenteil. Die Gruppen arbeiten 
zwar an sehrspezifischen Punkten,aber 
es ist ja unsere Aufgabe, die Verbindung 
zwischen Trikont und hier aufzuzeigen, 
also daß der Trikont nicht nur “dort” ist, 
sondern auch hier, bzw. von hier be¬ 
stimmt wird. 

Du würdest also sagen, daß Versuche 
Öffentlichkeit herzustellen sehr an 
den Ort gebunden sind? 

DWH: In der Westerbachstrasse ist es 
schwierig. Zu bestimmten Veranstal¬ 
tungen kommen sehr viele Leute und zu 
anderen gar keine. So wurden einige 
Veranstaltungen ganz bewußt in ande¬ 
ren Stadtteilen gemacht, um Öffent¬ 
lichkeit zu bekommen. 



"V. 


Ex2: Gerade bei öffentlichen Veran¬ 
staltungen spielt der Ort eine große 
Rolle...Die Frage nach der Außenwir¬ 
kung ist für das Ex nicht einheitlich zu 
fassen. Die Antifa-Gruppe will sichz.B. 
erst einmal lediglich treffen, während 
der Infoladen nur gemacht wird, um 
nach außen zu treten - wenn auch nicht 
als politische Gruppe mit einem politi¬ 
schen Konzept. Von daher ist es 
schwierig zu sagen das Ex macht dies 
oder das. 


Zentrum: Es gab anfangs Versuchern 
die Breite zu wirken, z.B. wurden Frau¬ 
engruppen eingeladen, Frauencafes ge¬ 
macht etc. Aber so eine Breitenwirkung 
geht nicht so schnell. Daß das Konzept 
nicht aufgegangen ist hat meines Er¬ 
achtens mit dem Schmoren linksradi¬ 
kaler Gruppen im eigenen Saft zu tun. 
Wir waren sehr stark mit uns be¬ 
schäftigt.... 


War es jemals ein Anspruch des Zen¬ 
trums, nach außen zu wirken? Oder 
war es die ganze Zeit über ein interner 
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Treff, wo es einzelnen Gruppen über¬ 
lassen war, nach außen zu wirken? 

Zentrum: Ich habe ja versucht es ein« 
zugrenzen. Es sollte keine ständige 
Einmischung in die Politik in der Stadt 
betrieben werden, sondern eher den 
Gruppen, die eine Nähe zu autonomer 
Politik hatten, Gelegenheit gegeben 
werden, am Zentrum teilzuhaben. 

Exl: Ein Unterschied zwischen Ex und 
Zentrum ist, daß das Zentrum sich ein 
Wohnzimmer geschaffen hat, während 
wir unseres verlassen haben. Das soll 
jetzt keine Kategorisierung in “gut” oder 
“schlecht” sein, eher eine Beschreibung 
der Atmosphäre der Räume. Die 
politische Außenwirkung ist für beide 
immer ein sehr großes Problem 
gewesen. Eine Wirkung ist natürlich 
die, daß gewisse Räumlichkeiten, 
Strukturen überhaupt nutzbar sind. Dem 
liegt die Selbstorganisierung - d.h. 
keinerlei abhängige Finanzierung - 
zugrunde, was an und für sich schon 
politische Wirkung ist. Wo das Exzess 
als Ganzes sehr stark nach außen gewirkt 
hat, war als die Nutzung für die Räume 
durchgesetzt wurde - cs halte ja vorher 
jahrelang einen “besctzt”-Status. Das 
Zentrum an sich halte keine 
Außenwirkung, cs hat nie als Zentrum 
Aktionen gemacht. Das waren immer 
die Gruppen im Zentrum. Das liegt aber 
auch am linken Tagespolitikverständnis, 
daß Sachen über Gruppen und nicht 
über Zentren organisiert werden. Das 
ist bei uns auch nicht anders. Beim 
Dritte Welt-Haus mag das noch einmal 
anders sein. 

Ich würde jetzt gerne noch das Stich¬ 
wort Perspektiven in die Runde wer¬ 
fen. 

verhaltenes Gelächter 

Wie sieht’s denn aus im Dritte Welt- 
Haus, mit den Perspektiven? 

DWH: Es geht voran. 

großes Gelächter 
Und im Ex? 

Exl: Praktisch oder politisch? 

Gelächter 


Zentrum: Trennst du das? 

Exl: Perspektive ist schwierig. Wir 
haben auch ein paar Sachen wegge¬ 
lassen. Das Zentrum ist ja nicht das 
einzige, auch das KOZ [Studi-Cafe an 
der Uni, das lange Zeit von einem 
Kollektiv geführt wurde und seit der 
polizeilichen Räumung, auf Veranlas¬ 
sung des damaligen rechten AStA, in 
der alten Form nicht mehr existiert.] 
und das JUZ Bockenheim sind weg. Es 
sind ein paar Räume weg, und das ist 
ein Problem in der Stadt, weil damit 
wirklich gesellschaftliche Bereiche wie 
z.B. dieUni, zum Großteil aufgegeben 
sind. Da fehlt einfach etwas. Das war 
vorher auch ein Ort, wo Politik gelaufen 
ist - von Golfkriegs-Politik bis hin zu 
Schwarzen Sheriffs im Stadtteil, Dul¬ 
dung von Drogenkonsumentinnen oder 
sonst irgend etwas. Das andere, was 
noch festzustellen ist, die starke Kul¬ 
turlastigkeit, die mit einem großem 
Konsumdrang einhergeht. Die ist na¬ 
türlich gesellschaftlich und nicht nur in 
der Linken sehr stark verankert, weil 
Konsum mittlerweile das einzige ist, 
was noch irgenwie einen Ausweg dar¬ 
zustellen scheint Wir würden dabei 
noch sagen, linke Politik tut das auch, 
aber für die meisten Leute ist das halt 
nur noch Konsumkultur. Und damit 
haben wir schon auch ziemlich zu 
knapsen. Perspektive für den Laden 
wäre, daß die Offenheit bleiben muß. 
Das ist etwas sehr Wichtiges und das 
muß mittlerweile auch immer mehr 
durchgesetzt werden. Daß Kriterien 
beibehatten werden, wie z.B. möglichst 
geringe Preise, das finde ich ein wich¬ 
tiges Kriterium für einen linken Laden. 
Und das ist auch immer schwieriger 
durchzusetzen. Von anderen AZs z.B, 
aus Süddculschland wird uns immer 
vorgeworfen, wir würden die Preise 
ruinieren. Nicht weil sie so hoch sind, 
sondern im Gegenteil, die nehmen 
nämlich alle 12 bis 15 Mark. Die sagen: 
“Nur weil ihr keine Miete zahlt und so 
einen großen Saal habt, könnt thr’s für 
10 Mark machen. Wirkriegen die Bands 
nicht mehr.” Das nimmt alles so merk¬ 
würdige Dimensionen an, auch in der 
Linken. 

Zentrum: Ein konkretes Beispiel für 
mich wäre jetzt mal in Bockenheim. In 
Bockcnhcim regen sich alle auf, daß 
mehr gedealt wird, der Drogenbereich 


weite sich aus etc, und cs gibt so gut wie 
null Reaktion, sondern nur Reaktionäres 
im Stadtteil. Warum sind nicht dieje¬ 
nigen, die bei euch so Konzerte machen 
oder die Diskos oder so nicht auch 
ziemlich schnell böse darüber, wie die 
Diskussion über Drogengebrauch läuft 
und mischen sich ein und setzen da mal 
eine Position dagegen. Das ist das, was 
ich gerne hätte,;daß an solchen Stellen 
dann gesagt wird, da machen wir eine 
Gegenveranstaltung, laden andere Leute 
ein, fangen die, Diskussion mal ganz 
anders an. Es gibt genügend Leute, die 
über Drogen anders denken und auch 
anders damit umgehen. Aber das poli¬ 
tisch zu vertreten oder dann zu sagen, 
wir machen diese Veranstaltung, da gibt 
es ganz wenige. 

Ex2: Das ist ja jauch unbequemer und 
außerdem eine | Au sein and ersetzungs¬ 
ebene, die für viele Leute, schlicht und 
einfach nicht interessant ist. Das geht 
denen vollkommen am Arsch vorbei, 
solange nicht ihre eigene location, oder 
wie’s auch immer heißt, in Gefahr ist. 

Exl: Ja, aber ich finde das zu verall¬ 
gemeinert und auch schwierig, weil ich 
meine, das Antifa-Cafe geht ja auch 
nicht zur Bürgcrsprechstundc. Ich 
würde dem zustimmen, daß für das Ex 
der Ansatz wäre, stadtteilpolitische 
Sachen wieder mehr aufzugreifen. Ich 
denke, für die Läden würde allgemein 
anstehen,eineKu!turdcbattczu führen, 
über kurz oder lang, diese Kultur- 
konsum-Debattc. Für’s Dritte Wclt- 
Hausliegen die Ansätze, wahrscheinlich 

dann nochmal wo anders. 

DWH: (leise) Im Gcwcrbcgcbict 
Rödelheim. ! 

Gelächter 
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Zwei Auffassungen von Sozialismus: Pierre-Joseph Proudhons „Philosophie de ia Misere“ und Karl Marx* 
„Misere de la Philosophie“oder warum Karl Marx einen wissenschaftlichen Disput m it Pierre-Joseph Proudhon aus 
dem Weg ging 


Zur Aktualität einer über 
150 Jahre alten Debatte 

Wieso kann die Kenntnis der Ausein¬ 
andersetzung zwischen Pierre-Joseph 
Proudhon (1809-1865) und Karl Marx 
(1818-1883), wie sie sich in ihren beiden 
Texten widcrspiegclt, heute noch von 
Belang sein? Vielleicht weil sowohl 
Proudhon in seinem Buch „Systeme 
des contradictions economiques ou 
Philosophie de la Misere“ (1846) wie 
auch Marx in seinem Antworttext „Mi¬ 
sere de la Philosophie“ (1847) sich mit 
dem Thema einer gesellschaftlichen 
Altcmativczum Kapitalismus beschäf¬ 
tigen. Selbst wenn momentan - im Sep¬ 
tember 1998 - d ic Mögi ichkeit einer von 
Staatund Kapital befreiten Gesellschaft 
in weiter Feme zu liegen scheint, so 
könnte eine Fortdauer der ökonomi¬ 
schen und politischen Krise in Rußland, 


die Ausweitung der Krise in S üdostasien 
und Japan auf die VRChina, weitere 
ökonomische und politische Destabi¬ 
lisierungen in Lateinamerika auch die 
scheinbar noch stabilen kapitalistischen 
Zentren in Europa und den USA ins 
Wanken bringen und das Thema einer 
Alternative zum Kapitalismus wieder 
auf die Tagesordnung der Geschichte 
stellen(l). 

Die Notwendigkeit, über alternative 
Gesellschaftsformen nachzudenken und 
anzufangen, sie - wenn immer möglich 
- zu praktizieren, ergibt sich nicht zuletzt 
aus der nach dem Zusammenbruch des 
„real existierenden Sozialismus“(2) ent¬ 
standenen Utopiclücke. Zahlreiche Lin¬ 
ke, nicht nur in der BRD, schockiert 
vom Ende der Sowjetunion und ihrer 
Satellitenstaaten, hatten die Vorstellung 
einer befreiten Gesellschaft zu den Ak¬ 
ten gelegt. Der Aufschwung der neofa¬ 


schistischen Parteien DVU, NPD und 
Republikaner ist u.a. auf dieses histo¬ 
rische Versagen der deutschen Linken 
zurückzuführen. 

Wenn mensch davon ausgeht, daß 
- der Marxismus als politische Bewe¬ 
gung^) vor allem an seiner autoritären 
Politik gescheitert ist, kann die Beschäf¬ 
tigung mit der Kontroverse zwischen 
Proudhon und Marx - die beide die 
Chance einer wissenschaftlichen Dis¬ 
kussion nicht wahmahmen - in den ge¬ 
nannten Texten zu der Erkenntnis bei¬ 
tragen , daß der Kei m des Sehet tems des 
Kommunismus schon in einem sehr 
frühen Stadium des Marxsehen Denkens 
und politischen Agierens angelegt war. 
(5) 
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Das historische Umfeld, in 
dem Proudhon und Marx 
1846/47 sich bewegten 


L Die sozioökonomische und po¬ 
litische Situation in Frankreich und 
Preu ßen vor der Revolution 1848 


Marx und Proudhon schreiben ihre 
Texte im beginnenden Industrialisie¬ 
rungsprozeß Frankreichs und Preußens, 
beide Länder waren noch von der Land¬ 
wirtschaft geprägt und hatten gegenüber 
England einen Nachholbedarf bei der 
Entwicklung vor allem der Schwerin¬ 
dustrie. Frankreich war ökonomisch und 
politisch Preußen nicht zuletzt dank der 
Großen Revolution 1789 um einiges 
voraus. Während in Preußen noch bis 
1848 der Adel die führende politische 
Schicht war - und auch nach der Re¬ 
volution 1848 in einer Allianz mit der 
Bourgeoisie an den Schaltstellen der 
Macht saß gaben in Frankreich unter 
dem Bürgerkönig Louis Philippe, der 
von Juli 1830 bis zum Februar 1848 
herrschte, eine Schicht von Grundei¬ 
gentümern, Bankiers und Besitzern von 
Kohle- und Eisenbergwerken den Ton 
im Staat an. Wichtigster Teil der herr¬ 
schenden Klasse waren zweifellos die 
Bankiers, die durch Übernahme der 
Staatsanleihen die wachsenden Defizite 
des französischen Staatshaushaltes 
finanzierten^). Durch Manipulationen 
der Kurse dieser Anleihen waren die 
Bankiers imstande, riesige Spekula¬ 
tionsgewinne zu erzielen. Noch ent¬ 
schiedener als die republikanisch-de¬ 
mokratische Opposition, die sich vor 
allem aufdic Industriebourgeoisie, Jour¬ 
nalisten, Rechtsanwälte und Schrift- 
stellerstütztc, äußerten Handwerker und 
Arbeiter ihren Widerstand gegen die 
kapitalistische Industrialisierung, diesie 
mit Hunger, Krankheiten und Arbeits¬ 
losigkeit konfrontierte. Ein Streik der 
LyonerSeidenarbeiter für höhere Löhne 
wurde von der fanzösischen Armee 
1831 blutig niedergeschlagen, ein von 
denselben Arbeitern im Februar 1834 
ausgerufener Generalstreik breitete sich 
über mehrere französische Städte bis 
nach Paris aus, wo der Ausnahmezu¬ 
stand verhängt werdenmußte. 

Im September 1835 wurden - nach 
einem Attentatsversuch auf Louis Phi¬ 
lippe - die berüchtigten Septemberge¬ 
setze verabschiedet, mit denen die 


Julimonarchie die demokratische und 
revolutionäre Bewegung durch Zensur, 
Polizei und Gerichte unterdrücken 
konnte. Nicht zuletzt aus diesem Grund 
mußten die verschiedenen revolutionä¬ 
ren Organisationen^) in der Illegalität 
operieren. 

Auch in Preußen setzte nach den Wie¬ 
ner Konferenzen von 1834 die Reaktion 
in voller Schärfe ein. Politische Vereine 
und oppositionelle Zeitungen wurden 
verboten. War Preußen bis 1848 noch 
eine konstitutionelle Monarchie, so 
entstanden 1814 bis 1819 in einigen 
süddeutschen Ländern Verfassungen 
mit etwas demokratischerem Charakter. 
In Baden wurdez.B. das Wahlrcchtohnc 
Bevorzugung des Großgrundbesitzes 
und mit nur beschränktem Zensus cin- 
gefiihrf. Außer der demokratischen Op¬ 
position, die sich aus dem Bürgertum, 
Handwerkern und Studenten zusam- 
mensetzte, machte auch in Preußen die 
Arbeiterklasse in kollektiven Aktionen 
auf ihre Forderungen aufmerksam, am 
eindringlichsten in dem schlesischen 
Weberaufstand 1844. 


2 Sozialismuskonzeptioncn in der 
ersten Hälfte des 19 Jahrhunderts 

Marx und Proudhon betraten bei ihrer 
Kontroverse über die Ziele und Wege 
einer sozialistischen Gesellschaft kei¬ 
neswegs Neuland. In der ersten Hälfte 
des 19 Jahrhunderts existierten allein in 
Westeuropa eine Fülle von Sozialis¬ 
musvorstellungen, die von der Güter¬ 
gemeinschaft bis zu slaatssozialis- 
tsichen Ansitzen reichte. 

Während Claudc-Hcnri de Saint- 
Simon (1760-1825), Lou is Blanc (1811- 
1882), Etienne 1 Cabct (1788-1856), 
Louis-Auguste Blanqui (1805-1881) 
und Johann Karl Rodbcrtus (1805- 
1875) im Staat sei cs der bestehende, 
sei es ein zukünftiger und revolutionärer 

- den entscheidenden Hebel sahen, der 

- auch mit diktatorischen Mitteln - den 
Sozialismus etablieren sollte, favori¬ 
sierten Charles F6uricr( 1772-1837), Ro¬ 
bert Owen (1771-1858), Pierre Lcrroux 
(1797-1871) und Wilhelm Weitling 
(1808-1871) eher dezentrale Assozi¬ 
ationenauf dem Lande und in der Fabrik. 

Die Charakterisierung dieser Men¬ 
schen als Früh- oder utopische Sozia¬ 
listen gehtauf die Marxschc Definition 
seines Sozialismus als des „Wissen - 
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schaftlichcn Sozialismus“ zurück. Da- 3 Der Bund der Gerechten und eine Diskussion ein, in deren Verlaufes 

bei war cs Proudhon, der schon 1844 se j ne Umwandlung in den Bund der neben der innerorganisatorischen De- 

diesen AusdruckfürscincBcmühungen, Kommunisten im Juni 1847 in Lon- mokratisierung um inhaltliche Fragen 

den Sozialismus auf eine Wissenschaft- don ging. 

liehe Basis zu stellen, entwickelte. Zu Dominierten bis Anfang und Mitte 

dieser Zcitsah Marx noch in der Philo- Der Bund der Gerechten ging 1836aus der40erJahredesl9.Jahrhundertseher 

Sophie Ludwig Feuerbachs eine mög- einer Abspaltung von dem 1834gegrün- religiöse Begründungen des Sozialis- 

lichc Grundlage des Sozialismus! deten Bund der Geächteten hervor, der mus - wie z.B. in dem seit 1838 als 

Marx* „Misere“ ist für seinen Ver- wiederum nach dem Verbot des Deut- ProgrammschriftdesBundesgeltenden 

fasscr ein erster entscheidender Ver- sehen Volksvereins ins Leben gerufen Werk Weitlings „Die Menschheit, wie 

such, seine Definition von Sozialismus worden war. Beide Bünde - wie sein sie ist und wie sie sein sollte“ -, so trat 

als die allein gültige im Bund der Ge- Vorgänger - setzten sich aus deutschen im Zuge der Verbreitung der Religions- 

rcchtcn und in der internationalen Ar- Handwerksgesellen zusammen, die aus kritik eines Ludwig Feuerbach eine 

bcitcrbcwcgung durchzusetzen. ökonomischen und politischen Gründen theoretische Lücke auf, die Marx und 

nach Paris emigriert waren. Nach einem Engels mit ihrer kommunistischen 

vom Bund der Gerechten im Mai 1839 Theorie zu füllen versprachen. Vor al- 

unterstützten und gescheiterten Auf- lern die von Marx betonte Inematio- 

standsversuch in Paris setzte innerhalb nalität der Ausbeutung der Arbeiter 

des noch durch Reste einer Geheim- durch die Bourgeoisie dürfte den Be- 

gescllschaft gekennzeichneten Bundes dürfnissen vieler Mitglieder des Bundes 
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der Gerechten, die sich in erster Linie 
als Arbeiter - und nicht als Handwerker 

- verstanden, entgegengekommen sein. 

Bei der Umwandlung des Bundes der 

Gerechten in den Bund der Kommu¬ 
nisten im Juni 1847(8) spielte die „Mi¬ 
sere“ von Marx als de facto Program m- 
schrift eine wichtige Rolle. Die Zen¬ 
tralbehörde des B undes verordnete den 
Mitgliedern die „Misere“ als Pflicht- 
lektüreund forderte den Ausschluß aller 
Mitglieder, die sich nicht die in der 
„Misere“ entwickelten Aufassungen zu 
eigen machten. 

Zusammengefaßt entwirft und vertieft 
Marx in der „Misere“ seine These von 
der revolutionären Rolle des Proleta¬ 
riats, das in ökonomischen Kämpfen 
für mehr Lohn und bessere Arbeitsbe¬ 
dingungen sich zur „Klasse für sich 
selbst“ entwickelt und im politischen 
Kampf gegen die Bourgeoisie alleKlas- 
sen, jede Klassenherrschaft und den 
Staat abschafft. 

Mit dem Ausschluß einer ganzen Pa¬ 
riser Gemeinde - bis auf zwei Mitgl ieder 

- im Oktober 1847(9) war es Marx ge¬ 
lungen, den bis dahin bestehenden Dis¬ 
kussionszusammenhang der verschie¬ 
denen sozialistischen Strömungen zu 
sprengen und sich selbst als Cheftheo- 
rctiker des Proletariats zu nominieren. 
Alle Versuche, z.B. seitens des Lon¬ 
doner Kommunistischen Korrespon¬ 
denzkomitees, für ein Miteinander kon¬ 
kurrierenden Richtungen innerhalb des 
Bundes der Kommunisten zu werben, 
waren fehl geschlagen. Mit der Annah¬ 
me der von Engels verfaßten „Grund¬ 
sätze des Kommunismus“ auf dem 
zweiten Kongreß des Bundes der Kom¬ 
munisten im November 1847 war die 
politische Ausrichtung des Bundes 
vollendet. 


auf die Inhalte in Proudhons Text „Sys¬ 
teme des contradictions 6conomiques 
ou Philosophie de la Misöre“ ein, son- 
demlegt nur seine eigenen Anschau¬ 
ungen dar. 

Proudhon geht in seinem Werk von 
einer Beschreibung und Analyse des 
sich industrialisierenden Frankreichs 
aus und ordnet die dabei entdeckten 
Tatsachen einem kategorialen System 
von Antinomien (unlösbaren Wider¬ 
sprüchen) unter. Die Entwicklungs¬ 
dynamik dieser Kategorien(lO) wird in 
einem quasi naturgesetzlieh ablaufen¬ 
den Prozeß jedes arbeitslose Einkom¬ 
men beseitigen, die Produktionsmittel 
in den Besitz der Arbeiter überführen 
und den gerechten Tausch der Produkte 
der einzelnen und assoziierten Produ¬ 
zenten herbeiführen(ll). 

Auch Marx geht von einem determi¬ 
nistisch,also vorherbestimmten Ablauf 
der Geschichte aus, in dem das Prole¬ 
tariat als das revolutionäre Subjekt die 
klassenlose Gesellschaft anstrebt (12), 
Dabei analysiert Marx in der „Misfere“ 
erst ansatzweise die bisherige Ge¬ 
schichte des Kapitalismus, um daraus 
Schlußfolgerungen für die zukünftige 
EntwicklungderGesellschaft zuziehen. 

Daß Marx aber noch am Beginn seiner 
wissenschaftlichen Arbeit, der Analyse 
des Kapitals, steht, zeigt seine ober¬ 
flächliche Analyse der Bewegungsge¬ 
setze des Kapitalismus. Erst 1849 wird 
sich Marx im Britischen Museum in 
London emsthaft mildem Studium der 
Politischen Ökonomie beschäftigen. 

Neben der oben (II.3) zusammenge¬ 
faßten These entfacht Marx in der „Mi¬ 
sere“ eine wütende Polemik gegen 
Proudhon. Ein Grund dafür - neben 
dem Bestreben, sich an die Spitze der 


revolutionären Arbeiterbewegung zu 
setzen - dürfte in dem Versuch liegen, 
EinOiisseund Spuren der ökonomischen 
Forschungen Proudhons auf ihn zu ver¬ 
wischen. Noch indcr„Hciligcn Familie“ 
(1844) hatte Marx den Verfasser von 
„Was ist das Eigentum?“ (1840) über¬ 
schwenglich als Theoretiker des Prole¬ 
tariats gefeiert. U.a. hatte Proudhon in 
dieser Schrift, die durch den Satz „Ei¬ 
gentum ist Biebstahl“(13) berühmt 
geworden ist, Überlegungen zum Phä¬ 
nomen des Mehrwerts angcstellt, der 
u.ä, aus der unbezahlten Aneignung der 
vereinigten Kräfte („forces collcctivcs“) 
der beschäftig;ten| Arbeiter entstehe. Erst 
Proudhons gründliche Kritik des Pri¬ 
vateigentums hatte Marx die kritische 
Verarbeitung der Fcucrbachschcn Phi¬ 
losophie in der „Heiligen Familie“ 
(1844) und den „Thesen über Fcu- 
erbacr (1845/1846) ermöglicht. 

Vor allem aber! versucht Marx, in und 
mit der „Misfere“, Proudhon als politi¬ 
schen Gegner zu vernichten. Dazu ist 
ihm jedes Mittel j recht: 

. - Marx Stellt Zitate aus Proudhons 
„Philosophie de la Misere“ willkürlich 
zusammen bzw. reißt sic aus dem Zu¬ 
sammenhang,, um seine, Marx 1 , Auf¬ 
fassungen zu untermauern. Auch vor 
Zitatfölschungenjschrccki der Deutsche 
nicht zurück. 

Dieser Umgang von Marx mit 
Zitaten seines Kontrahenten dient noch 
einem anderen Zweck: Marx unterstellt 
Proudhon Anschauungen, die dieser 
nicht vertritt, die aber Marx d ic Polcm ik 
gegen den Franzosen erleichtern. 

- Bin beliebtes Mittel von Marx ist, in 
Proudhons Text künstliche Wider¬ 
sprüche zu konstruieren, um seinem 
Gegner vor der Arbeiterbewegung zu 


„Philosophie de la 
Misere“ oder „Misere de 
la Philosophie“? 


Daß die „Misörc“ für Marx vor allem 
politisches Kampfmittel war, um Proud¬ 
hon und andere als Konkurrenten um 
die Führung der internationalen Arbei¬ 
terbewegung zu verdrängen, merkt man 
dem Text an! Marx geht fast gar nicht 
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diskreditieren. 

- Marx läßt nichts unversucht, Proud- 
hon zu verspotten, sich über ihn lustig 
bzw. ihn lächerlich zu machen(14) 

Den unterschiedlichen Methoden und 
wissenschaftlichen Auffassungen bei¬ 
der Kontrahenten entsprechen unter¬ 
schiedliche politische Strategien und 
Taktiken, die Marx und Proudhon zur 
Erreichung einer klassenlosen Gesell¬ 
schaft vorschlagen. Marx 1 historisch¬ 
kritischer Analyse geht einher mit der 
Propagierung des Klassenkampfes des 
Proletariats. Aus Proudhons beschrei¬ 
bend-struktureller Methode entspringt 
sein Vorschlag einer „Association pro¬ 
gressive' 1 , deren V orberci tung sein B uch 
„Philosophie de la Misere“ dient. Ziel 
dieser „Association progressive“ ist die 


Vereinigung der Produzenten - inklusive 
von Teilen der Bourgeoisie die mit 
dem Verkauf ihrer Produkte zum Selbst¬ 
kostenpreis den Profit abschaffen und 
durch ihre allmähliche Ausbreitung die 
kapitalistischen Unternehmen zur Auf¬ 
gabe veranlassen sollen. 

Während Proudhon, wie später auch 
z.B. Gustav Landauer, schon hier und 
jetzt den Ausstieg aus dem Kapitalismus 
fordert, hält Marx erst nach Erreichen 
eines bestimmten Grades der Entwick¬ 
lung der Technik und Industrie und der 
Herausbildung der Arbeiterklasse zur 
„Klasse für sich“ eine Revolution für 
möglich, die dann in einem Zug die 
klassenlose Gesellschaft ansteuert. 


Resümee 


Um auf die Eingangsfrage zurückzu¬ 
kommen: Was geht uns die Kontroverse 
zwischen Marx und Proudhon heute 
noch an? Vielleicht läßt sich die Antwort 
in zwei Punkten zusammen fassen: 

1 ) Die Zukunft der Linken nicht nur 
in der BRD wird wesentlich davon ab- 
hängen,ob und in wieweites ihr gelingt, 
untereinander und mit der übrigen Ge¬ 
sellschaft jene tolerante Diskussions¬ 
kultur aufzubauen, die Marx 1846/47 
mit seiner scharfen und allein seinem 
Machtstreben geschuldeten Polemik 
zerstörte. Eng damit zusammen hängt 
der zweite Punkt: 
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2)Nur in einem solchen Diskussions¬ 
klima ist dlie Anerkennung verschie¬ 
dener Methoden und Mittel auf dem 
Weg zu einer alternativen Gesellschaft 
möglich, die letztlich nur mit Hilfe einer 
mehrdimensionalen Transformations- 
Strategie erreicht werden kann! Der 
Übergang vom Kapitalismus zu einer 
postkapitalistischen Gesellschaft, der 
sich seit 1968 vor unseren Augen ab¬ 
spielt, kann nicht mit der bürgerlichen 
Methode einer Partei (oder eines Zen¬ 
tralkomitees) vor sich gehen, sondern 
am ehesten durch die netzwerkartige 
Verknüpfung der „systemfeindliehcn 
Bewegungen“. 


Anmerkungen: 

(1) Nach dem amerikanischen Soziologen 
Immanuel Wallerstein befindet sich das 
kapitalistische Weltsystem seit 1968 in 
seiner entscheidenden Krise und einem 
Übergangs Stadium zur nachkäpitalis- 
tischen Welt. In dieser Phase gelte es für 
die System feind liehen Bewegungen“, 
eine neue Strategie zu entwerfen, da die 
alte der Staatseroberung noch von der 
kapitalistischen Welt beeinflußt sei, 
s.Immanuel Wallerstein, Die 
Sozialwissenschaften kaputtdenken, 
Weinheim 1995, S.31ff. 

(2) Von Anarchisten seit jeher treffend als 
S taatskapi tal is mus charak teri s i er t. 

(3) Der nächste Text in dieser Serie ist das 
sieben Monate nach der „Misere“ er- 
schicncneKommunistische Manifest. 

(4) In der theoretischen Analyse der kapi¬ 
talistischen Gesellschaft, besonders ihrer 
ökonomischen Strukturen, hat Marx 
meiner Meinung nach Hervorragendes 
geleistet, was schon Michail Bakunin 
anerkannte! 

(5) Marx* erste Schriften, die „Pariser Ma¬ 
nuskripte^ 1844), „Die Heilige Fami¬ 
lie*^ 1844), „Thesen über Feuerbach“ 
(1845) und „Die Deutsche Ideologie“ 
(1845/46) dienten der kritischen Über¬ 
windung seiner anfänglichen huma¬ 
nistischen Positionen, die sich um das 
„Wesen“ des Menschen, die Entfrem¬ 
dung und ihre Aufhebung drehten. In 
der,Misere“ formuliert Marx zum ersten 
Mal sein grundlegendes ökonomisches 
Forschungsprogramm, die Analyse des 
Kapitalismus. 

(6) Die Profite, die private Rentiers -wie 
z.B. George Seros - heute durch den 
An- und Verkauf von Staatsanleihen, 
Optionen auf Staatsanleihen und jede 


Menge neuer Finanzinstrumente (De¬ 
rivate) erzielen, sind die „Risikoprämie“ 
für das Stopfen der Defizite in den Staats¬ 
haushalten. lei Staatsbankrotten, wie 
z.Zt. in Rußland, ist die Bedienung der 
ausländischen Finanzgesellschaften 
wichtiger als die seit Monaten aus¬ 
stehende Zahlung der Löhne und Renten 
an die russische Bevölkerung. 

(7) So die von Armand Barbejenen Abso- 
lutheitsanspmch seiner Theorie, den 
später seine selbstemanntenNachfolger 
von Lenin bis Mao-tse tung fortführen 
werden. Marx, der in seiner,Misere“ so 
gut wie überhaupt nicht auf Proudhons 
Argumente in dessen Werk eingeht, 
liefert mit eben der ,Misere“ das erste 
einer Reihe von grundlegenden Texten, 
mit denen die Gralshüter des Marxismus 
jede Abweichung von der reinen Lehre 
brandmarken könnt en(3). Die zentrale 
Kategorie, mit der jeder Kritiker der 
Parteilinie denunziert wird, ist die des 
Kleinbürgers. Die Geburtsstunde dieses 
Begriffs schlägt 1847 in der „Misere“ 
von Marx. Hier bezeichnet ,der Vater 
des Marxismus 1 seinen um neun Jahre 
älteren und damals viel berühmteren 
französischen Kontrahenten mit eben 
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dieser Vokabel. Der Kleinbürger, so 
Marx, schwanke zwischen Proletariat 
und Bourgeoisie (der Klasse der Besitzer 
der Produktions mittel), sei infolge der 
Entwicklung der Industrie ständig vom 
Absinken ins Proletariat bedroht, wolle 
zurück ins Mittelalter und sei deswegen 
prinzipiell reas und Louis-Auguste 
Blanqui geleitete „Socictc des famillcs“ 
(Gesellschaft der Familien), die nach 
der Auflösung durch die Polizei 1837 
als „SocidÜ des Saisons'‘(Gesellschaft 
der Jahreszeiten) weiter wirkte oder der 
1836 aus dein!'Bund der Geächteten 
entstandenen Bund der Gerechten. Alle 
diese Gruppen verfolgten mehr oder 
weniger die vcrschwörcrisehen Auf- 
standsmethodeh eines Gracchus Babeuf 
(1760- 1797). I 

(8) Im Bund der Kommunisten verschmol¬ 
zen der Bund der Gerechten und das 
Anfang 1846 von u.a. Marx und Engels 
gegründete „Kommunistische Korrcs- 
pondenzkomitec“, das Sektionen u.a. in 
Brüssel* London und Paris hatte. 

(9) Auch in Hamburg, Leipzig und der 
Schweiz gab es Ausschlüsse aus dem 
Bund. Ausschlüsse aus dem Bund. Ent¬ 
fernt wurden u.a. die Anhänger Weit¬ 
lings* Proudhons und seines deutschen 
Übersetzers Karl Grün. 

(tf))Z.B. Arbeitsteilung und Maschinen, 
Konkurrenz und Monopol, die sich je¬ 
weils widersprechen, miteinander ver- 
. burtden sind und dennoch danach 
streben* sich gegenseitig zu zerstören. 

(11) Wobei der Wert aller Produkte durch 
die zu ihrer Produktion nötige Arbeits¬ 
zeit bestimmt | oder konstituiert, wie 
sich Proudhon ausdrückt, wird. Sowohl 
Proudhon wie Marx sind 1846/47 noch 
stark von der Arbeitswerttheorie David 
Ricardos beeinflußt, nach der der Wert 
einer Ware sich nach der in ihr enthal¬ 
tenen Arbeitszeit mißt! Später wird 
Proudhon das Wort „Mutualismus“ für 
den gerechten Tausch der Produzenten 
untereinander gebrauchen. 

(12) $iehen Monate später, i m Kommunisti¬ 
schen Manifest, wird Marx „die Erobc- 
rung der politischen Macht“ fordern. 

(13) Dieser Satz ist vor Proudhon schon von 
anderen Theoretikern geprägt worden, 
Proudhon hat ihn erst populär gemacht. 

(14) Präzis belegt ist das in meinem Buch 
„Philosophie de la Misere oder Misere 
de la Philosophie?“, das 1997 im Peter 
Lang Verlag erschienen ist. 


Hilnicr, Johannes 
Philosophie de la Misere 

Verlag Peter Lang, 1998 
32,- DM 
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Olga forever 

Paco Ignacio Taibo II 
Olga forever 
Krimi in zwei Fällen 
187 Seiten 

Nautilus - 29,80 DM 


Dem mexikanischen Schriftsteller Pau 
Ignacio Taibo II, den deutschsprachigen 
Leserinnen bekannt durch seine Roma¬ 
ne Vier Hände und Auf Durchreise und 
seiner Biographie des latainamerika- 
nischcn Revolutionärs Ernesio Che 
Gucvara, übcrraschtmitseinem neusten 
übersetzten Kriminalroman Olga for¬ 
ever. Die beiden Fälle die in dieser 
deutschsprachigen Ausgabe vereint 
sind, waren im Original zwei Krimi¬ 
nalromane. Dieser Krimi - in zwei Fällen 
- unterscheidet sich in der Sprache und 
in der Schnelligkeit von seinen Roma¬ 
nen und Kriminalromanen. Paco I. 
Taibo sagt selbst, daß er diese Romane 
geschrieben hat, um zu widersprechen. 
Olga forever ist ein mehrfacher Wider¬ 
spruch. Auf zwei davon werde ich ein- 
gehen. 

Bevor er im Jahre 1988 mit dem ersten 
Krimi mit der Journalistin Olga Lava- 
nderos begann war Taibo schon ein 
international bekannter Kriminalschrift- 
stcllcr, seine Krimis wurden in mehrere 
Sprachen übersetzt. Ein Kollege der 
Internationalen Vereinigung der Kri- 
minalschriftstcllcr meinte zu Taibo: 
“Wo du jetzt auf dem internationalen 
A7 arkt publizierst, muß du uni versialere, 
internationalere Romane schreiben". 
Damit war gemeint, er müsse mehr an 
das nicht-mexikanische Publikum den¬ 
ken und weniger mit lokalen Codes 
arbeiten. Mitscincm ersten Roman über 
Olga Lavandcros wollte er wiedcrcincn 
Roman schreiben, "einen unleserlichen 
Roman für alle, die nicht , sei es auch 
nur einige Tage, im Regen und Smog 
von Mexiko-Stadt gelebt haben, ein Ro¬ 
man voller komplizenhafter Anspie¬ 
lungen in Sprache, in Mikrolandschaf- 
ten (...) einen so Mexiko-Stadt getränk¬ 
ten Roman, der niemals in Deutschland 
oder in den Vereinigten Staaten verkauft 
Werden könnte". Ein Glück für uns, daß 
der Verlag Nautilus eine andere Mei¬ 
nung vertritt. Ein weiterer Anlaß zum 
Schreiben dieser Romane, war die 
Äußerung, daß er niemals ein Buch mit 


einer Frau als Hauptfigur schreiben 
könnte. Gut, sagte sich Taibo, “es wird 
nicht nur ein Frau sein , sondern eine 
Frau , die durch und durch eine 
Provokation ist", Olga Lavanderos, 
auch genannt die Forever, 23 Jahre, 
Studiumsabbrecherin; Vespafahrerin, 
Journalistin bei der Tageszeitung La 
Capital , hat sich durch das Lesen von 
Bakunin und Sartre als 15jährige nach 
eigener Auffassung ihre Zukunft ver¬ 
baut, siehtsichselbstals “phlegmatische 
Anarchistin” und glühende Anti- 
PRIistin. Sie gehört zur Athos-Strö- 
mung in der Partei der Drei Musketiere 
(PDM), deren einzigsten Mitglied sie 


ist, denn Parteien mit zwei Mitgliedern 
neigen zur Spaltung, bei dreien tun sich 
mit Sicherheit zwei zusammen, um das 
Dritte auszuschlicßcn. 

Die Fälle spielen MittedcrSOer Jahres 
als das Won Revolution nicht mehr mit 
dem Adjektiv permanent sondern mit 
unmöglich in Verbindung gebracht 
wird. Im ersten Fall werden fünf Leichen 
in einem Abwasscrkanal gefunden. Alle 
fünf, drei Männer und zwei Frauen, 
wurden gefoltert. Es stellt sich heraus, 
daß sie schön länger verschwunden 
waren. Olga findet heraus, daß die fünf 
in dem Zeitraum zwischen ihrem Ver¬ 
schwinden und ihrer Ermordung noch 
gesehen wurden. Sic verkauften ihren 
Schmuck oder ihre Geschäfte. Handelt 
es sich um Entführung, wurden Erpres¬ 


sungsgelder eingetrieben und welche 
Rolle spielt die korrupte Polizei von 
Mexiko-Stadt. Olga findet die Wahrheit 
heraus, aber ihre Zeitung wird sie nicht 
abdrucken. Deshalb verläßt sie die 
Zeitung und wird Assistentin in einer 
internationalen Nachrichtenagentur. 
Luis Bravo Zendejas, Besitzer eines 
Restaurants, und Odilön Zendejas, 
Radrennfahrer und Gewinner der Vuelta 
von Mexiko 1975, werden mit einem 
22 er E insc hußloch in der S tim und grün 
angemalten Handflächen aufgefunden. 
Unter gleich en Umständen kommt auch 
Cecilia Isabel Zendejas, Besitzerineiner 
Büstenhalterfabrik, ums Leben. Olga 


findet heraus, daß die drei nicht nur den 
gleichen Nachnamen, im Alter nicht 
mehr als ein Jahr auseinander sind, daß 
sie zwar verschiedene Mütter, aber den 
gleichen Vater haben. Liegt hier das 
Motiv. Oder haben die grün angemalten 
Hände etwas mit Falschgeld zu tun, es 
handelt sich bei der Farbe um Drucker¬ 
farbe, Dollar-Noten werden gerne ge¬ 
fälscht. Gibt es noch eine viertes Kind, 
und was hat er oder sie damit zu tun. 
Aber als ob dieser Fall nicht genug 
Ärger für Olga wäre, taucht auch noch 
ihr tot geglaubter Großvater aus dem 
Nichts aus, redet etwas über Schätze, 
den Papst und Absprachen mit der 
mexikanischen Regierung. Olga und 
ihr Großvater entdecken, daß die Kirche 
Wahlzettc 1 für die PRI fälscht und als 
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Gegenleistung wird die Regierung den 
Vatikan anerkennen, doch diese Story 
glaubt keiner, und so wird sie auch 
nicht veröffentlicht Und dann gibt es 
noch ein kleines Kind, das von seiner 
Mutter Pancho genannt wurde, nach 
Pancho Villa, dem anderen Revolu¬ 
tionshelden der mexikanischen Revo¬ 
lution 1910-1919. 

Olga forever ist ein Muß für Taibo- 
und/oder Krimifans, schnell geschrie¬ 
ben in einer Sprache, die ich aus noch 
keinem seiner (Kriminal-)Romane 
kannte. 

Jürgen Mümken 
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Frauen im 
“Dritten 
Reich” 

Die Sozialgeschichte der Homosexu¬ 
alität in Deutschland ist eine Geschichte 
von Männern. Dieser falsche Eindruck 
entsteht schnell, wenn man die Masse 
der Publikationen über schwule Männer 
gegen die wenigen Titel über lesbische 
Frauen aufrechnet. Der Blick der So¬ 
zialwissenschaft war und ist männlich 
dominiert. Doch die Gründe, weshalb 
heute die Emmanzipation lesbischer 
Identität der Selbstverständlichkeithin- 
terherhängt, mit der sich schwule Män¬ 
ner in der Gesellschaftsmitte ausleben, 
sind bisweilen weitaus schmerzhafter. 
Es ist leidernicht nurzynisch, die Schere 
zwischen den Emanzipationsständen 
der gleichgeschlechtlich liebenden Ge¬ 
schlechter damit erklären zu wollen, 
daß im Dritten Reich ausschließlich 
Männer aufgrund ihrer sexuellen Ori¬ 
entierung die Todesmaschinerie der 
Konzentrationslager durchliefen. Der 
rosa Winkel, das heutige Symbol ge¬ 
sellschaftlicher Anfeindungen gegen 
Homosexuelle, wurde Frauen nicht an- 
gehcfteL Der 175 war den Männern 
Vorbehalten. DieGeschichtcderSchwu- 
lenbewegung ist ungewollt eine Ge¬ 
schichte mit Märthyrem. Denunzierte 
Lesben aber wurden den ‘Asozialen’ 
zugerechnet. “Basierend auf einer jahr¬ 
hundertealten patriarchalen Tradition, 
die Passivität zum weiblichen Ge- 
schlcchtscharakter erklärte,schien (den 
Nationalsozialisten) eine selbstbestim¬ 
mte weibliche Sexualität und damit auch 
Homosexualität undenkbar”, heißt es 
im Vorwort zu einer Sammlung von 
Lebensberichten lesbischer Frauen aus 
der Zeit des Nationalsozialismus, die 
Claudia Schoppmann unter dem Titel 
“Zeit der Maskierung” zusammenge¬ 
stellt hat. 

Claudia Schoppmanns Buch bietet 
keine sozialgeschichtliche Analyse, 
sondern begnügt sich, Vorarbeitzu leis¬ 
ten, dam it diese dereinst erst geschrieben 
werden kann. Eine umfassende Dar¬ 
stellung gibt es bisher tatsächlich nicht. 
“Zeit der Maskierung” sichert Zeitzeu¬ 
ginnenauskünfte. Historisches Material 
in zehn Lebensgeschichten, das in ein 
paar Jahren unwiederbringlich verloren 



wären. , 

Resignation. Da ist die 1907 gebo¬ 
rene FreiaEisner, die Tochter des 1919 
ermordeten Kommunisten Kurt Eisner. 
Schwierig ihre biographische Aus¬ 
gangssituation, große Väter werfen 
große Schatten auf ihre Kinder und 
Sippenhaft ist ein übliches Totalitäts¬ 
instrument während der Nationalso¬ 
zialistischen Herrschaft. Ihr Elternhaus 
wird für Freia Eisner bereits 1933 zur 
Bedrohung, nach langer Qdysscc zwi¬ 
schen Heimweh]und dem Wissen, 
Deutschland für immer verlassen zu 
müssen, findet sie 1935 nach Aufent¬ 
halten in Schweden und Frankreich in 
England Asyl. Persönlich bedeuten 
diese zwei Jahre ihr großes Desaster, 
denn die Umstände zwingen sic, Hilfe 
von Freundinnen anzunchmcn, was 
diese unweigerlich in Schwierigkeiten 
bringen muß. Freia Eisner konvertiert 
1941 zumKatholizismus.cin Versucht, 
für sich und andere ungefährlich zu 
werden. Ihre Sexualität verbietet sic 
sich. Vermutlich spielt für diese Ent¬ 
scheidung auch eine Rolle, daß ihre 
lesbische Identifikation unter dem 
Eindruck entstanden war, mit 13 Jahren 
von einem Onkel sexuelle Mißbrauch 
worden zu sein. 

Widerstand. Von einem ganz an¬ 
deren Selbstwertgefühl zeugt das Leben 
der Versicherungskauffrau Anneliese 
W.,die unter dem Spilznahincn Johnny 
während der gesamten Hitlcrzcil in den 
Berliner Szenelokalcn verkehrt - “trotz 
offiziellen Verbots”, so Jonnys Erin¬ 
nerung, “hat es inj Berlin und anderen 
Großstädten während der ganzen NS- 
Zeit mehr oder wen iger bekannte Treff¬ 
punkte gegeben, wenn auch nur für 
kurze Zeit.” Während zahlreiche Freun¬ 
dinnen aus der Szene untcrtauchcn 
müssen und verhaltet werden - wegen 
ihrer jüdischen Herkunft oder politi¬ 
schem Engagement, kaum wegen einer 
Liebesbeziehung -jcrlcbt sic die Befrei¬ 
ung unbeschadet] Obwohl sic eine 
Freundin bis zur Befreiung bei sich 
versteckt hält und noch kurz vor dem 
Einmarsch der Röten Armee dennun- 
ziert wird. 

Anpassung. Clairc Waldoff, eine in 
den 20er Jahren berühmte links orien¬ 
tierte Berliner Chanson- und Rcvuc- 
sängerin, erhält 1933 Berufsverbot 
(begründet mit einem Auftritt bei einer 
Veranstaltung der Roten Kapelle), das 
jedoch bald wieder aufgehoben wird. 
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Sic geht den Weg vieler ihrer Kollegen, 
läßt sich in den von Goebbels kontrol¬ 
lierten Kulturbetrieb einpassen, tritt der 
Rcichskulturkammer bei. Doch die 
Hardliner unter den Nazis erinnern im¬ 
mer wieder an ihre politische Orien¬ 
tierung während der 20er Jahre und for¬ 
dern weiterhin ihren Kopf. Anfein¬ 
dungen überschlagen sich, da Claire 
Waldoff noch bis weit in die 30er ihre 
aufmüpfigen Lieder aus der Zeit vor der 
Machtergreifung singt. Bis Anfang 1943 
sind Auftritte von ihr belegt. Claire 
Waldoff Psyche zerreisst bei dem Ver¬ 
such, ihre Privathcit und Ideale durch 
die Zeit zu retten. Künstlerisch gelingt 
ihr nach der Befreiung kein neuer Start, 
durch die Währungsreform verliert sie 
ihre Ersparnisse, verbittert darüber, daß 
“noch immer die Nazis an leitenden 
Stellen säßen” stirbt sie 1957 an einem 
Schlaganfall. 

“Der Wunsch, sich mit den Opfern der 
Geschichte zu identifizieren”, schreibt 
Claudia Schoppmann im Vorwort der 
zehn Porlrails, “mag zwar psycho¬ 
logisch verständlich sein, verstellt aber 
den Blick auf die tatsächlichen Hand- 
lungsspiclräume: Lesbische Frauen 
waren, und dies gilt nicht nur für die 
NS-Zcit, unter Umständen Täterin, 
Mittäterin und/oder Opfer. Esgibtkeine 
‘Gnade der weiblichen Geburt’, und 
auch die Homosexualität prädestiniert 
nicht zu einem bestimmten sozialen 
Handeln oder Verhalten.” Die Nor¬ 
malität homosexueller und bei Schopp¬ 
mann speziell lesbischer Identität, die 
Existenz lesbischer Frauen und schwu¬ 
ler Männer reicht völlig aus, um die 
Forderungen begründen zu können, daß 
die rechtliche und gesellschaftliche 
Anerkennung der gleichgeschlecht¬ 
lichen Liebe Normal i tat sein sollte. “Zei t 
der Maskierung” ist ein leises, zurück¬ 
haltendes und unspcktakulärcs Buch. 
“Kleinster gemeinsamer Nenner ist ihre 
Liebe zu Frauen ”, schreibtSchoppmann 
über die darin portrailicrtcn Frauen, um 
den Eindruck gar nicht entstehen zu 
lassen, Individualität ließe sich durch 
eincscxuclicOrienlierungerfassen.Das 
Private ist eben zunächst nur privat. 
Und erslaufdcn zweiten Blick politisch. 
Alles andere zu behaupten wäre Agi¬ 
tation oder Ideologie. 

Claudia Schoppmann: Zeit der Maskierung. 
Lebensgcschichlen lesbischer Frauen im 
"Drillen Reich". Frankfurt (Fischer) 
1998. 176 Seilen, DM 14,90 

Martin Droschke 



Zwischen Schreibtisch und 
Straßenschlacht? 
Anarchismus und libertäre 
Presse in Ost- und 
Westdeutschland 


»Die Studie ist darauf angelegt, die an¬ 
archistische Bewegung einer weiteren 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen 
... (sie soll) die modernen sozialen 
Bewegungen in ihren widersprüch¬ 
lichen Ausdrucksformen dokumen¬ 
tieren, dabei aber zugleich die Konti¬ 
nuität nicht staatlich fixierten Denkens 
herausarbeiten, (sie soll) einen leben¬ 
digen Einbl ick in die Probleme der B latt- 
produktion, in die Diskussions- und 
Funktionsprozesse« bieten. Zwischen 
diesen Ansprüchen aus dem Vorwort 
von Christian Siegrist versucht Bernd 
Drücke auf über 600 Seiten die von 
Holger Jenrich begonnene Geschichte 
der anarchistischen Presse in der BRD 
weiterzuschreiben und sie um den 
wichtigen Aspekt libertärer Untergrund- 
zeitsdehriften in der ehemaligen DDR 
zu erweitern. 

Bernd Drücke stellt dabei, die für die 
Zcitschriftenmachcrlnncn schmeichel¬ 
hafte These auf, dass die »ncolibcrtären 
Zeitschriften mehr zu den gesellschaft¬ 
lichen Auseinandersetzungen und Um¬ 
brüchen in der Bundesrepublik und der 
DDR beigetragen (haben), als das heute 
der Allgemeinheit bekannt ist bzw. von 
ihr wahrgenommen wird.« Drücke 
nennt Beispiele, wo Beiträge aus dem 
SF, der GWR oder der DA im Osten auf 


Kirchentagen etc. verbreitet wurden. 
Andererseits sieht er den Einfl uss in der 
jüngsten Zeit rückläufig und eher auf 
die Kulturebene der Gesellschaft be¬ 
schränkt, - allerdings bleibees Aufgabe 
der libertären Zeitschriften, die Qualität 
und die Wertvorstellungen des Anar¬ 
chismus weiterzuvermitteln, um ein 
taugliches Lebensmodell vorzustelleo, 
das auf den Prinzipien gegenseitiger 
Hilfe, solidarischem Handeln, freiwil¬ 
liger Zusammenarbeit, Selbstdisziplin 
und Verantwortlichkeit, nicht hierar¬ 
chischer Beziehungen, sozialen Ideen 
und Organisationen beruht. 

Wer den Preis (59,80 DM) nicht 
scheut und den Wälzer ersteht, wird 
sich vermutlich festbeissen und nicht 
so schnell zuschlagen können. Zuviele 
Informationen, zuviel Insiderwissen hat 
Drücke zwischen die Buchdeckel ge¬ 
bannt. Manchmal hat sein Buch etwas 
Voyeuristisches, dann kommt wieder 
der Politikwissenschaftler durch, oder 
sollen wir ihn besser “den Archivar” 
nennen? Soweit wir aus unserer Ge¬ 
schichte und Erfahrung die Fakten 
überprüfen konnten, haben wir keinen 
Fehler entdeckt, eine Aussage, die ver- 
muliich nicht jedem Buchautor von 
seinen "Subjekten" erwidert werden 
wird. 

Wolf gang Haug 

Verlag Klemm & Oelschläger, Münster/ 
Ulm 1998, Pappelauer Weg 15, 89077 
Ulm. 

Der Autor steht für Veranstaltungen zur 
Verfügung: Bernd Drücke 
c/o Infoladen Bankrott, Dahlweg 64, 
48153 Münster 
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Libertäre Zentren, Kneipen und Räu¬ 
me sc hl ießen, warum auch im mer, über¬ 
regionale Diskussionforen fehlen. FLI 
setzt dagegen das Angebot eines öfIfent- 
lichen Raumes, an jede/jeden, die In¬ 
teresse an Austausch, Diskussion, Ken- 
ncnlemen von Menschen, aus vielspra¬ 
chigen Regionen/andcrcn Zusammen¬ 
hängen’ - mitanderen Erfahrungen oder 
Ideen. 

Das FLI kennt kein Statut und be¬ 
schränkt sich nicht auf einen Schwer¬ 
punkt in seiner Arbeit. Wir diskutieren 
aktuelle Themen aus anarchistischer 
Sicht in Form von Thcscnpapicrcn, 
Vorträgen oder über den Daumen 
gepeilt. Inhalte können über mehrere 
Treffen aufgegriffen werden. 


FLI ist keine Organisation 
- Keine Denkrichtung wird verordnet 
-Keinen Platz gibts für Machtan- 
sprüche, Dominanzgehabe 
-Keine Grenzen, Gartenzäune, Sand 
bürgen oder Sprachbarrieren 

Es ist gut und nötig, sich gegenseitig 
zu stärken und aufzubauen, Entfrem¬ 
dungstendenzen in der Gesellschaft 
entgegenzutreien. Wir nehmen uns zwei 
mal im Jahr mehrere Tage zum kennen- 
Icmcn, wiederbegegnen, diskutieren - 
open End, wandern und feiern, malen, 
Theater spielen, lachen, kochen, musi¬ 
zieren, wohnen, streiten. 


Zur FLI - (Vorgeschichte: Das FLI 
der 1. Folge existierte über mehrere 
Jahre, 1983 -1990. Es wurde regelmäßig 
von ca, 40 Menschen besucht und am 
leben erhalten. Diskussionen wurden 
weiterverbreitet, Öffentlichkeit ge¬ 
schaffen. Wer mehr Informationen wall, 
kann in “alten Schwarzen Faden” 
Ausgaben nachlcsen. 


Gegen Vorauskassc für Kopickostcn 
(0,10 DM/je Seile Anzahl sicht in 
Klammer dahinter) + Porio (3,00 DM) 
senden wir Euch gerne die vorhandenen 
Papiere von Treffen der 2. Folge. 









Nachbetrachtung zu 
»Keine Macht für Niemand« 
von Jürgen Mümken 
in SF 1/98, Nr. 63: 

Falls bis jetzt wenig Reaktionen auf den 
Artikel von Jürgen Mümken eingegan¬ 
gen sein sollten, wundert es mich nicht 
und cs ist eigentlich kein schlechtes 
Zeichen, denn der Artikel verlangt viel 
an kritischer Aufmerksamkeit und Zeit, 
ihn wirken zu lassen. Ich möchte kurz 
einigeGcdanken dazuäußem. »Macht« 
im Anachismus? - ein zunächst 
schockierender Gedanke. Ob mensch 
»Macht« fürden Anarchismus als Hand- 
lungstyp akzeptieren möchte, hängt da¬ 
von ab, wie mcnsch »Macht« definiert: 
als allgemeines Wirkungsprinzip (ä la 
Foucaulbzw. Nietzsche) odcrals Macht, 
die - wie Max Weber es beschreibt - ins¬ 
besondere beinhaltet, in sozialen Bezie¬ 
hungen den eigenen Willen auch gegen 
Widerstreben durchzusetzen. 

Bedeutsam ist diese Unterscheidung 
nicht nur für die Umgangsweise mit 
dem Begriff der »Macht«, sondern sie 
wird cs auch für die Beschreibung li¬ 
bertärer Ziele. Letztlich istcsdieUnter- 
schcidung von Macht als »power to x« 
(die Möglichkeit und Fähigkeit, ange¬ 
strebte Ziele zu erreichen) und Macht 
als »power cwer*«(z.B,dicUnierdriik- 
kung von Menschen). Letzteres kann 
kein anarchistisches Ziel sein. Ob der 
Begriff der Macht anarchistisch nutzbar 
ist, hängt davon ab, wohin mcnsch die 
»power to x« ausrichlct. 

Ich weiß allerdings noch nicht ganz, 
ob cs ‘nützlich’ ist, den Begriff der 
»Macht« fürden Anarchismus gangbar 
zu machen und worin hierin die spezifi¬ 
schen Chancen lägen. Es ist ja die Frage, 
ob anarchistische soziale und politische 
Aktivitäten nicht auch durch Begriffe 
wie »Einfluß« oder schlicht »Engage¬ 
ment« gekennzeichnet werden können. 
Jedoch ging cs Mümken auch um die 
Problcmatisicrung libertärer Ziele, im¬ 
merhin - soviel wird in Mümkens Artikel 


deutlich - bleiben libertäre Perspektiven 
problematisch, weil es kein »Außerhalb 
der Macht« gibt und wir daher nur sehr 
beschränkt Aussagen über Ziele wie 
z.B. »Freiheit« machen können. Denn 
möglicherweise gibt es gar kein »auto¬ 
nomes Subjekt«, das Ziele wie z.B. 
»Freiheit« anvisieren und verfolgen 

kann. 

Ist jedes ‘Subjekt’ durch die jeweils 
herrschende Machtform konstituiert, 
dann hat das drastische Konsequenzen 
fürdie Freiheitsperspektive: Wir können 
nur Vorstellungen entwickeln, die im 
Rahmen der jeweiligen gesellschaftli¬ 
chen Subjekt-Konstitution liegen. Fol¬ 
gerichtig können wir weniger die große 
»Freiheit« anstreben, als Befreiungssze- 
narien entwickeln im Rahmen unseres 
Subjekt-’Zustands’. Es bleibt also alles 
Arbeit im Kleinen, dies die Konsequenz. 
Zu Recht, die Träume von der ‘großen 
Revolution’ sind kritisch zu hinterfra¬ 
gen, wenn nicht gar utopisch. Diese in¬ 
direkte Botschaft Mümkers will ertragen 
werden. 

Mümkens Artikel wäre in der Lage, 
eine anarchstische Grün dt agendebatte 
cinzläutcn. Er hatte jedenfalls Auswir¬ 
kungen auf mein Denken, denn ich hatte 
noch in meinem Buch »Anarchie als 
Direktdemokratic« (Moers 1998) ge¬ 
schrieben: »Der cmanzipatorische 
Grundgedanke des Anarchismus ver¬ 
langt nach Abschaffung jeglicher 
Macht«. Hierschwebte mir die geläufige 
Bedeutung des Machtbegriffs im Sinne 
von »power over« vor. Nach Mümkens 
Artikel heißt cs, zu diffemzieren. 

Übrigens freue ich mich auch über 
die von Mümken geschaffene »edition 
bandera negra« (auf den Heften sollte 
allerdings eine Adresse stehen, wo 
mensch sic beziehen kann) und hoffe 
auf weiteren philosophischen Tiefgang 
(nicht nur) im Schwarzen Faden. 

Ralf Bumicki/Bielcfeld 


Sfandortbestimmyng 

Weite Teile der politischen Linken be¬ 
ziehen sich positiv auf Gesellschafts¬ 
modelle, die im Zuge von Revolutionen 
errichtet wurden, sei es in der Sowjet¬ 
union, in China, in Kuba oder Nicaragua. 
Ich kann diese Haltung nicht teilen. 
Alle bisherigen Versuche, durch Revo¬ 
lutionen der Utopie einer freien oder 
kommunistischen Gesellschaft näher¬ 
zukommen, betrachte ich - trotz aller 
Errungenschaften - im Ansatz bereits 
grundsätzlich als gescheitert. Wenn ich 
von Scheitern spreche, spiele ich nicht 
an auf die kapitalistische Überwindung 
des “Realen Sozialismus” seit Mitte der 
achtziger Jahre. Vielmehr sind alle 
bisherigen Revolutionen bereits kurz 
nach ihrem “Ausbruch” fehlgeschlagen. 

Schon bald nach dem Sturz der vor¬ 
herigen Regime brachen die Revolu¬ 
tionen in sich zusammen: Die entfesselte 
Lebensenergie, die Empörung, der 
Wagemut, Eigenverantwortung und 
Selbstorganisation, all das direkte, 
unmittelbare Zwischenmenschliche, 
das füreinander Einstehen, all das, was 
die revolutionäre Energie hervorbrach¬ 
te, was für die Befreiung und Selbst- 
werdung des Menschen wesentlich ist, 
wurde von den neuen, aus dem revo¬ 
lutionären Prozeß hervorgegangenen 
Eliten im Keim erstickt. Die eben noch 
revoltierende Bevölkerung fiel zurück 
in althergebrachte Muster und Tra¬ 
ditionen, ergab sich, verfiel erneut dem 
Untertanengeist. Das gesellschaftliche 
Leben erstarrte in nur leicht veränderten 
Formen von Fremdbestimmung und 
Ausbeutung. 

Dies gilt nicht nur für die russische 
oder die chinesische Revolution, 
sondern für alle bisherigen Revolutio¬ 
nen, auch für die sogenannten “bürger¬ 
lichen” Revolutionen, wie in Frankreich 
1789 oder in den USA, und auch für den 
“kurzen Sommer der Anarchie”, die 
spanische Revolution 1936, ebenso für 
Mexiko, den Iran usw. 

Aber es sind nicht nur diese falschen 
Bezugnahmen auf bisherige Revolu¬ 
tionen, die mich nerven. Die Linke aller 
Schattierungen krankt an ihren eng¬ 
stirnigen, kalten, schematisierten Her¬ 
angehensweisen an Politik überhaupt: 

All das Denken in Gegensatzpaaren 
wie Beourgoisie/Proletariat, These/ 
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Antithese» 1 .Welt/3.Welt, all das Sche¬ 
matisieren zwischen zwei Polen, das 
dualistische Erklären der Welt, spricht 
dem wirklichen Leben hohn. 

Politische Ansätze, die letztlich nur 
Freund oder Feind kennen, die Ge¬ 
schichte und Widerstand nur reduziert 
denken können, weil sie alles sezieren 
und splitten als kapitalistisch/anti- 
kapitalistisch, sexistisch/antiscxistisch, 
imperialistisch/anti-imperialistisch 
usw. zermürben jede Bewegung, und - 
trotz aller Berechtigung und trotz allem 
Verständnis, das ich dafür aufbringe - 
diese Politikansätze langweilen mich; 
und ihnen fehlt das Verständnis, das 
Gefühl für die Feuer in den Herzen, die 
Sehnsucht, die konkrete Solidarität, für 
den Haß und die ohnmächtige Wut, für 
all das, woraus wir die Kraft nehmen 
können, uns zu erheben, für all das, wie 
Widerstand entsteht, wie Veränderun¬ 
gen stattfinden können und stattge¬ 
funden haben, ja, ihnen fehlt sogar ein 
Verständnis für die Rafincsscn und 
Brutalitäten von Herrschaft und Unter¬ 
drückung. 

Blutleer ist cs außerdem, wenn soziale 
Emanzipation einzig von dem Druck 
abhängig gemacht wird, der gegen die 
Herrschenden aufgebaut werden kann. 
Wer sein Hauptaugenmerk auf eine 
sogenannte “Gegenmacht” oder auf die 
“Kraft der Negation” richtet, führt sich 
und andere in die Irre, verheizt die 
eigenen Energien in Aktivitäten, die 
letztlich niemanden wirklich weiter- 
bringen. 

Werden Klassenkampf zum alles do¬ 
minierenden Prinzip erhebt, wie cs der 
Marxismus oder auch der Anarchosyn¬ 
dikalismus tun, wer im wesentlichen 
auf die Negation der Verhältnisse setzt, 
wie cs die Frankfurter Schule, die sog. 
“Radikale Linke” von Ebcrmännchcn 
und Konsorten oder die Antiimps und 
die RAFdcrachtzigcr Jahre getan haben, 
wer nur noch verschiedene Antihal¬ 
tungen ncbcncinandcrstcllt, wie es weite 
Teile der Autonomen tun, verknöchert, 
fährt sich fest, erblindet, betreibt ver¬ 
geistigte Politcsotcrik. 

Die hier kurz angerissene Kritik an 
verschiedenen linken Politikmustcm 
sollte diskutiert und vertieft werden. 

Mich dagegen überzeugen Leute, die 
versuchen, ihr Leben so zu leben, wie cs 
ihnen entspricht, die immer wieder in 
sich hineinhorchen, die gegen alle 


Widrigkeiten an ihren Sehnsüchten 
fcsthalten, die für sich eintreten. 

Ich fühle mich wohl mit Leuten, die 
stets auf der Suche bleiben, die sich 
zwar bemühen Falsches zu vermeiden, 
aber doch immer in dem Bewußtsein 
leben, daß ihnen Fehler unterlaufen 
werden, die bei allem, was sie tun, 
einkalkulieren, daß es schief gehen 
kann, daß sie woanders ankommen 
werden, als sie sich vorgenommen 
hatten, die Kritik von anderen genauso 
wichtig nehmen, wie ihr eigenes Em¬ 
pfinden, die ihre Entscheidungen ernst¬ 
haft treffen, die sich die Konsequenzen 
ihres Handelns bzw, Nicht-Handelns 
bewußtmachen, die sich als Teil des 
Ganzen sehen, fühlen, wie alles mitein¬ 
ander verknüpft ist, und die wahmeh- 
men, wie sich ständig alles ändert. 

Ich sehne mich nach Leuten, die ihr 
Herz öffnen, die versuchen andere zu 
verstehen, und doch wissen, daß alles 
Verstehen nur ein Sich-Annähem sein 
kann, daß alles und jedeR uns letztlich 
fremd bleibt. Ich bewundere Menschen, 
die respektvoll für all die vielen auch 
noch so kleinen Facetten des Lebens 
ein Auge haben, und die ihr Leben 
danach ausrichtcn, daß die anderen um 
sic herum ihre Persönlichkeiten ent¬ 
falten können, die Plätze freiräumen, 
damit Gemeinsames entstehen kann. 

Solange ich solche Leute treffe, gibt 
es für mich Hoffnung, solange lohnt 
sich der Versuch hier etwas zu verän¬ 
dern. 

Meine Hoffnung ist, daß solche Leute 
nicht aufhören, sich zusammenzuraffen, 
sich und anderen immer wieder auf's 
Neue eine Chance geben, daß sie Zu¬ 
sammenhänge bilden, getragen von 
jeder und jedem Einzelnen, getragen 
von der Neugierde aneinander, von 
gegenseitigem Respekt, von Solidarität 
und Verbindlichkeit und dem Ziel 
gemeinsamer Emanzipation. 

Die Chance, die ich sehe, ist, daß 
Menschen beginnen, verschiedene Be¬ 
reiche ihres Lebens aus der Fremdbe- 
Stimmung herauszulösen und - zusam¬ 
men mit anderen - selbst in die Hand zu 
nehmen, daß Leute einklagen, daß ihr 
Leben ihnen selbst gehört, und sich 
bewußt machen, daß dieses eine Leben 
alles ist, was wir haben,daß Leute immer 
wieder auf's Neue sich daran machen, 
vorhandene Fesseln zu sprengen und 
ihren eigenen Weg gehen, auch auf die 


Gefahr hin, all die angebotenen, schein¬ 
baren Begünstigungen und S ichcrhcilcn 
zu verlieren. < 

Ich freue mich, wenn einzelne Zu¬ 
sammenhänge nicht in den bereits ge¬ 
schaffenen eigenen Zentren, Freun¬ 
deskreisen, Kollektiven, Organisatio¬ 
nen und Diskussionszirkcln selbst- 
genügsam erstarren, sondern immer 
wieder auf's Neue Anläufe nehmen, 
die persönlichen Ideen und Bedürfnisse 
im eigenen Alltag für sich und andere 
umzusetzen, wenn cs gelingt, die ent¬ 
wickelten Vorstellungen in eine kol¬ 
lektive Praxis zu überführen, die dann 
zu einem deutlich erkennbaren, festen 
Bestandteil der: gesellschaftlichen 
Realität wird, zuel was, an dem niemand 
vorbei kann, und das sich in gesell¬ 
schaftliche Auseinandersetzungen 
einmischt. 

Ich finde es unwichtig, in welchem 
Bereich ihres Leocns und aus welcher 
gesellschaftlichen Situation heraus 
Leute sich zusammcntun und selbst tätig 
werden, ob sie ein gutes Buch schreiben, 
einen selbstorganjisicrtcn Betrieb auf¬ 
bauen, ob sie mit Illcgalisicrtcn eine 
eigene Gesundhcitsvcrsorgung auf- 
bauen oder andere undcr-covcr-Struk- 
turen schaffen,ob sicmilirnntc Aktionen 
durchführen odersich mit ihren Kolleg¬ 
innen innerhalb eines kapitalistischen 
Betriebes organisieren usw. usw. Alle 
diese solidarischen Zusammenhänge 
entwickeln von unten her, konstruktiv 
eine Alternative zum Bestehenden, sind 
Kerne für eine libertär-sozialistische, 
weltweite Parallclgcscllschaft zwi¬ 
schen, innerhalb und gegen andere For¬ 
men gesellschaftlicher Organisation. 

Ich begreife den libertären Sozialis¬ 
mus als einen ständigen, sich selbst 
dauernd korrigierenden, cmanzipato- 
rtschen Prozeß, gleich berechtigt ge¬ 
staltet von jeder und jedem. 

Das ist für mich die Basis anarchi¬ 
stischer Politik, die eigentlich weniger 
“Politik” ist als vielmehr eine spezielle 
Art, das eigene Leben zu leben, kein 
Prinzip, aber eine Orientierung, eine 
Orientierung neben anderen. 

von Axel Ansorge 

... gesendet von Radio libertär, Hamburg, 
den4.Mai,bei Radio FSK (freies Sender¬ 
kombinat) auf der UKW-Frcqucnz 93.0 
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hältlich. Das Register, das demnächst auf 
der CD-ROM der Edition ID/Amsterdam 
enthalten sein wird, ist für Internet-Benutzer 
auch unter unserer Homepagezu finden: 
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(ab 2 Ex. 30% Rabatt): 

Nr. 59 enthält u.a.:M.Wilk: Aus dem Innern 
des Sparpakets, D, Schütze: Die Deut¬ 
schen sind gefährlich; Subcomm andante 
Marcos: Kommunique; D. Nelles: Die an¬ 
archistische Jugend. 

Nr.60 enthält u.a.:Anti-Expo-AG: Nach¬ 
haltige Propaganda für das 3. Jahrtau¬ 
send; M. Kittmann: Die neue Militarisierung 
der Gesellschaft; H. Waibel: Neofaschis¬ 
mus in Ostdeutschla nd; Interview mit Birgit 
Rommelspacher; N. Chomsky: Ziele und 
Visionen (1 Teil der Bookchin-Chomsky- 
Debatte), U. Bröckling: Anarchistischer 
Antimilitarismus im Kaiserreich; W. Ster¬ 
neck: Techno und Cybertribe, etc, 

Nr. 61 enthält: M. Wilk: Macht und Herr- 
schaft ,Teil4: Globalisierung; D. Hartmann: 
SoziäleSäuberungenin Köln;M.Bookchin: 
Einheit von Ideal und Praxis (2.Teü der 
Bookchin-Chomsky-Debatte); Kom¬ 
mune-Debatte Teil 1; K. Staad: Laßt 1000 
Torten fliegen!; M. Kröger: Simone Weil 
und Carl Einstein in Spanien 36/37; W. 
Portmann: Porträt Heiner Koechlins etc. 


Nr.62 Feminismus-Sondernummer II, 

enthält u.a.: SF-Red.: Vielfältige Bezie¬ 
hungen zw. Anarchismus und Feminismus. 
Interview v. Dorothea Schütze mit der 
Brasilianerin Maria da Cruzzu Erfahrungen 
mit dem alltäglichen deutschen Rassis¬ 
mus; Maria Mies: Thema Subsistenz - 
Frauen, Nahrung und globaler Handel; 
Jane Meyerding: Gender - die Welt wie 
sie gelebt wird; Roselia di Leo: Patriar¬ 
chatskritik: Ort der Differenz; L. Susan 
Brown: Auseinandersetzung mit Naomi 
Wolfs Powerfeminismus; Ariane Gransac: 
Gemeinschaftsküche Kropotkins; etc. 


Rhein/Main; Jörg Bergstedt: Nachhaltige 
Seilschaften; Wolfgang Haug: Kongress 
zur Sozialen Ökologie in Lissabon; Michael 
Schiffmann: Gesetze der Gier; Julia Küm¬ 
mel: Interview mit Nga Awa; Andreas 
Speck: Militarismus und Männlichkeit; 
Bernd Drücke: Zur Geschichte des SF; 
Reinhard Müller: Nachruf auf Ferdinand 
Groß (Wien/Graz) 

Nr.65: C. Andrea: Der lange Weg der 
indigenen Autonomiebewegung; Claus 
Biegert: Das Vampir-Projekt - Jagd nach 
den Genen der Ureinwohner; Ja net Biehl: 
Der libertäre Kommunalismus,Teil); Rich¬ 



Foto: Herby Sachs 


Nr.63 enthält u.a.: Holst: Chiapas aktuell. 
Josö Saramago: Warum ich nach Chia¬ 
pas fahre? Ries: Chomsky-Kritik 1 - Ziele 
und Visionen. Mümken: Chomsky-Kritik 2 
- Staatlichkeit oder Anarchie?. Noam 
Chomsky: Unterstellte Zustimmung - Diskurs 
zur Demokratie, Bergstedt: Der Staat und 
die etablierten Umweltverbände; 
Mümken: Foucault-Diskurs, Sterneck: 
John Cage; Voß: Kommune-Debatte 

Nr.64: Gerhard Klas: Kein Mensch ist illegal; 
Albrecht Kieser: Schlepper, Schleußer - 
Von Fluchthelfern und Wegelagerern; 
Maria Mies: Der Gipfel der Globalisierung 
(MAI-Abkommen); Ann Stafford: Noch ist 
das MAI nicht tot;Michae! Wilk: Flughafen 


ard Herding: Gegenöffentlichkeit; Ulrich 
Bröckling: Sand im Getriebe (Kriegs¬ 
dienstverweigerung); Wolfgang Haug: 80 
Jahre Russische Revolution; Gerhard 
Hanloser: Fortschritt, Entwicklung, soziale 
Revolution (Rußland). 
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